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Gesine Schwan

Das deutsche Amerikabild
seit der Weimarer Republik

I. Der unwiderstehliche Einflul Amerikas

Seit ihrer Entstehung haben die Vereinigten Staa-
ten im BewuBtsein der Deutschen eine wichtige
Rolle gespielt. Sie galten den Deutschen als nega-
tives oder positives Symbol. Im Zuge des Ersten
Weltkrieges jedoch, in den die Amerikaner ent-
scheidend eingriffen und in dessen Folge ihr wirt-
schaftlicher und politischer Aufschwung sich den
Europdern unverkennbar zeigte, verstirkte sich
das Interesse der Deutschen fiir die Vereinigten
Staaten noch einmal merkbar. Um die Bedeutung
des deutschen Amerikabildes — oder eher der
Amerikabilder, wie wir sechen werden — zu verste-
- hen, muB man sich daher das enorme wirtschaft-
liche und politische Gewicht vor Augen fiihren,
das Amerika in diesem Zeitraum in der Wahrneh-
mung der Deutschen gewonnen hat: Gegeniiber
- einer Weltmacht hat man andere Gefiihle oder
- Ressentiments als gegeniiber einer kleineren
.~ Macht — man verspricht sich etwas von ihr oder

man fiirchtet sie; es ist schwieriger, ihr gegeniiber
einen niichternen Blick zu bewahren.

Dies gilt um so mehr, als sich der Einflul Ameri-
kas nicht auf einzelne okonomische oder poli-
tische Handlungen beschriankt. Von ihrem Ur-
sprung her sind die Amerikaner den Europdern zu
sehr verwandt, als daB diese gegeniiber der sozia-
len, wirtschaftlichen, technologischen oder kultu-
rellen Entwicklung Amerikas gleichgiiltig bleiben
konnten. Was in Amerika geschieht, ist von Eu-
ropa ausgegangen und bezeichnet die Richtung,
in die Europa selbst seine Entwicklung nehmen
konnte. Der neue Kontinent hat den alten iiber-
holt — das ist unangenehm, vielleicht sogar de-
miitigend, vielleicht auch ermutigend, auf jeden
Fall ist es aber fiir die Zukunft Europas wichtig.
Und es handelt sich dabei um einen indirekten
und deshalb oft geradezu unwiderstehlichen Ein-
fluB.

II. Indikatoren und Faktoren des deutschen Amerikabildes

Es ist daher einsichtig, daB auch das Amerikabild
der Deutschen nicht nur — vielleicht sogar eher
weniger — von der Entwicklung, von den Tatsa-
chen in Amerika selbst abhangt, sondern vor al-
lem von der Haltung der Deutschen gegeniiber
ihrer eigenen Gegenwart, ihrer Vergangenheit
und ihrer Zukunft bestimmt ist. Daher mul3 man
auch eher von den Amerikabildern in der Mehr-
zahl sprechen. Die wichtigsten Faktoren, die diese
Bilder modellieren, sind zum einen die verschie-
denen politischen, sozialen, 6konomischen und
ideologischen Positionen, denen die Deutschen
anhdngen, zum anderen die wichtigsten Ereig-
nisse in den deutsch-amerikanischen Beziehungen
wahrend der Periode der Weimarer Republik.

In bezug auf die Politik entscheidet vor allem die
Haltung zur liberalen Demokratie dariiber, wie
man die Vereinigten Staaten wahrnimmt. Es ver-
steht sich von selbst, daB3 die antidemokratische

3

Rechte ebenso wie die kommunistische Linke die
USA von vornherein unter einem pejorativen
Blickwinkel betrachtet. Hinsichtlich der sozialen
Zugehorigkeit sind es vor allem jene, die sich
durch den Fortschritt der Industrialisierung und
der Modernisierung bedroht fiihlen, die den ame-
rikanischen Einflu} fiirchten und sich ihm entge-
genstellen: Das soziale Leben in den Vereinigten
Staaten erscheint ihnen leer, anonym, entfremdet.
In bezug auf die Wirtschaft stellt natiirlich das
kapitalistische System die Wasserscheide dar.
Eine solche eindeutige Trennlinie gibt es fir die
ideologischen Positionen nicht; jedenfalls ist es
schwieriger, sie genau zu bezeichnen. Ein Kristal-
lisationspunkt zur Entscheidung iiber das Fiir
oder Wider ist wahrscheinlich die Tradition des
Rationalismus und des Empirismus, d. h. die Ra-
tionalitdt der wissenschaftlichen, kulturellen und
sozialen Kommunikation sowie der Pragmatis-
mus.
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Ein Blick auf die vier Indikatoren: die liberale
Demokratie, die Industrialisierung und Moderni-
sierung, den Kapitalismus und die Mischung von
Rationalismus und Pragmatismus zeigt sicherlich,
daB hier differenziert werden muB; dariiber hin-
aus sind die Trennungslinien zwischen den ver-
schiedenen Positionen nicht klar: Es kann zu Ver-
bindungen oder zu partiellen Koalitionen zwi-
schen Haltungen kommen, die auf den ersten
Blick nichts miteinander gemein haben. Reaktio-
nire Vertreter aus dem Adel, fiir die etwa Graf
Keyserling') steht, konnen beispielsweise ihre
Verachtung fiir die Vereinigten Staaten mit der
ideologischen Gegnerschaft verbinden, die Kom-
munisten und orthodoxe Marxisten den USA ent-
gegenbringen — natiirlich aus sehr unterschied-
lichen Motiven. Und auch die Tatsache, zum Biir-
gertum zu gehoren, entscheidet noch nicht iber
das Amerikabild: Das Bildungsbiirgertum, das so-
wohl gegeniiber der liberalen Demokratie als auch
gegeniiber der kapitalistischen Wirtschaft distan-
ziert bleibt, bringt dem ,,oberflachlichen®, ,,mate-
rialistischen* und ,kulturlosen* Amerika MiB-
trauen und Furcht entgegen; das liberale und im
technischen Bereich tatige Biirgertum sieht hinge-
gen dort seine Zukunft. Die vier Indikatoren gel-
ten im iibrigen nicht nur fiir Amerika, sondern fiir
den Westen im allgemeinen, wenn auch fiir die
angelsdchsische Welt im besonderen. Daher kann
es nicht iiberraschen, dall so manches Amerika-
bild zuvor am Beispiel GroBbritanniens model-

liert worden war, das unter dem Gesichtspunkt
der politischen Machtfiille und der wirtschaftli-
chen Bedeutung vor dem Krieg den Platz Ameri-
kas eingenommen hatte. GroBbritanniens Nieder-
gang fiihrt dazu, daB man seine Angste und Hoff-
nungen nun auf den Neuankémmling auf der
europdischen politischen Szene richtet.

SchlieBlich tragen eine Reihe von Ereignissen in
den deutsch-amerikanischen Beziehungen zur
Entstehung und manchmal auch zur Veranderung
der Bilder bei, die man sich in Deutschland von
Amerika macht: Dazu gehoren vor allem die Poli-
tik des Priasidenten Wilson und sein Scheitern in
Versailles, die Frage der Reparationen und vor
allem der Dawes-Plan, die Heraufkunft des soge-
nannten Fordismus und des Amerikanismus seit
1924 und schlieBlich der Borsenkrach in New
York von 1929. Insbesondere haben die Enttiu-
schung iiber Wilson, aber auch eine Welle des
Pro-Amerikanismus seit 1924 heftige Reaktionen
hervorgerufen.

Kann man angesichts der genannten unterschied-
lichen Indikatoren und Faktoren sowie ihrer mog-
lichen vielfachen Verbindungen im Zuge unter-
schiedlicher politischer Ereignisse iiberhaupt eini-
germaBen bestindige und reprdsentative Ameri-
kabilder zeichnen? Ich will dies im folgenden ver-
suchen, indem ich typische Korrelationen heraus-
stelle, ohne damit den Anspruch zu erheben, die
ganze Weimarer Szene darzustellen.

III. Wohlwollende Amerikabilder

1. Der Vorrang der liberalen Demokratie

Auf der politischen Ebene sind es vor allem die
Liberalen und die Mehrheit der Sozialdemokra-
ten, die Amerika positiv gegeniiberstehen. IThnen
gilt Prasident Wilson wegen seines Ideals der De-
mokratie als positives Symbol; sie teilen seine
Grundsidtze des Volkerrechts. Karl Kautsky, der
die Vereinigten Staaten vor dem Krieg als das
wliberalste Land in der ganzen kapitalistischen
Welt“?) bezeichnet hat, stellt eine wesentliche
Verwandtschaft zwischen dem Programm Wil-
sons und dem der Sozialdemokraten heraus?). Da

1) Vgl. Hermann Graf von Keyserling, Amerika — der
Aufgang einer neuen Welt, Stuttgart—Berlin 1930.
2) Karl Kautsky, Der amerikanische Arbeiter, zitiert
nach: Ernst Fraenkel (Hrsg.), Amerika im Spiegel des
deutschen politischen Denkens, Koln 1959, S. 221.
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Wilson jedoch zur Bourgeoisie gehort und Prisi-
dent eines kapitalistischen Landes ist, mull man
diese Verwandtschaft liber das demokratische
Ideal hinaus rechtfertigen: So wird Wilson zum
Vertreter der groBen Mehrheit der antikapitalisti-
schen Massen in Amerika.

Die Liberalen, die selber zum Biirgertum gehoren,
brauchen hingegen solche Rechtfertigungen
nicht?). Der Unterschied zwischen Sozialdemo-
kraten bzw. Sozialisten einerseits und Liberalen
andererseits wird auch in der Enttduschung tiber
den Versailler Vertrag deutlich: Wahrend die So-
zialisten Wilsons Niederlage in den Kategorien

3) Vgl. Peter Berg, Deutschland und Amerika 1918—
1929. Uber das deutsche Amerikabild der zwanziger
Jahre, in: Historische Studien, (1963) 385, S. 21.

4) Vgl. ebd,, S.21 1.



einer materialistischen Interpretation erkldren
konnen, in der das kapitalistische System und die
okonomischen Interessen die Handlungsfreiheit
. des einzelnen Politikers von vornherein ein-
- schrinken, fiihlen sich die Liberalen personlich
ent- und getduscht. Sie haben all ihre Hoffnung in
diesen Politiker gelegt und sehen sich nun von
Wilson geradezu personlich diipiert. Um sein Ver-
halten zu erkldren, greifen sie auf psychologische
und moralische Kategorien zuriick; sie werfen
ihm vor, seine Prinzipien verraten zu haben, noch
schirfer: scheinheilig zu sein ®).

Die Anklage der Scheinheiligkeit, der Hypokrisie,
findet sich iibrigens als traditioneller Vorwurf bei
jenen wieder, die gegeniiber Amerika generell
Feindseligkeit empfinden. Ihnen zufolge dienen
alle vorgebrachten Vorstellungen von Moral und
christlichem Idealismus in Amerika in Wahrheit
dazu, einen 6konomischen Materialismus zu ver-
schleiern, der skrupellos seine Vorteile verfolgt.
Diejenigen dagegen, die mit Amerika sympathi-
sieren, sprechen nicht von Scheinheiligkeit, son-
dern von Gegensdtzen zwischen idealistischen
und materialistischen, zwischen pazifistischen
und imperialistischen Kriften in Amerika. Solche
Gegensitze seien in einem Land von der Ausdeh-
nung eines Kontinents nicht iiberraschend. Zu-
gleich unterstreichen die Sympathisanten, daf3
dieses Land nicht nur die schlimmsten MiBBbrau-
che hervorbringt, sondern auch die schirfsten
Kritiker dieser MiBbrauche®).

Festzuhalten ist immerhin, daB sowohl Sozialde-
mokraten als auch Liberale die Demokratie und
das liberale Recht in Amerika iiber ihre ideologi-
schen Reserven und politischen Enttduschungen
stellen. Sie werden es sein, die die amerikanische
Hilfe im Laufe der Dawes- und Young-Pline be-
grilBen werden. Sie sind es auch, die mit Blick auf
die beiden politischen Pole — die Sowjetunion
und die Vereinigten Staaten — die Orientierung
der deutschen Politik gen Westen unterstiitzen
werden, Locarno mehr als Rapallo.

2. Amerikanisches Wirtschaftswunder und Fordis-
mus

Dieser Vorrang, der dem politischen Liberalismus
eingeraumt wird, findet sich auf der 6konomischen
und sozialen Ebene einerseits bei den Gewerk-
schaftsfiihrern, andererseits bei den Unterneh-
mern, Ingenieuren und den Technikern wieder:
»Wenn es fiir den Neuaufbau der Wirtschaft ir-

5) Ebd., S.23, 25f.
6) Vgl. Ernst Jackh, Amerika und Wir, 1929—1951,
Stuttgart 1951, S. 29—33.

5

gendwo in der Welt ein Objekt des Studiums gab,
so waren dies die Vereinigten Staaten von Ame-
rika.“7) Mit dieser Feststellung leitet eine Gruppe
von Gewerkschaftsfiihrern, die Amerika im Jahre
1925 besuchten, einen Bericht iiber ihre Reise ein,
die sie unternommen hatten, um die Griinde fiir
das sogenannte amerikanische Wirtschaftswunder
sowie die sozialen und 6konomischen Bedingun-
gen der Arbeiter aus der Nihe zu betrachten. Die-
ser Bericht gehort in den Kontext einer reichhalti-
gen Literatur von Reiseberichten unter anderem
iiber technische und wirtschaftliche Erkundungs-
reisen, die seit dem Ende des Krieges ver-
offentlicht worden waren und die vor allem seit
dem Dawes-Plan im Jahre 1924 eine Welle des
begeisterten Amerikanismus auf der einen und
scharfe antiamerikanische Reaktionen auf der an-
deren Seite auslosten.

Mit der festen Absicht, die Augen offenzuhalten
und sowohl die negativen als auch die positiven
Aspekte der amerikanischen Wirklichkeit festzu-
halten, begaben sich die Gewerkschafter auf die
Reise. Beeindruckt sind sie vor allem vom hohen
Lebensstandard in den USA. Dessen Ursprung
sehen sie nicht nur im natiirlichen Reichtum des
neuen Kontinents, sondern vor allem in der Ar-
beitsorganisation, in der Technik, in der Massen-
produktion und in der Tatsache, daB die grofen
Unternehmer selbst den makrodkonomischen
Wert eines hohen Lohnniveaus der Arbeiter er-
kannt haben?®). Dariiber hinaus fillt ihnen die
groBere soziale Mobilitit der amerikanischen Ge-
sellschaft auf: Die Trennung zwischen den sozia-
len Gruppen und Schichten ist weit weniger deut-
lich als in Deutschland, der Umgang zwischen
Arbeitern und Unternehmern ist weniger autori-
tar, die sozialen Stufen sind noch nicht verstei-
nert, denn nur das Geld zahlt fiir das gesellschaft-
liche Ansehen; und schlieBlich sind die amerika-
nischen Frauen in ihrer Emanzipation erheblich
weiter gelangt als die deutschen®).

Hier zeigt sich deutlich, wie charakteristische Er-
scheinungen Amerikas sowohl negativ als auch
positiv bewertet werden konnen: Wahrend die
Massenproduktion und die fast ausschlieBliche
Bedeutung des Geldes fiir das soziale Ansehen im
Bildungsbiirgertum und bei vielen Intellektuellen
Abscheu erregen, stellen sie in der Sicht der Ge-
werkschafter zumindest auch Vorteile dar; sie er-
lauben es, die Lebensbedingungen eines groBien

7) Amerikareise deutscher Gewerkschaftsfiihrer, Berlin
1926, S. 5.

8) Ebd., S.251f.

9) Ebd., S.94, 128, 135, 194.
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Teils der Bevdlkerung zu verbessern und begiin-
stigen die soziale Mobilitdt. Hier wird der Unter-
schied offensichtlich zwischen der Perspektive de-
rer, die zu gewinnen hoffen, und derer, die durch
die neuen sozialen und 6konomischen Tendenzen
in Amerika zu verlieren glauben.

Auf der anderen Seite kritisieren die Gewerk-
schafter den antisozialen Charakter der damali-
gen amerikanischen Rechtssprechung und sind
betroffen iiber die diesbeziigliche 6ffentliche In-
differenz. Die Verschwendung in vielen Unter-
nehmen erscheint ihnen schidlich, und sie erken-
nen am Horizont die Gefahr einer Uberproduk-
tionskrise '%). Aber sie fiigen hinzu, daB es Ameri-
kaner sind, die diese Probleme und MiBbrauche
am systematischsten und am klarsichtigsten ana-
lysieren und kritisieren ''). Diese Kritik zeugt den
Gewerkschaftern zufolge von einem gesellschaft-
lichen VerantwortungsbewuBtsein, nach dem man
bei deutschen Unternehmern lange suchen
miBte '?), In ihrer Zusammenfassung unterstrei-
chen die Gewerkschafter, da3 von einem sozialen
Frieden in Amerika keine Rede sein kann und
daB ihre Beobachtungen sie nicht mit dem Kapi-
talismus versdhnen konnten. Ihrer Meinung nach
haben die amerikanischen Gewerkschaften je-
doch gezeigt, daB die kapitalistische Wirtschaft
nicht einem fatalen Naturgesetz folgt, das man
ohne weiteres hinnehmen miiBte. Im Gegenteil:
Man kann im SchoBe des Kapitalismus selbst die
Situation der Arbeiter deutlich verbessern ').

Dies ist das typische Bild der Reformisten: Sie
gehen aus von einer Apriori-Sympathie fiir die
amerikanische Freiheit; sie suchen und schitzen
den dkonomischen und sozialen Fortschritt und
versuchen, die Erfahrungen fiir ihre eigene Strate-
gie fruchtbar zu machen, ohne jedoch die MiB-
brduche und Gefahren einer unbegrenzten 6kono-
mischen Freiheit zu iibersehen.

Auf der Seite des Biirgertums, der Unternehmer,
Ingenieure und Techniker findet man ein symme-
trisches Bild; deren Einwande stehen zu den ge-
werkschaftlichen komplementdr. Das amerika-
nische Wirtschaftswunder fasziniert sie wegen des
enormen materiellen Aufschwungs und wegen der
auBergewohnlichen Profite, aber auch, weil es
eine Losung fiir die soziale Frage anzubieten
scheint, die allzu viele soziale MaBnahmen und
vor allem den Sozialismus vermeidet. Henry Ford
und sein sogenannter Fordismus, den er in sei-

10) Ebd., S. 140 f., 253.
1) Ebd., S.72.

12) Ebd., S.73.

13) Ebd., S.95, 253.
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nem 1923 in Deutschland erschienenen Buch
»Mein Leben und mein Werk* propagiert, dien-
ten ihnen als Modell. Seine Idee der perfekten
Organisation und der Standardisierung der Pro-
duktion, die eine Massenproduktion ermogli-
chen, welche die Kosten und die Preise radikal zu
kiirzen erlaubt und zugleich die Erhohung der
Lohne und der Profite gestattet, stellt sich ihnen
als Losung der sozialen Frage dar. Sie schitzen
Fords Gegnerschaft gegen soziale Hilfen im Falle
der Arbeitslosigkeit und der Not und seine Me-
thoden, die Arbeiter so zu befriedigen, daB die
Gewerkschaften iberfliissig werden '%). Sie bezie-
hen (und damit unterlauft ihnen ein MiBverstind-
nis) seine Idee des ,Service* auf die preuBische
Tugend des ,Dienstes” und nédhern sich so der
Spenglerschen Formel vom ,,preuBischen Sozia-
lismus* '%). Kurz: Sie verlangen, daB Deutschland
sich amerikanisieren solle — der Amerikanismus
ist ihnen zufolge die Losung fiir Deutschland '6).
Weniger sagt ihnen zu — und hier zeigt sich, daB
ihr Bild dem der Gewerkschafter und der soziali-
stischen Reformer komplementir ist —, da3 Ford
die Erhéhung der Gehalter nicht nur als zentrales
Element jeder effektiven Unternehmenspolitik
preist, sondern auch als Motor der Volkswirt-
schaft'”). Hier wird eine Nachfragepolitik propa-
giert, die eher zum Instrumentenkasten der So-
zialdemokraten gehort.

Charlotte Liitkens, eine sozialistische Soziologin,
die zu den wichtigsten Amerikaspezialisten dieser
Zeit zahlt, formuliert einige Jahre spiter von sy-
stematisch-marxistischer Warte aus eine scharf-
sinnige Kritik dieses von deutschen Kapitalisten
gepriesenen Amerikanismus. In ihrem Artikel
»Die Amerikalegende* '¥) bezeichnet sie das Bild
eines liberalen Kapitalismus, der die unterschied-
lichen Interessen mit Hilfe der Rationalisierung
der Produktion und mit Hilfe kooperativer Me-
thoden auf der Unternehmensebene harmonisie-
ren wiirde, als eine Legende, die nur dazu diene,
die Arbeiter vom Sozialismus abzubringen. Diese
Legende hat jedoch ihr zufolge nicht nur den Feh-
ler, daB deren Anhidnger den Borsenkrach im
Jahre 1929 nicht erkldren kénnen, da sie die Ab-
schaffung aller kapitalistischer Krisen und die In-
teressenharmonisierung gepredigt hatten; ihr Pro-
blem liegt dariiber hinaus darin, daB jene den

14) Vgl. Peter Berg (Anm. 3), S. 99 f.

15) Vgl. Oswald Spengler, PreuBentum und Sozialismus,
in: Politische Schriften, Miinchen—Berlin 1934.

16) Vgl. Peter Berg (Anm. 3), S. 96—112.

17) Ebd., S. 104 f.

18) Charlotte Liitkens, Die Amerikalegende, in: Soziali-
stische Monatshefte vom 16. 1. 1932, S. 45—50.



' deutschen Arbeitern nahelegen konnten, die
Amerikaner nicht nur in bezug auf die Produk-
tionsrationalisierung, sondern auch hinsichtlich
| des hohen Lohnniveaus nachzuahmen. Von die-
' sem Augenblick an aber, so Charlotte Liitkens,
erscheint die Standardisierung der Produktion,
die zuvor in den strahlendsten Farben gemalt wor-
. den war, plotzlich in einer dunklen Ténung, weil

ihre Ergebnisse angeblich eine kalte Atmosphire

unpersonlicher-und fremder Aggressivitit in die

sozialen Beziehungen der Deutschen tragen wiir-

den. Nach Charlotte Liitkens spiegelt dieses Bild

der Vereinigten Staaten nur die Interessen und
- Angste derer wider, die es zeichnen: ,,So schiebt
- man Amerika unter, was wesentlich das eigene
Problem ist. Vielleicht tut man niemals etwas an-
deres, wenn man ein fremdes Volk betrachtet.“ '¥)

- In dieser Kritik der amerikanischen Standardisie-
rung erkennt Charlotte Liitkens im ibrigen ein
Zusammentreffen kapitalistischer Interessen mit

. denjenigen einer Gruppe wichtiger Intellektuel-

. ler, die ihrerseits geradezu ein Phantom des kultu-

rellen und sozialen Lebens in den Vereinigten
taaten beschworen: IThr Antiamerikanismus sei

- weit entfernt von der amerikanischen Wirklich-

- keit; er iibertreibe die Unterschiede zwischen Eu-

ropa und Amerika und sei lediglich das Resultat

ihrer Furcht, das kulturelle und gesellschaftliche

. Prestigemonopol, das sie in Deutschland noch in-

' nehaben, zu verlieren.

Bevor ich mich in einem nichsten Schritt diesem
antiamerikanischen Amerikabild zuwende, ist es

. jedoch geboten, die Argumente derjenigen Intel-
lektuellen etwas nidher zu betrachten, die mit
Amerika sympathisieren.

3. Sympathie modernistischer Intellektueller

Die Zahl der Intellektuellen, die mit dem kulturel-
len und gesellschaftlichen Leben in Amerika sym-
pathisieren, ist nicht sehr groB. Ihnen gefillt die
natiirliche und klare Einfachheit des Lebensstils,
die Solidaritat und der Sinn fiir Verantwortung,
den sie in der Gemeinde und der Nachbarschaft
vorfinden, ein grundsatzliches und weitverbreite-
tes Wohlwollen in allen personlichen Beziehun-
gen. Anstatt sich in ausweglosen Spekulationen zu
verlieren, beweise die intellektuelle Neugier der
Amerikaner einen bewundernswerten praktischen
Sinn und eine unerschopfliche Jugend, eine opti-
mistische Aktivitat, die bereit sei, zu kampfen und
Risiken einzugehen. Den Amerikanern eigne eine
vorziigliche Urteilsfahigkeit, ihr Pragmatismus
helfe ihnen, dort zum Handeln iiberzugehen, wo

19) Ebd., S.49.
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sich die Européder mit dem Nachdenken begniig-
ten%0), -

Einige empfehlen den Deutschen, diese Haltung
und Einstellung zu iibernehmen, um die geistige
und politische Zerrissenheit, die fiir Weimar so
typisch sei, zu iiberwinden ?').

Der beriihmte Literaturkritiker Alfred Kerr ge-
hort zu jener kleinen Schar intellektueller Ameri-
kasympathisanten. Er begeistert sich fiir New
York, aber auch fiir Kalifornien: ,,Du spiirst in
Californien nicht nur die Wonne des blauen Him-
mels (der bekanntlich lacht): sondern die Wonne
letzt-errungenen Menschenfortschritts; und letzt-
ersonnener Arbeitsmdglichkeit.“??) In bezug auf
New York notiert er: ,Eine neue Liebe lebt in
meinem Herzen: sie heilit New York®; und er
erldutert: ,,Aber ich liebe Bahnen, die eilen; Wan-
nen, die sich fiillen; und Lifts, die gehn“%). In
bezug auf den typischen Amerikaner schreibt er:
»Der wagnisernsteste Mensch ist heute der Yan-
kee. Beispiellos als Plinefasser. Beispiellos als
Durchfiihrer. Held ohne Pathos. (Dabei sanft. ..
im Vergleich mit uns).*“ %)

Im Vorwort zu seinem Buch ,,Yankee-Land"“ wen-
det er sich gegen die gerade beginnende Welle des
Antiamerikanismus vieler Intellektueller und
stellt fest: ,,Europa schimpft. Seltsam, wie seine
Menschen doch erpicht sind, Yankees zu werden.
Wie durchaus keiner zuriick will in die alte Hei-
mat ... Es mull doch einen Grund haben.” Und:
»Dies Buch betrachtet Amerika nicht unter dem
Gesichtspunkt: ,Aber Upton Sinclair!* (Ich be-
trachte Venedig nicht unter dem Gesichtspunkt:
,Aber wie schmutzig*).“ %)

Wenn Alfred Kerr Upton Sinclair erwdhnt, macht
er nicht zufillig eine Anspielung auf Bert Brecht.
Kerr hatte Keine Vorliebe fiir Brecht, der aber fiir
Upton Sinclair. Doch Brecht hatte Amerika nicht
immer mit dem Blick dieses amerikanischen Ame-
rikakritikers gesehen. Begonnen hatte er als lei-
denschaftlicher Anhdnger des neuen Kontinents.
Im Laufe seines Lebens wechselte er jedoch vom
Pro-Amerikanismus zum Anti-Amerikanismus,
Mit dem Nachvollzug dieser Entwicklung konnen
wir zur Darstellung jener iibergehen, die in den
Vereinigten Staaten vor allem eine Gefahr fiir
Deutschland und damit einen Gegner sehen.

20) Vgl. Earl R. Beck, Germany Rediscovers America,
Florida State University Press, Tallahassee, Florida
1968, S. 247—253.

21) Vgl. Peter Berg (Anm. 3), S. 136.

22) Alfred Kerr, Yankee-Land, Berlin 1925, S. 6.

23) Alfred Kerr, New York und London. Stitten des
Geschicks, Berlin 1923, S.96 und S. 98.

24y Alfred Kerr, Yankee-Land (Anm. 22), S. 41 f.

25) Ebd,, S. 8.
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IV. Die Gegner Amerikas

1. Intellektuelle Kulturkritik an Amerika

Am Ende des Ersten Weltkrieges teilt Bert Brecht
in bezug auf Europa die Enttauschung und den
desillusionierten Pessimismus zahlreicher Intel-
lektueller seines Alters. 1920 notiert er: ,,Wie mich
dieses Deutschland langweilt! Es ist ein gutes
mittleres Land, schon darin die blassen Farben
und die Flichen, aber welche Einwohner! Ein ver-
kommener Bauernstand, dessen Rohheit aber
keine fabelhaften Unwesen gebiert, sondern eine
stille Vertierung, ein verfetteter Mittelstand und
. .. matte Intellektuelle! Bleibt: Amerika!* An an-
derer Stelle heiBt es: ,,Deutschland, du Blondes
Bleiches Nimmerleinsland! Voll von Seeligen!
Voll von Gestorbenen! Nimmermehr, nimmer-
mehr schlidgt dein Herz, das Vermodert ist, das du
verkauft hast Eingepokelt in Salz von Chile und
hast dafiir Fahnen erhandelt! Oh Aasland, Kiim-
mernisloch! Scham wiirgt die Erinnerung und in
den Jungen, die du Nicht verdorben hast, Er-
wacht Amerika!“)

Auch Brechts Zeitgenosse Gottfried Benn bringt
seine Enttduschung iiber Europa und seine Hoff-
nung auf die Jugendlichkeit Amerikas und dessen
sogenannte Minnlichkeit plastisch zum Aus-
druck: , Alaska Europa dieser Nasenpopel auf ei-
ner Konfirmandennase, wir wollen nach Alaska
gehen. Der Meermensch, der Urwaldmensch, der
alles aus seinem Bauch gebiert, der Robben frift,
der Biren totschldgt, der den Weibern manchmal
was reinstoBt: der Mann.“ %)

Amerika, das er erst 1935 zum ersten Mal besu-
chen wird, bedeutet fiir Bert Brecht zunédchst das
Symbol der Kraft, einer kampferischen Mentali-
tit, des sportlichen und fairen Duells (Brecht
schwiarmt fiir das Boxen), der Niichternheit, des
technischen Fortschritts, des Sinns fiir das Prak-
tische, der Effektivitat, des Optimismus, der Non-
chalence, der GroBziigigkeit, des kalten und un-
durchdringlichen ,,Poker-face*, des starken Indi-
viduums, das sich nicht durch die Gesetze gebun-
den fiihlt%®). Aber ab 1926, als die Amerikabegei-
sterung in Deutschland auf ihrem Hohepunkt ist,
beginnen diese zuvor bewunderten Seiten Ameri-
kas eine negative Bedeutung anzunehmen. Er hat
inzwischen die Biographien groBer amerikani-
scher Kapitalisten gelesen und sich der kommuni-
stischen Linken gendhert; er beginnt mit der Lek-

26) Vgl. Helfried W. Seliger, Das Amerikabild Bertold
Brechts, Bonn 1974, S. 51 f.

27) Vgl. ebd., S. 52.

28) Vgl. ebd., S. 52, 55, 80, 160, 181 f.
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tiire des ,,Kapital* von Karl Marx, beobachtet das
rasante Wachstum der grolen Stiddte (New York,
Chikago usw.), und das Bild des Dschungels, das
frither durchaus positive Assoziationen eines un-
sentimentalen Kampfes weckte (,,Im Dickicht der
Stddte*), erhilt nun immer erschreckendere Ziige.
Amerika wird zum Symbol der Grausamkeit und
der sozialen Kilte, der Entfremdung, der Ober-
flachlichkeit (,,Girl*“, ,, Keep Smiling*), der Herr-
schaft des Geldes und der Ware (Reklame), der
christlichen Heuchelei, die nur dem Profit dient
(z. B. bei der Heilsarmee), des Verbrechens, kurz:
des Kapitalismus %°).

Dieses Bild verdunkelt sich fiir Brecht mehr und
mehr, und im Laufe der dreiBiger Jahre hat die
Sowjetunion Amerika als Symbol des Fortschritts
und der Humanitét ersetzt, ohne daf3 Brecht daraus
allerdings fiir sein eigenes Leben Folgerungen zie-
hen wiirde: Emigrieren wird er in die USA, nicht in
die Sowjetunion. Aber Hollywood, iiberhaupt Ka-
lifornien, wo er wahrend des Krieges lebt, widert
ihn nicht nur an, weil die Kunst wie eine einfache
Ware behandelt wird. Die Tatsache, dal} die Natur
dort erst das Ergebnis menschlicher Arbeit und
Technik ist, geht ihm gegen den Strich. Ohne kiinst-
liche Bewisserung gibe es keine iiberbordende Ve-
getation, sondern nur die Wiiste, die man dort zu-
vor fand. Diese ,,Natur® ist nicht ,,nattirlich®, sie ist
w»produziert”, und Brecht sucht iiberall ihre Preis-
schildchen. Dies sei ein kiinstliches Paradies, auch
eine Ware. ,,Kein Wunder, daBB etwas unedles, in-
fames, wiirdeloses allem Verkehr von Mensch zu
Mensch anhaftet und von da iibergegangen ist auf
alle Gegenstinde, Wohnungen, Werkzeuge, ja auf
die Landschaft selber.*3?)

Diese Bemerkungen tragen natiirlich die Ziige der
Enttduschungen eines Emigranten, und sie wur-
den erst in den vierziger Jahren notiert, also erst
nach dem Ende der Weimarer Republik; aber
wenn man sie etwa mit der Kalifornien-Begeiste-
rung Alfred Kerrs vergleicht, so zeigen sie deut-
lich, daB3 vor allem bei den Intellektuellen die je-
weilige subjektive Perspektive das Amerikabild
stark beeinfluBBt. In den fiinfziger Jahren wird
Brecht endgiiltig Partei nehmen: ,Die Fehler der
Russen sind Fehler von Freunden, die Fehler der
Amerikaner sind Fehler von Feinden.*?3!)

Mit dem halb marxistischen, halb romantischen
Verdikt, das Bert Brecht iiber Amerika im allge-

29) Vgl. ebd., S. 88, 101, 105, 131, 145, 157, 199.
30) Vegl. ebd., S. 223.
31) Vgl. ebd., S. 242.



- meinen und den kiinstlichen Charakter der ,,pro-
- duzierten“ kalifornischen Landschaft im beson-
- deren spricht, hat dieser Linksintellektuelle viel
- mit den Rechtsintellektuellen seiner Zeit, mit dem
- Bildungsbiirgertum iiberhaupt gemeinsam. Thnen
. bedeutet der Amerikanismus den Verlust aller
- Tradition, die vollstindige Nivellierung. Die In-
dividuen, die Personen verlieren sich in der
Masse, die personlichen Beziehungen fallen der
Sucht nach dem materiellen Erfolg zum Opfer, die
moralischen Werte finden sich durch den einzigen

Wert des Geldes verdrangt, alles ist standardisiert,
~ es gibt keinen freien Willen, keine Seelentiefe
mehr. Die Wirtschaft und die Technik beherr-
schen alles: Das Denken steht allein im Dienst der
Praxis und der materiellen Interessen, alle Theo-
rie wird auf diese Weise pervertiert; der Mensch
wird zur Maschine, zur Wahlmaschine, zu einem
Produktionsapparat, Anstelle von Personen fin-
den sich in Amerika nur Roboter3?): ,Ist es noch
schwer, die einander ausschlieBende Gegensitz-
lichkeit der beiden Kontinente zu erkennen — die
europdische Welt der Charaktere, der plastischen
Symbole und des im Volkstum wurzelnden Ge-
meinschaftsgeistes, der die Musik zum Sprechen,
den Stein zum sinnvollen Ebenbilde und das Le-
ben zum tausendfiltigen Gleichnis zwingt? —
und wiederum: Ein Amerika der Maschinenmen-
schen, das aus dem einen Grundprinzip des Erfol-
3es eine Wertordnung von beleidigender Diirftig-
ceit ableitet und das Leben seiner ewigen Geheim-
1isse beraubt?* So fragt Adolf Halfeld fir viele
Antiamerikaner in seinem Buch ,, Amerika und
ier Amerikanismus® *).

Jiese Klischees nehmen die Entgegensetzung
rwischen Kultur und Zivilisation auf, die Oswald
spengler bereits am Beispiel der Romer und Grie-
chen aufgestellt hatte: Amerika, ganz allgemein
der Materialismus des Westens, spielt die Rolle
der Rémer, Deutschland und Europa diejenige
der Griechen. Dabei verwenden die Rechtsintel-
lektuellen das Vokabular der politischen Roman-
tik und des nationalistischen Konservatismus mit
allen antiliberalen, antiindustriellen und antikapi-
talistischen Ressentiments, die man bei der politi-
schen deutschen Rechten kennt. In seiner griindli-
chen Studie des deutschen Amerikabildes der
zwanziger Jahre kommt Peter Berg zu folgendem
Restimee: ,,Im gesamten Biirgertum, ungeachtet
seiner engeren Parteizugehdrigkeit, besteht so eine

32) Vgl. Peter Berg (Anm. 3), S. 141.

33) Adolf Halfeld, Amerika und der Amerikanismus.

Kritische Betrachtungen eines Deutschen und Euro-

giiers. Jena 1927, S. 37, zitiert nach Peter Berg (Anm. 3),
. 140,
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aus dem Empfinden einer tiefen wesensmédBigen
Verschiedenheit entspringende, kritische Einstel-
lung gegeniiber Amerika.“3%)

2. Der Vorwurf des Dollarimperialismus

Im wirtschaftlichen Bereich wichst die Opposition
gegen die Vereinigten Staaten ab 1924, d. h. seit
dem Dawes-Plan. Man beginnt, den EinfluB3 des
amerikanischen Kapitals, das durch verschiedene
Regelungen dieses Plans auf den deutschen Markt
drangt, zu firchten. Parallel zu den Amerika- und
Fordbegeisterten, die wir zunéchst vorgestellt ha-
ben, gibt es nun auch jene Deutschen, die bekla-
gen, daB} ihr Land zur Beute des ,,Dollar-Imperia-
lismus* wird. In dieser Hinsicht gehen die extreme
Linke und die extreme Rechte zusammen.

In einer Reichstagsrede beklagt die kommuni-
stische Abgeordnete Clara Zetkin Deutschlands
»Kolonisierung“, die von Frankreich, GroBbri-
tannien und Amerika betrieben werde. Sie erhalt
den Beifall auch der Rechten **). Allein aufgrund
ihres Geldes werden in dieser Sicht die Amerika-
ner die zukiinftigen Herren der Welt sein, und
keine Moral, die sie ansonsten predigen, wird ih-
ren gierigen Imperialismus bremsen. Die kono-
mische Analyse, die diesem Bild die theoretische
Grundlage liefert, kommt von der sozialistischen
und kommunistischen Linken. In der marxisti-
schen Analyse von Arthur Salz verhilt sich der
amerikanische Imperialismus in Europa genauso
wie in Lateinamerika. Die Notwendigkeit, Mehr-
wert zu schaffen, zwinge zum expansionistischen
Dollar-Imperialismus*®). Auf dieser Folie ver-
dient der Hinweis der reformistischen Gewerk-
schafter in ihrem Amerikabericht Beachtung, daf
die Amerikaner in der Entwicklung eines Binnen-
marktes einen Weg gefunden hitten, ihr Kapital
auch ohne Imperialismus profitabel werden zu
lassen, und zwar durch die Erh6hung der Lohne.
Diesen Gewerkschaftern zufolge hitte diese Ent-
wicklung daher gerade gezeigt, dall die Amerika-
ner eben nicht zum Expansionismus und zur Un-
terwerfung fremder Mirkte gezwungen seien?’).

Die deutsche Kritik am Dollar-Imperialismus ge-
winnt zusatzliche politische Wirkung und Popula-
ritit durch eine marxistische Analyse, die von
amerikanischen Sozialisten unter dem Titel ,,Dol-

34) Vgl. Peter Berg (Anm. 3), S. 152.

35) Vgl. Anm. 3, S. 86, Anm. 107.

36) Arthur Salz, Der Imperialismus der Vereinigten
Staaten, in: Archiv fiir Sozialwissenschaften und Sozial-
politik, (1923) 50, S. 565—616.

37) Vgl. Amerikareise deutscher
(Anm. 7), S. 255.

Gewerkschafter
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lar-Diplomatie* verdffentlicht wird und im Jahre
1927 in Deutsch erscheint **). Nicht nur der Lin-
ken, sondern auch der Rechten dient sie als Kron-
zeuge gegen den amerikanischen Imperialismus,
den die Rechte vor allem in bezug auf den Versail-
ler Friedensvertrag und die ungerechte Repara-
tionslast attackiert. Die amerikanische Studie
enthiille den skrupellosen Expansionismus der
Vereinigten Staaten und zeige, daB Deutschland
sich unter ihrer Herrschaft bald in der Situation
Lateinamerikas befinden werde *).

Aber wihrend die Linke im Dollar-Imperialismus
vor allem das 6konomische System des Kapitalis-
mus brandmarkt, aus dem Imperialismus und
Ausbeutung notwendig folgten, betont die Rechte
in diesem Zusammenhang den Verlust der natio-
nalen Unabhingigkeit und die Zerstorung der
deutschen Kultur durch die ,amerikanischen Bar-
baren‘. Es wire interessant, die dkonomischen
Ideen, die dieser nationalistischen Kulturkritik
zugrunde liegen, genauer zu verfolgen.

3. Das politische System der Amerikaner:
Korruption, Heuchelei, aufienpolitische
Unberechenbarkeit

Fir Amerikaner wie fiir Nicht-Amerikaner steht
im Zentrum des politischen Systems der Vereinig-
ten Staaten die Freiheit; gleichwohl ist sie eng an
Eigentum, Wirtschaft, Handel, kurz an materielle
Interessen gebunden. Diese Interdependenz ideel-
ler und materieller Aspekte der amerikanischen
Freiheit ist es, die MiBtrauen, Kritik, ja Verach-
tung bei einer groBen Zahl von Deutschen hervor-
ruft. Uberwiegend in der Tradition der Philoso-
phie des deutschen Idealismus aufgewachsen, ha-
ben sie sich angewohnt, Staat und Freiheit als
etwas zu betrachten, das von der Sphére der mate-
riellen und egoistischen Interessen abgehoben
sein miiBBte. Die amerikanische Nonchalance, das

Gute mit dem Niitzlichen zu verbinden, schok-
kiert sie infolgedessen. Korruption und Heuchelei
erscheinen ihnen als die zentralen Merkmale die-
ser entarteten politischen Freiheit. So setzen sie
oft die sogenannte deutsche, d. h. die ,ehrliche
Freiheit der ,heuchlerischen® der Amerikaner und
der Angelsachsen iiberhaupt entgegen, welche die
groBen humanitiren Werte allein in den Dienst
der politischen Macht und des wirtschaftlichen
Profits stellten’). Max Weber unterstreicht die
Tatsache, dal3 die amerikanischen Parteien allein
materielle Interessen verfolgten, also keine Gesin-
nungsparteien seien. Zugleich hebt dieser hoch-
rangige Gelehrte jedoch hervor, daBl das amerika-
nische politische System, dieses System der ,,Par-
teibosse”, fiir den Pridsidentenposten unabhin-
gige und intelligente Kandidaten hervorbringe,
weil es dieser Typ von Menschen sei, der die Zu-
stimmung der Bevolkerung gewinne ).

Ein Teil der deutschen Rechten sieht iibrigens in
Amerikas Hochschitzung der humanitaren Werte
und der Naturrechte, zu denen die Freiheit gehort,
ein Hindernis fiir eine Politik, die dem wahren
Bediirfnis der Volker eher entspriche: eine Poli-
tik, in der das Recht der Jugend und der Macht
entscheiden miiBite 43).

In der Folge dieses Gedankens finden wir haufig
den Vorwurf, daB die Amerikaner unfihig seien,
eine Synthese zwischen den von ihnen prokla-
mierten Idealen und den Notwendigkeiten der
Realpolitik zu finden. Man kritisiert ihre ,,sprich-
wortliche” Naivitit, ihre Moralisiererei ohne poli-
tische Weisheit und ohne Weltkenntnis. Diese
Nachteile, so heil3t es, wiirden noch durch das
demokratische System verstirkt, welches der wan-
kelmiitigen Offentlichen Meinung einen viel zu
groBBen EinfluB auf die Politik einrdiume, wodurch
diese letztlich unberechenbar werde ).

V. Gab es wihrend der Weimarer Republik
einen Antiamerikanismus in Deutschland?

Bevor wir auf diese Frage antworten, ist es gebo-
ten, den Begriff ,,Antiamerikanismus* genauer zu

38) Scott Nearing/Joseph Freeman, Dollar-Diplomatie.
Eine Studie tiber amerikanischen Imperialismus. Ubers.
von Paul Flohr, mit einem Geleitwort v. Karl Hausho-
fer, Berlin 1927.

) Vgl. Peter Berg (Anm. 3), S. 90—96.

40) Vgl. Adolf von Harnack, Wilsons Botschaft an die
deutsche Freiheit, in: Die deutsche Freiheit. Fiinf Vor-
trage, gehalten am 18., 22. und 25. Mai 1917 im Abge-
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spezifizierte Kritik der Geschichte bzw. des politi-

ordnetenhaus in Berlin, Gotha 1917; vgl. auch Ernst
Troeltsch, Spektator-Briefe, Tiibingen 1924; Ferdinand
Tonnies, Kritik der 6ffentlichen Meinung, Berlin 1922.
41) Max Weber, Politik als Beruf, Miinchen—Leipzig
1926, S. 42—46.

42) Vgl. Arthur Moeller van den Bruck, Das Recht der
jungen Valker, Berlin 1932.

43) Vgl. Hermann Graf von Keyserling (Anm. 1).
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| schen, wirtschaftlichen, gesellschaftlichen oder
kulturellen Lebens in den Vereinigten Staaten ver-
- stehen. Ich nenne Antiamerikanismus eine sehr
- haufig halb rationale, halb emotionale Ablehnung
dessen, was man fiir das Wesen Amerikas hilt:
eine Apriori-Negation, die sich auf Klischees
stiitzt, die wie alle Klischees Anhaltspunkte in der
Wirklichkeit finden, die man aber im einzelnen
der Priifung durch Fakten oder durch Uberlegun-
gen, die sie relativieren konnten, nicht aussetzt.
Aber was ist denn das Wesen Amerikas? Was ist
der sogenannte Amerikanismus?

Vor dessen ndherer Bestimmung erscheint es niitz-
lich, sich in Erinnerung zu rufen, daB3 die Ameri-
kaner sich selbst auf den Amerikanismus als das
Wesen ihres nationalen Lebens berufen, der ihnen
als Symbol fiir ihre Weltmission dient: Es ist das
Symbol der Freiheit und der Humanitit, im Bild:
der ,Stadt auf dem Berge*, womit sie auf Jeru-
salem anspielen %),

Seit ihrer Griindung ist in den Vereinigten Staaten
dieser missionarische Wunsch oder auch diese
missionarische Anmafung, der Menschheit als
Wegweiser fiir Humanitat und Fortschritt zu die-
nen, lebendig. Nach dem Ersten Weltkrieg wird er
durch einen auBergewohnlichen wirtschaftlichen
und politischen Aufschwung unterstrichen und
erhilt so in Europa ein zusitzliches Gewicht, er-
scheint den Europdern damit verstirkt als Hoff-
nung, als Bedrohung oder als AnmaBung. Dies
erklirt z. T. die Heftigkeit der Gefiihle, von denen
die Kritik an Amerika begleitet wird.

Um das ,Wesen* Amerikas, wie es in den zu-
vor dargestellten Amerikabildern wiedergegeben
wird, begrifflich genauer zu bestimmen, werde ich
im folgenden zwei Amerikanismen zeichnen: ei-
nen positiven und einen negativen. Es wird sich
zeigen, daB beide einander ergdnzen.

1. Der positive Amerikanismus

Hier handelt es sich um eine Art zu leben, zu
denken und zu handeln, deren Eckpfeiler die indi-
viduelle Freiheit ist, welche sich eng an Gleich-
heit, Menschenrechte und Humanismus gebun-
den findet und in einer tiefen Religiositdt (purita-
nischer und calvinistischer Herkunft) begriindet
ist, aus der sowohl das soziale Verantwortungsbe-
wulltsein als auch die wirtschaftliche Aktivitait
entspringen. Die Verbindung von moralischen

#) Vgl. die kritische Interpretation von Martin Kilian:
Die Genesis des Amerikanismus. Zum Verhiltnis von
amerikanischer Ideologie und amerikanischer Praxis
1630—1789, Frankfurt—New York 1979.

Uberzeugungen und materiellen Aktivititen, von
Idealismus und pragmatischem Realismus ist die
Quelle eines auBergewohnlichen Pioniergeistes,
einer jugendlichen Dynamik, eines Optimismus,
eines Glaubens an den Fortschritt, die es u. a.
dank des reichen Landes erlauben, die 6konomi-
schen und technologischen Mechanismen zu er-
finden, welche ein materiell zufriedenstellendes
und sozial gliickliches Leben begriinden kénnen.

In Amerika zdhlen nicht philosophische Spekula-
tionen weit ab von der Realitdt, nicht die theore-
tische Reflexion als I’art pour I’art, sondern solche
Ideen, aus denen praktische Resultate hervorge-
hen, zdhlt der Erfolg. Grundlage von allem ist die
Arbeit. Jeder ist der Meister seines Geschicks. Um
Erfolg zu haben, nimmt man die Wirklichkeit, wie
sie ist, ohne Vorurteil und ohne Sentimentalitét.

Das Wesen des politischen Systems ist es, die Frei-
heit durch die Garantie des Privateigentums zu
sichern. Politik gilt als ein schlichtes Geschift.
Das befreit sie von ideologisch iiberladenen, ver-
gifteten und dadurch unlésbaren Konflikten.
Dank der demokratischen Kontrolle der Regie-
rung bringen sich sowohl die materiellen Interes-
sen als auch die grundlegenden moralischen
Uberzeugungen des amerikanischen Volkes zur
Geltung. Die politische Freiheit begiinstigt die
Frauenemanzipation, die bereits weiter fortge-
schritten ist als in Europa.

Die Vereinigten Staaten — das ist der ermuti-
gende Wegweiser fiir den Gang in eine freiere,
reichere, interessantere, harmonischere Zukunft.

2. Antiamerikanismus als negativer Amerikanis-
mus

Hier handelt es sich um eine Art zu leben, zu
denken und zu handeln, deren Eckpfeiler zwar die
individuelle Freiheit ist, die aber lediglich dazu
dient, das Privateigentum gegen die benachteilig-
ten Massen zu schiitzen. Infolge ihrer wirtschaftli-
chen und technologischen Entwicklung bringt sie
eine Massengesellschaft hervor, in der die Indivi-
duen zu atomisierten Egoisten werden, in der
Gleichheit, Briiderlichkeit und die christlichen
Ideale nur die Wirklichkeit des sozialen Darwinis-
mus, der Grausamkeit und der Kriminalitit ver-
schleiern, dies vor allem in den groBen Stiddten.
Das Geld, der Markt, der materielle Erfolg herr-
schen uneingeschrankt. Man findet ringsum nur
intellektuelle und psychische Nivellierung; die
Konformitit des geistigen Lebens und der Ge-
fiihle zeigt sich iiberall, der Geist wird pervertiert
und im Dienst der materiellen, praktischen und
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technischen Interessen versklavt. Die Menschen
leben oberflachlich dahin, die Tiefe der Seele und
der Sinn fiir das Irrationale und das Geheimnis
des Schicksals gehen ihnen ab, die Jagd nach dem
Erfolg zerstort alle personlichen Gefiihle, der Ro-
boter ersetzt die Persdnlichkeit, die christliche
Moral bleibt naiv und ganz iiberwiegend heuchle-
risch, der zur Schau gestellte Optimismus der Be-
volkerung beweist eine naive Arroganz, ihr Akti-
vismus zeugt vom Verlust aller Traditionen und
aller politischen Weisheit, das keep-smiling ist
Ausdruck der Oberflachlichkeit und der Typisie-
rung aller menschlichen Beziehungen.

Die Innenpolitik der Vereinigten Staaten, der jede
hohere ideelle Begriindung abgeht, die allein
durch materielle Interessen beherrscht wird,
zeichnet sich durch Serien von Korruptionen und
durch das Doppelspiel von moralisierenden Slo-
gans und der Jagd nach materiellen Vorteilen aus.
Ihre AuBenpolitik entbehrt jeglicher historischer
Erfahrung und Weisheit, wie die Europder sie ha-
ben, und die Launen der wechselnden offentli-
chen Meinung zerstoren jede politische Kontinui-
tat. Die Frauen haben allen individuellen Charme
verloren. Sie sind kalt, und ihr make-up zeigt, dal
sie zu Stereotypen erstarren.

Die Vereinigten Staaten — das ist das Land des
politischen und 6konomischen skrupellosen Im-
perialismus, der die Existenz und die nationale,
wirtschaftliche, soziale und kulturelle Unabhin-
gigkeit Europas und Deutschlands bedroht.

In der Zeitung ,,Blut und Boden* fordert daher
ein Autor der Rechten die Deutschen wie die an-
deren europdischen Volker auf, diesem Amerika,
»dieser modernen Seelenpririe gegeniiber die
Berglandschaft der eigenen Art zu behaupten“ %),

3. Antiliberale Leitmotive des Antiamerikanismus

Gibt es nun zwischen diesen beiden Amerikanis-
mus-Definitionen einen Mitteltyp, einen ,,objekti-
ven“? Wahrscheinlich wire dies ein Typ, der von
der individuellen, im Privateigentum begriindeten
Freiheit ausginge und die Beziehungen zwischen
den Elementen dieser Freiheit, im positiven wie
im negativen Sinne, zeichnete; der die Ideale wie
deren Entartungen zeigte, der den sozialen MiB3-
briauchen in Amerika die vielfdltigen amerikani-
schen Initiativen gegeniiberstellte, diese MiB3brau-
che zu beheben.

Der Unterschied, der zwischen dem positiven und
dem negativen Amerikanismus besteht, liegt da-

45) Vgl. Peter Berg (Anm. 3), S. 143.
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rin, daB die Anhdnger des ersten gewShnlich die
negativen Folgen oder die dunklen Seiten im Le-
ben der Vereinigten Staaten nicht bestreiten, sie
jedoch relativieren und erkliren und dabei zu-
gleich ihre Apriori-Sympathie fiir den amerikani-
schen Eckpfeiler: die individuelle Freiheit und al-
les, was aus ihr folgt, durschscheinen lassen. Die
Krifte, die in Deutschland eine solche Sicht he-
gen und verbreiten, sind die reformistischen So-
zialdemokraten und Gewerkschafter, die prore-
publikanischen, eindeutig demokratischen Libe-
ralen, die technischen und wirtschaftlichen Berufe
und eine kleine Zahl modernistischer Intellektuel-
ler.

Die Vertreter des negativen Amerikanismus, also
die Anti-Amerikanisten, praktizieren eine solche
Relativierung nicht. Sie lehnen die Primisse des
Amerikanismus selbst ab, also die individuelle
Freiheit, die auf dem Privateigentum aufbaut, und
die industrielle kapitalistische Wirtschaft, die dar-
aus folgt. In Deutschland gehdren dazu vor allem
die feudalistisch-reaktiondre Rechte, das nationa-
listische rechte Biirgertum, das Bildungsbiirger-
tum einschlieBlich der meisten Intellektuellen,
aber auch die Krifte der antiliberalen Linken: die
Kommunisten und die streng orthodox-marxisti-
schen Linkssozialisten.

Thr gemeinsamer Nenner ist der Antiliberalismus.
Sie sind zugleich antidemokratisch und antikapi-
talistisch. Die Rechte ist es aus nationalistischen,
anti-egalitiren, anti-industriellen, anti-techni-
schen, anti-rationalistischen, anti-individualisti-
schen Motiven, die aus der politischen Grundidee
einer organischen Gesellschaft folgen. Die Linke
ist es auch aus anti-individualistischen Motiven,
aber im Gegensatz zur Leitidee einer egalitar-kol-
lektivistischen Gesellschaft; sie ist weder anti-in-
dustriell noch anti-rationalistisch noch anti-tech-
nisch. Dies schlieBt einen gewissen Romantizis-
mus vor allem bei den Links-Intellektuellen nicht
aus, welche sich hier mit den Intellektuellen der
Rechten treffen.

Handelt es sich hier um einen spezifisch deut-
schen Befund?

Wahrscheinlich nicht, wenn man die extreme
Rechte und die extreme Linke in Betracht zieht,
die auch in anderen europdischen Liandern antili-
beral eingestellt ist. Die Tatsache jedoch, daB der
groBite Teil des deutschen Biirgertums — aufge-
wachsen in der Tradition des deutschen Idealis-
mus und vielfach im Staatsdienst titig — anti-
amerikanische Ressentiments pflegt, scheint doch
einen ,Sonderfall® darzustellen. Im bekannten
Historikerstreit um die Frage, ob die Deutschen
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einen ,,Sonderweg" gegangen seien, meint Karl
Dietrich Bracher, daB man nicht von einem ,,Son-
derweg“, wohl aber von einem ,,SonderbewuBt-
sein“ der Deutschen sprechen kdonne. Die Spuren

dieses SonderbewuBtseins in der gegenwartigen
deutschen Gesellschaft zu verfolgen, ist, wie mir
scheint, auch politisch von groflem Interesse.
Dazu abschlieBend einige Uberlegungen.

VI. Deutsche Amerikabilder bis zur Gegenwart

1. Wechselhafte deutsch-amerikanische Bemiihun-
gen

Seit dem Ende der Weimarer Republik sind mehr
als fiinfzig Jahre vergangen. Tief einschneidende
Ereignisse und Erfahrungen haben in dieser Zeit
die deutsche Geschichte und das BewuBtsein der
Deutschen hinsichtlich Amerikas geprigt: die
Machtergreifung der Nationalsozialisten und das
darauf folgende, zwolf Jahre wahrende totalitéire
Regime, in dessen Namen Verbrechen ungekann-
ten AusmaBes begangen worden sind und dessen
Propaganda sich seit der deutschen Kriegserkla-
rung 1941 scharf gegen die USA richtete; das er-
neute kriegsentscheidende Eingreifen der Ameri-
kaner auf dem alten Kontinent; ihre Anklage
deutscher Kriegsverbrecher und ihr politisches
Umerziehungsprogramm nach 1945; die Entste-
hung des Kalten Krieges, der Marshall-Plan, die
amerikanische Hilfe fiir Berlin wiahrend der Blok-
kade und die Teilung Deutschlands; in West-
deutschland daraufhin ein weitverbreiteter Pro-
amerikanismus als Kehrseite eines militanten
Antikommunismus, in Ostdeutschland im Gegen-
zug die Fortsetzung des kommunistischen Anti-
amerikanismus als Antikapitalismus und Anti-
imperialismus; im folgenden der 68er Protest in
der Bundesrepublik, zuniachst gegen den Krieg
der USA in Vietnam, zunehmend uberhaupt ge-
gen die als imperialistisch verurteilte Politik der
Amerikaner in der Dritten Welt; die Entspan-
nungspolitik und die fortschreitende Ablésung
des Antikommunismus durch einen Anti-Anti-
kommunismus; eine neu aufkommende Diskus-
sion unter Historikern iiber den deutschen ,,Son-
derweg“ und in einem breiteren Publikum iiber
die nationale Zukunft der Deutschen iiberhaupt;
schlieBlich im Spektrum der GRUNEN und bei
Teilen der SPD die erneute Infragestellung der
Westintegrationsder Bundesrepublik, weil sie den
nationalen Interessen der Deutschen entgegen-
stehe — dies sind einige Anhaltspunkte im hefti-
gen Auf und Ab der Beziehungen zwischen Deut-
schen und Amerikanern in den vergangenen fiinf-
zig Jahren.
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Bei aller Komplexitit dieser Beziehungen steht
doch fest, daB die Bedeutung der Amerikaner fiir
die deutsche Politik seit dem Zweiten Weltkrieg
um ein Vielfaches zugenommen hat, sowohl ob-
jektiv als auch in der subjektiven Einschatzung
der Deutschen. Schon deswegen ist es wichtig,
sich iiber die inzwischen entstandenen deutschen
Amerikabilder Klarheit zu verschaffen, denn daB3
diese auf die deutsch-amerikanischen Beziehun-
gen einwirken, versteht sich von selbst. Da sie
iiberdies einen Indikator fiir die Einstellung der
Deutschen zur westlichen liberalen Demokratie
darstellen — dem gemeinsamen normativen und
politischen Nenner der westlichen Demokratien
gegeniiber den kommunistisch regierten Staaten
—, wiirde eine genauere Erforschung dieser Bil-
der auch AufschluBl dariiber geben konnen, in
welchem MaBe die Deutschen sich dem politi-
schen Westen zugehorig fithlen oder ob sie eher
eine dritte, vermittelnde Position zwischen Ost
und West, eine neue Art Sonderweg, anstreben.

Freilich kann eine angemessene Analyse der
Amerikabilder hier nicht in SchluBbemerkungen
angefiigt werden, zumal fiir die Nachkriegszeit
deren umfassende und systematische historisch-
theoretische Erforschung noch aussteht. Moglich
erscheint aber immerhin der Hinweis auf einige
Konstanten und einige Neuerungen, die beim
Uberblick iiber die diversen Amerikabilder seit
der Weimarer Republik auffallen und deren histo-
rischer Nachzeichnung und politischer Auswer-
tung nachgegangen werden sollte.

2. Antiamerikanismus und Proamerikanismus seit
der Zeit des Nationalsozialismus

Entgegen moglichen Annahmen war das deutsche
Amerikabild in der Zeit des Nationalsozialismus
weder bei Hitler selbst noch bei den Nationalso-
zialisten generell, noch erst recht bei der déut-
schen Diplomatie einheitlich, was auch darauf zu-
riickzufiihren sein mag, dall die USA in Hitlers
Vorstellungen keine wichtige Rolle spielten. Posi-
tiv schatzte Hitler die USA insofern ein, als sie fiir
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ihn zeitweilig ein wertvolles Potential nordischer
Rasse darstellten und er Roosevelts Politik zu-
nachst zur Rechtfertigung seiner eigenen diktato-
rischen MaBnahmen ins Feld fiihrte. Freilich sind
diese ,,Wiirdigungen* auf dem Hintergrund einer
prinzipiellen Ablehnung der Vereinigten Staaten
zu sehen: Sie waren fiir Hitler das Sinnbild der
feigen und schwichlichen liberalen Demokratie,
der Herrschaft des Judentums, der ungesunden
Rassenmischung, der Plutokratie und des ausbeu-
terischen Kapitalismus, der Korruption, der poli-
tischen Dummbheit und Schwiche, der Oberflach-
lichkeit. Nicht nur sein schlieBlicher Hal3 gegen
Roosevelt, sondern auch wichtige Elemente seiner
Anti-Amerika-Propaganda, von denen er sich
Massenwirksamkeit versprach, kamen in seiner
Rede zur Kriegserklirung am 11. Dezember 1941
zum Ausdruck. Er verglich seine Laufbahn mit
der des amerikanischen Prisidenten: ,,Roosevelt
war reich, ich war arm. Roosevelt machte im
Weltkrieg Geschifte, ich vergoB mein Blut.
Roosevelt spekulierte und scheffelte Millionen,
ich lag im Kriegslazarett. Roosevelt stiitzte sich
auf die Macht einer kapitalistischen Partei, ich
fiihrte eine Volksbewegung ...*“ ).

Nach dem deutschen Zusammenbruch trugen drei
Faktoren zur Verbreitung eines sympathisieren-
den Amerikabildes bei:

— die GroBziigigkeit materieller Hilfe, die die
deutsche Bevolkerung von der amerikanischen
Besatzungsmacht im Lande und aus den USA
selbst erfuhr — man denke an den Marshall-Plan
und an die noch personlicher empfundenen Care-
Pakete;

— das Erlebnis der Solidaritdt wiahrend der Berli-
ner Luftbriicke, aufgrund dessen die Amerikaner
aufrichtig als Freunde und Verteidiger deutscher
Lebensinteressen bezeichnet und akzeptiert wur-
den;

— die Aufklarungs- und Firsprechertatigkeit
namhafter ehemals emigrierter und nach 1945 zu-
riickgekehrter Wissenschaftler wie Golo Manns
und vor allem Ernst Fraenkels, der sich in For-
schung und Lehre in Berlin weitgehend auf die
Verbreitung eines wirklichkeitsnahen Verstind-
nisses des amerikanischen politischen Lebens
konzentrierte und dabei angesichts seiner ehema-
ligen gewerkschaftlichen Berater- und Rechtsan-
waltstatigkeit nicht zufillig immer wieder auf des-

46) Zitiert nach James V. Compton, Hitler und die USA,
Die Amerikapolitik des Dritten Reiches und die Ur-
spriinge des Zweiten Weltkrieges, Oldenburg—Ham-
burg 1968, S. 25.
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sen soziale Ausgestaltung durch Roosevelts New
Deal hinwies. Amerika galt als Beispiel der Frei-
heit, weil es sein Ideal mit politischem Realismus
trotz aller Korruptionsniederungen durchhielt
und weil es sich zunehmend um sozialen Aus-
gleich bemiihte.

Freiheit, GroBziigigkeit, Starke, Realismus und
Effektivitit — dies waren Merkmale Amerikas,
die nun in den Vordergrund traten.

Freilich hielten sich daneben weiterhin die beiden
Grundvorbehalte der Deutschen gegeniiber den
USA durchaus am Leben: deren angeblicher
Mangel an Tradition und kultureller Tiefe sowie
ihre sozialen, vor allem rassenpolitischen Unge-
rechtigkeiten. Diese ,,Vorbehalte fanden jedoch
auf dem Hohepunkt des Kalten Krieges keine Re-
sonanz. Heute stellt sich allerdings mehr und
mehr die Frage, ob der Stolz vieler Deutscher,
deren Bildungsschicht sich den Amerikanern ja
kulturell und politisch weitgehend iiberlegen ge-
fihlt hatte, durch das amerikanische Umerzie-
hungsprogramm zur Demokratie nicht tiefer und
traumatischer getroffen worden ist, als angesichts
des auch moralischen Zusammenbruchs nach
1945 urspriinglich angenommen worden war,

Jedenfalls gewinnt man diesen Eindruck bei der
Beobachtung, daB3 von einem sich links verstehen-
den Bildungsmilieu in den sechziger Jahren mit
zunehmendem Widerhall der moralische Vor-
wurf Amerikas gegen das nationalsozialistische
Deutschland als Faschismus- und Gewaltvorwurf
an Amerika zuriickgegeben wurde. Westliche Po-
litik bedeutete nun Herrschaft, bedeutete Gewalt:
»Politik und Verbrechen“ seien nur zwei Seiten
einer Medaille, der Staat fungiere als Morder, das
Modell terroristischer Politik finde sich in Chi-
cago?).

Der Begriff des ,,latenten Faschismus*“, der gerade
auch fiir die USA verwendet wird, begann den des
spezifischen deutschen Nationalsozialismus zu
verdrangen. Reinhard Lettau verdffentlichte mit
Erfolg seine Sammlung , Taglicher Faschismus:
Amerikanische Evidenz aus sechs Monaten* ),
Herbert Heckmann und Rolf Hochhuth setzten
unter linken politischen Vorzeichen eine -Bil-
dungs-, Kultur- und Sozialkritik fort, fiir die in
der Weimarer Republik ein Vertreter der politi-
schen Rechten, Adolf Halfeld, Pate gestanden
hatte. Die neueste Version dieser fundamentalen
moralischen Verurteilung Amerikas findet sich in

47) Hans Magnus Enzensberger, Politik und Verbre-
chen, Neun Beitrage, Frankfurt 1964.
48) Erschienen Miinchen 1971.
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dem von Giinter Grass kiirzlich geprigten Begriff
- des ,,Gulag-Kapitalismus* *’). Wie zur Zeit Wei-
. mars treffen sich ,,rechts* und ,links* wieder in
. einem verabsolutierten Antikapitalismus.

In der vor einiger Zeit neu propagierten Losung
von der ,,Selbstbehauptung Europas™ — die, wie
- gezeigt, bereits in Weimar von der kulturellen
Rechten ausgegeben worden war — finden sich
die traditionellen deutschen Anti-Amerikanismen
wieder zusammen:

Die Vereinigten Staaten betreiben wesentlich eine
im kapitalistischen System begriindete imperiale
Weltpolitik, setzen okonomische Macht, Krieg
und Gewalt ohne Riicksicht auf Alliierte und Geg-
ner in ihrem Weltmachtinteresse ein, ihr demo-
kratisches System bewahrt nicht vor der prakti-
schen Preisgabe der nur ideologisch vorgeschiitz-
ten westlichen Werte und fiihrt in ihrer internatio-
nalen Politik iiber die Einwirkung der offentli-
chen Meinung zu unberechenbaren Schwankun-
- gen. Kulturell droht die Amerikanisierung Euro-
pas durch Coca-Cola, MacDonalds und billige
Hollywood-Produktionen wie ,,Rambo* den kost-
baren Schatz der verschiedenen europidischen
Traditionen zu nivellieren. Ein Verstindnis fiir
die Furcht davor — wie iiberhaupt fiir die diffe-
renziertere Psychologie und Politik der Europder
— vermogen die Amerikaner nicht aufzubringen.
Auffilligerweise werden solche Losungen vor al-

lem von Politikern und Literaten, weniger von

Wissenschaftlern vorgetragen.

49) Vgl. Hilton Kramer, Die intellektuelle Opposition
im Westen, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung vom
11. 4. 1986, S. 25.
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3. Bedeutung und Gefahr deutscher Fehieinschﬁt-
zungen in historischer Perspektive

Das ebenfalls traditionelle Pendant auf amerika-
nischer Seite, ein UberdruB an europdischer ,,De-
generation® und ,, Engstirnigkeit*, gewinnt offen-
bar auch wieder an Terrain. ,,Denken Sie bitte
daran®, erinnerte kiirzlich ein amerikanischer Po-
litiker seine deutschen Zuhorer, ,,daBl die Verei-
nigten Staaten schlieBlich von Europédern gegriin-
det worden sind, die von Europa die Nase voll
hatten*. Die Bemerkung verweist auf die lange
Geschichte, die das deutsch-amerikanische und
das europdisch-amerikanische Verhiltnis schon
durchlaufen hat, wobei seit dem 19. Jahrhundert
die Kernfrage sich immer wieder an die Européer
richtete, welche Stellung sie angesichts der beiden
Weltmidchte Amerika und RuBland bzw. Sowjet-
union einnehmen wollten.

Diesen geschichtlichen Horizont ins Gedéchtnis
zuriickzurufen, scheint mir fiir die Deutschen, de-
nen sich diese Frage besonders brisant stellt, von
groBer Bedeutung. Im 20. Jahrhundert haben sie
Amerika zweimal griindlich miflverstanden und
unterschatzt, z. T. mit denselben , Argumenten®,
wie sie heute wieder vorgetragen werden. Das
Verhidngnis liegt dabei darin, daB die Apriori-Ver-
urteilung Amerikas die rationale Auseinanderset-
zung mit den Fakten und die argumentative, spe-
zifizierte Einschdtzung von Politik und Gesell-
schaft in Amerika verdrdngt. Ich meine, viel ist im
europdischen wie im deutschen Interesse daran
gelegen, mit aller Anstrengung Vorurteile und
emotionale Klischees abzulésen durch eine mog-
lichst genaue Kenntnis und rationale Analyse der
amerikanischen Weltmacht und ihrer Politik.
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Wolfram F. Hanrieder

Die deutsch-amerikanischen Beziehungen
in den Nachkriegsjahrzehnten

I. Die formative Phase: Das erste Jahrzehnt

Eine wesentliche Zielsetzung — vielleicht ein Pa-
radoxon — der alliierten und besonders der ame-
rikanischen Politik gegeniiber der Bundesrepu-
blik Anfang der fiinfziger Jahre bestand darin,
da} die Westdeutschen frei werden sollten und
gleichzeitig nicht frei. Die Deutschen sollten frei
sein hinsichtlich der personlichen Grundrechte
und der Verfassungsgarantien, die den Kern einer
demokratischen politischen Ordnung bilden;
nicht frei sollten sie sein in bezug auf die Formu-
lierung und Durchfithrung einer unabhingigen
Auflenpolitik. In ihren frithen Jahren besal} die
Bundesrepublik weder die Macht noch die Legiti-
mierung zur Gestaltung einer eigenen AuBlenpoli-
tik. Als sie 1949 geschaffen wurde, war sie kein
souverdner Staat (das wurde sie erst 1955, als die
Bundesrepublik der NATO beitrat, und selbst
dann blieben Einschrinkungen bestehen); und
die Alliierte Hochkommission, die auf die Militér-
gouverneure des Besatzungsregimes folgte, kon-
trollierte in allen wesentlichen Belangen die poli-
tischen und 6konomischen Beziechungen der Bun-
desrepublik zu anderen Staaten und besal} auller-
dem die Befugnis, innere politische und wirt-
schaftliche Entwicklungen zu reglementieren oder
wenigstens zu iiberwachen. Die Bonner Regie-
rung besalB daher in der Innen- wie in der Aulien-
politik nur eine begrenzte und provisorische
Autoritit. Das erste und unverzichtbare auflenpo-
litische Ziel der Bundesrepublik war es deshalb,
das Recht auf eine eigene AufBlenpolitik zu ge-
winnen.

Wenngleich die Westmichte, besonders die Verei-
nigten Staaten, bereit waren, als Gegenleistung
fiir Westdeutschlands Bereitschaft zur Wiederauf-
ristung politische und 6konomische Konzessio-
nen zu machen, lieBen es diese Konzessionen
doch nicht zu, daB Bonn eine unabhingige

Leicht gekiirzter Vorabdruck aus dem Ende Juni im
Westdeutschen Verlag erscheinenden Sammelband
wAmerika und die Deutschen. Bestandsaufnahme
einer 300jahrigen Geschichte, herausgegeben von
Frank Trommler.
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AuBlenpolitik verfolgte, weil die diplomatisch-po-
litischen, wirtschaftlichen und militarischen In-
strumente dieser Politik voll in die Strukturen des
westlichen Biindnisses eingebettet waren. Im
Deutschlandvertrag (1952) 'und in den Pariser
Vertragen (1954) tauschte Bonn die Wiederaufrii-
stung fiir die Wiederherstellung der legalen Sou-
verdnitdt und die westliche Verpflichtung ein, die
Wiedervereinigung Deutschlands zu unterstiitzen
und die Bonner Regierung als einzige legitime
Vertretung Gesamtdeutschlands anzuerkennen.
Doch die Elemente der legalen Souveranitit, die
man der Bundesrepublik zugestand, wurden zu-
gleich in den internationalen Organisationen, de-
nen sich Deutschland anschloB, eingefroren: Der
Hauptnutzen lag dabei fiir Bonn eher im Bereich
der Gleichberechtigung als in dem der Unabhén-
gigkeit.

Die Beschrinkungen, die der Bundesrepublik
durch internationale Organisationen und vertrag-
liche Verpflichtungen erwuchsen, waren das Er-
gebnis bewuliter Politik, denn den Kern der
Nachkriegs-Europapolitik Washingtons bildete
eine Strategie des Doppel-Containment: das In-
Schach-Halten der Sowjetunion mittels Eindam-
mung und das In-Schach-Halten der Bundesrepu-
blik mittels integrativer westlicher Biindnisstruk-
turen. Jedes entscheidende Ereignis in der Nach-
kriegsgeschichte Europas resultiert daraus: die
Wiederaufristung und der politische und wirt-
schaftliche Aufbau der Bundesrepublik innerhalb
der Beschrinkungen der internationalen Organi-
sationen, die Entwicklung der NATO von einem
locker organisierten Beistandspakt zu einem inte-
grierten Militdrbiindnis, die amerikanische Un-
terstiitzung fiir die westeuropdische Integration
und die aus diesen Fakten resultierende Zemen-
tierung der Teilung Deutschlands und Europas.
Solange die beiden Komponenten der amerikani-
schen Doppeleindimmungspolitik sich gegensei-
tig stiarkten, stand Amerikas Europa-Diplomatie
auf festem Boden; in spiteren Jahren, als sich
zwischen den beiden Komponenten Spannungen
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( und Widerspriiche entwickelten, wurden die
- deutsch-amerikanischen Beziehungen zunehmend
- problematisch — ein Thema, das uns spiter noch
- beschiftigen wird.

- Die Wendung zum Westen

Aus der Sicht der deutschen Regierung und insbe-
- sondere Bundeskanzler Konrad Adenauers war
die ,,Verwisserung" des Zugewinns an Souverini-
_tat — ein Begriff, der in den Nachkriegsjahrzehn-
_ ten durch politische und wirtschaftliche Interde-
. pendenz ohnehin seine Giiltigkeit einbiiite —
. durch den Beitritt zu integrativen Organisationen
im Grunde nicht zu beanstanden. Seine Einschiit-
. zung der Priorititen lieB ihn in die gleiche Rich-
- tung tendieren. Fiir Adenauer war die Substanz
des Zieles des politischen Wiederaufbaus die Inte-
gration der Bundesrepublik in eine fest gekniipfte
westeuropdische Gemeinschaft — und dieses
Kernziel konnte selbst mit der Einschrinkung der
- deutschen Handlungsfreiheit erlangt werden, so-
. lange das den Anspruch auf Gleichberechtigung
. bewerkstelligte. Tatsidchlich wire es fiir Bonn viel
schwieriger gewesen, von den Westmidchten Kon-
zessionen zu gewinnen, wenn die gewahrten Ele-
mente der ,,Souveranitit* nicht einer internatio-
nalen Uberwachung unterworfen worden wiren.
Die Schaffung integrativer westeuropaischer und
atlantischer Strukturen hatte somit einen entschei-
denden Einflul auf den raschen politischen und
okonomischen Wiederaufbau Westdeutschlands.
Sie etablierten Mechanismen fiir die Kontrolle
der Bundesrepublik, und sie machten den deut-
schen Gleichberechtigungsanspruch fiir die West-
maéichte, insbesondere Frankreich, weniger ris-
kant. Umgekehrt schuf der zunehmende Druck,
Westdeutschland politische und wirtschaftliche
Konzessionen zu gewahren, einen kriftigen An-
trieb zur Errichtung integrativer Strukturen, die
zur Uberwachung der Bundesrepublik dienen
konnten. In-dieser Wechselbeziehung war Ade-
nauers integrative Europapolitik eine wesentliche
Vorbedingung eines erfolgreichen politischen und
Okonomischen Wiederaufbaus. Die Verfolgung
des Ziels der Sicherheit — zumal es mittels einer
engen Anlehnung an den Westen und der Ent-
scheidung fiir die Wiederbewaffnung verwirklicht
wurde — war dementsprechend nicht nur mit dem
Ziel des politischen Aufbaus vereinbar, sondern
dessen Voraussetzung. Das Streben nach Sicher-
heit und das Ziel des politischen Wiederaufbaus
mit der Bedeutung, die Adenauer dem Wiederauf-
bau beimal, standen in einem Komplementérver-
héltnis zueinander.
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Die beiBende Charakterisierung Adenauers als
»Kanzler der Alliierten* durch die sozialdemo-
kratische Opposition war demnach unangemes-
sen, denn worum es ging, war nicht eine Abspra-
che zwischen der deutschen Regierung und den
Alliierten auf Kosten der deutschen Interessen,
sondern vielmehr Adenauers Zustimmung zu ei-
nem Kurs der westlichen Diplomatie, den er
selbst bevorzugte. Fiir ihn fielen Wahl und Not-
wendigkeit zusammen. Die Doppel-Eindim-
mungs-Politik Amerikas wurde erginzt durch eine
deutsche Selbst-Eindimmung: Adenauer, der die
politische Reife und Umsicht seiner Landsleute
mit tiefer Skepsis betrachtete, war entschlossen,
sie an den Westen zu binden und auf diese Weise
seine Nachfolger daran zu hindern, eine Schau-
kelpolitik zwischen Ost und West zu verfolgen.
AuBerdem konnte der prowestliche Kurs, den die
deutsche Regierung einschlug, auf die politische
Zustimmung und die Wahlunterstiitzung der Biir-
ger der Bundesrepublik zidhlen, schon deshalb,
weil Adenauers Politik rasche Fortschritte in
Richtung des wirtschaftlichen Wiederaufbaus und
der politischen Rehabilitation versprach. Wenn-
gleich die Wiederbewaffnung nicht populir war,
so wurde sie doch weithin und richtig als der Eck-
pfeiler von Adenauers Westpolitik erkannt, die es
der Bundesrepublik ermoglichte, unverziiglich
wirtschaftliche und politische Vorteile zu gewin-
nen.

Tatsdchlich ergidnzten einander Okonomischer
und politischer Wiederaufbau in hohem Mafe.
Eine schwache westdeutsche Wirtschaft hitte eine
Belastung fiir die westliche Allianz bedeutet, da
sie die politische Stabilitdt untergraben und An-
satzpunkte fiir sowjetische Mandver geboten
hitte. Wegen der integrativen Elemente der west-
lichen Allianz hédtten massive wirtschaftliche
Schwierigkeiten eines Biindnispartners den gan-
zen Block geschwicht, was wiederum negative
Konsequenzen fiir die militirische Dimension
der amerikanischen Eindimmungspolitik gehabt
hitte. Die Spannungen des Kalten Krieges schu-
fen im Westen eine Atmosphire, aus der Sympa-
thie fiir das deutsche Streben nach Wiederherstel-
lung einer lebensfiahigen Wirtschaft erwuchs.

Die Erzielung eines wirtschaftlichen Wiederauf-
schwungs wurde durch Bonns Politik der politi-
schen Rehabilitation ergdnzt und untermauert
und war dadurch auch mit der Sicherheits- und
Wiederaufriistungspolitik verkoppelt. In ebenso
politischen wie 6konomischen Unternehmen wie
dem Schuman-Plan (und spiter in der EWG) wur-
den zugleich politische und 6konomische Ge-
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winne durch eine koordinierte Strategie erreicht,
in der deutsche Forderungen im Namen der euro-
pdischen und atlantischen Einheit vorgetragen
werden konnten, nicht im Namen eines diskredi-
tierten deutschen Nationalismus. Die Entschlos-
senheit der deutschen Regierung, den Binnen-
und den internationalen Handel zu liberalisieren,
war langfristig politisch ebenso wie dkonomisch
vorteilhaft, weil damit das Engagement Bonns fiir
den politischen Internationalismus unterstrichen
wurde. Indem Bonn auf den traditionellen Pro-
tektionismus verzichtete, verwarf es die okono-
nische Ergidnzung des politischen Nationalismus
— eine Politik, die von Washington nachdriick-
lich unterstiitzt wurde. Sicherheit/Wiederbewaff-
nung, politische Rehabilitation und wirtschaftli-
cher Wiederaufbau waren interdependent und er-
gédnzten und verstdrkten sich also gegenseitig, wie
es sich deutlich in den verschrinkten Bestimmun-
gen der Pariser Vertrage widerspiegelt.

Auf diese Weise ergab sich wihrend der 1950er
Jahre, im formativen Stadium der Entwicklung
der Bundesrepublik, eine frappante Ubereinstim-
mung zwischen den Grundsdtzen der inneren
Wirtschaftsordnung Deutschlands und denen der
von den USA gelenkten und von den Institutio-
nen der westeuropdischen Integration erginzten
internationalen Wirtschaftsordnung. Die deut-
sche Neigung zu niedrigen Inflationsraten, Bud-
getdisziplin und Handelsliberalisierung wurde
von den Vereinigten Staaten geteilt; das Wah-
rungssystem von Bretton Woods kam Ende der
1950er Jahre mit der freien Konvertierbarkeit der
Wihrungen zur vollen Entfaltung und leitete eine
Periode des Gleichgewichts zwischen vergange-
ner Dollarknappheit und zukiinftiger Dollar-
schwemme ein; Unternehmen wie der Schuman-
Plan und die EWG trugen Deutschland ebenso
politischen wie 6konomischen Nutzen ein. Aul3er-
dem waren die Auffassungen Washingtons und
Bonns iiber Mittel und Wege zur Eindimmung
der Sowjetunion ebenso wie die Personlichkeiten
deutscher und amerikanischer Staatsmdnner zu
jener Zeit einander dhnlicher als danach je wie-
der.

In weinig augenfilliger, aber grundsitzlicher
Weise stellten diese Entwicklungen die Stabilisie-
rung der amerikanischen EinfluBBsphire in West-
und Mitteleuropa sicher und gewadhrleisteten da-
mit ebenso die Realisierbarkeit der Doppel-Ein-
didmmungs-Politik Washingtons. Anders als ihre
ostdeutschen Landsleute gewannen die Westdeut-
schen die Uberzeugung, daB ihre Supermacht
ihnen nicht nur Sicherheitsgarantien biete, son-
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dern ihnen auch den Weg zur politischen, wirt-
schaftlichen und vielleicht sogar moralischen Re-
habilitation weise und erleichtere. Militirische
Siege sind fiir den Besiegten immer hart. Doch
auf den amerikanischen militarischen Sieg iiber
Deutschland am Ende des Zweiten Weltkrieges
folgte bald eine subtilere, abgemessenere Erobe-
rung, die durch wirtschaftliche Anreize, politi-
sches Dringen und diplomatische Uberredung
bewerkstelligt wurde. Es ist nicht moglich und
auch nicht nétig, iiber das genaue Zusammenspiel
der Motive hinter der amerikanischen Politik zu
spekulieren — altruistische Erwagungen, aufge-
kliartes Eigeninteresse, Hegemoniestreben oder
das Kalkiil, die Deutschen als Verbiindete gegen
die Sowjetunion zu gewinnen; die Tatsache bleibt
bestehen, daf in jenen Jahren die Grundlagen fiir
bemerkenswert stabile deutsch-amerikanische Be-
ziechungen gelegt wurden, die in beiden Lindern
eine solide Unterstiitzung bei Regierungs- und
Oppositionsparteien gewinnen sollte. Die Durch-
dringung Westeuropas durch die transatlantische
imperiale Macht, die mittels der konstruktiven
und unwiderstehlichen Invasionen der amerikani-
schen Wirtschaftskraft und des American way of
life bewerkstelligt wurde, schuf fiir die USA eine
Einflulsphire, die ebenso umfassend war wie
jene, die die Rote Armee der Sowjetunion sich in
Osteuropa gesichert hatte. Um es noch deutlicher
zu sagen: 1955 hatte sich Amerikas Politik des
Doppel-Containment sowohl hinsichtlich seines
sowjetischen als auch seines deutschen Aspekts
als erfolgreich erwiesen. Die Sowjetunion war
innerhalb der politischen und geographischen
EinfluBgrenzen, die sie am Ende des Zweiten
Weltkrieges gewonnen hatte, eingedimmt, und
die Bundesrepublik war sicher im westlichen
Biindnissystem eingebettet.

Angesichts der Grundsitze einer demokratischen
Ordnung, die in der Bundesrepublik galten, und
der Moglichkeiten, die sie dem Ausdruck politi-
schen Willens durch freie Wahlen boten, erfolgte

. die Eingliederung der Bundesrepublik in das

westliche Biindnis unter politischen und morali-
schen Bedingungen, die grundsitzlich von jenen
verschieden waren, unter denen die Deutsche De-
mokratische Republik Teil des ostlichen Blocks
der sozialistischen Staaten wurde. Doch realpoli-
tisch betrachtet waren die Konsequenzen der Inte-
gration beider deutschen Staaten in ihre jeweili-
gen Allianzen im Kalten Krieg dhnlich, und sie
verstirkten einander: Die Teilung Deutschlands
und damit Europas wurde zu einem entscheiden-
den stabilisierenden Element in der globalen Aus-
einandersetzung zwischen den Vereinigten Staa-
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ten und der Sowjetunion, die keine der beiden
Seiten grundsitzlich in Frage zu stellen gewillt
war, weil auf diese Weise das regionale und das
globale Kriftegleichgewicht gestort worden wire.

Front gegen Osten

Bundeskanzler Adenauer war sich dieser Realita-
ten voll bewuBt, und seine langfristige Wiederver-
einigungspolitik fiir Deutschland stiitzte sich auf
zwei zentrale Voraussetzungen: Erstens, dal Wa-
shington und Moskau den Schliissel zur deut-
schen Frage besaBlen; und zweitens, daBl im Laufe
der Zeit das Krafteverhiltnis zwischen den beiden
Blécken im Kalten Krieg sich zugunsten des We-
sten verschieben wiirde, wodurch Verhandlungen
aus einer Position der Stirke mdglich wiirden, in
denen die Sowjetunion veranlaBt werden kdnnte,
die deutsche Frage in einer Weise zu lsen, die fiir
den Westen annehmbar wire. Die erste dieser An-
nahmen war richtig, die zweite falsch — falsch vor
allem, weil die Sowjetunion sich zu einer vollwer-
tigen Nuklearmacht entwickelte und dadurch we-
niger unter politischen Druck gesetzt werden
konnte.

Aus der ersten Voraussetzung folgte, dal Bonn
innerhalb der westlichen Allianz politischen Ein-
fluB bendtigen wiirde, um fiir die Sache der deut-
schen Wiedervereinigung die Unterstiitzung der
Westmichte, besonders der USA, zu gewinnen,
und um sicherzustellen, daBl der Westen die deut-
sche Frage nicht in einer Globalldsung des Kalten
Krieges preisgeben wiirde. Es war Adenauer klar,
daB bei den Westmichten der Gedanke an ein
vereinigtes Deutschland erhebliche Befiirchtun-
gen ausloste. Deshalb erforderte Bonns Wieder-
vereinigungspolitik einen zunehmenden deut-
schen EinfluB innerhalb des westlichen Biindnis-
ses, damit die rechtliche und moralische Ver-
pflichtung der Westmachte, die Wiedervereini-
gung zu unterstiitzen und die Bonner Regierung
als die einzige legitime Vertretung Deutschlands
anzuerkennen, auf der politischen Ebene gefestigt
werden konnte. Doch die einzige Weise, in der
Bonn seine Position innerhalb des westlichen
Biindnisses zu starken vermochte, bestand darin,
dafBl es zu einem unentbehrlichen Partner darin
wurde. Diese Partnerschaft jedoch richtete sich
gegen die Sowjetunion und war deshalb kaum ge-
eignet, den Kreml zu einer Losung der deutschen
Frage in einem fiir den Westen akzeptablen Sinne
zu bewegen. Dementsprechend war Adenauers
Moskau-orientierte =~ Wiedervereinigungspolitik
weitaus passiver und negativer als seine Washing-
ton-orientierte Politik — sie war lediglich
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ein formalistisches und phantasieloses Anhédngsel
seiner Westpolitik. IThrem Wesen nach war es eine
Politik der in rechtliche Begriffe gekleideten Poli«
tik der Verneinung, mit der sich Bonn weigerte,
die Deutsche Demokratische Republik und die
Oder-NeiBe-Linie — kurz, die existierende Lage
der Dinge in Mittel- und Osteuropa - anzuer-
kennen.

Beide Lager im Kalten Krieg hielten es fiir poli-
tisch ratsam, die deutschen Wiedervereinigungs-
bestrebungen zumindest verbal zu unterstiitzen.
Doch weder die Vereinigten Staaten noch die So-
wjetunion wiinschten ein vereinigtes Deutsch-
land, das tatsdchlich freie Hand gehabt hatte,
seine AuBenpolitik zu gestalten, weil dies das
Kriftegleichgewicht in Europa gestort und damit
negative Auswirkungen auf den Zusammenhalt
beider Biindnissysteme gehabt hitte. Die Siche-
rung der Biindnistreue und des Machtpotentials
des jeweiligen Teils von Deutschland, das sich
bereits unter der Kontrolle der beiden Lager im
Kalten Krieg befand, versprach fiir jede Seite ei-
nen massiven Kriftezuwachs. Nachdem es der
Sowjetunion miBlungen war, den westdeutschen
Beitritt zur NATO zu verhindern, wechselte sie
iiber zu einer ,Zwei Deutschland‘-Politik, die in
der Bereitschaft des Kreml Ausdruck fand, diplo-
matische Beziehungen mit Bonn anzukniipfen.
Spatestens 1955 hatte die Sowjetunion den Status
quo in Mitteleuropa anerkannt, und von diesem
Zeitpunkt an war es ihr zentrales Ziel, die beste-
hende Lage politisch und vertraglich zu festigen
— ein ProzeB, der beinahe zwei Jahrzehnte spater
in Bonns Ostvertragen und den Abkommen der
Konferenz fiir Sicherheit und Zusammenarbeit in
Europa von Helsinki gipfelte.

Dieser Schwenk in der Moskauer Deutschlandpo-
litik hatte wichtige Konsequenzen fiir die west-
liche Basis der Bonner Wiedervereinigungspolitik
— eine Basis, von der Adenauer befiirchtete,
sie werde in dem MaBe geschwicht, wie die West-
michte sich bemiihten, von der scharfen Kon-
frontation des Kalten Krieg abzuriicken in
Richtung einer entspannteren Periode der Koexi-
stenz. Nach 1955 beschrinkten sich die wichtige«
ren Wiedervereinigigungsbemiihungen Bonns
zwangsldufig darauf, der Sowjetunion und Ost-
deutschland die De-jure-Anerkennung der exi-
stierenden Lage zu verweigern — gab es doch we-
nig Hoffnung, die Wiedervereinigung selbst her-
beizufiihren —, und Bonn erwartete von seinen
Verbiindeten, daf3 sie diese Verweigerungspolitik
diplomatisch unterstiitzten. Auf verbaler Ebene
wurde diese Unterstiitzung geleistet, besonders
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von den USA. Doch Adenauer blieb argwohnisch,
da ihm das fundamentale Paradoxon der deut-
schen Frage voll bewuf3t war.

Die Polarititen von Spannungen, Interessen und
Macht waren nicht dazu angetan, die deutsche
Wiedervereinigung herbeizufiihren; das war die
Lehre, die man aus der internationalen Konstella-
tion der Periode vor 1955 ziechen mufte. Doch das

entstehende nukleare Gleichgewicht des Schrek-
kens, die sich allmahlich wandelnden Einschit-
zungen der sowjetischen Bedrohung, der Gaulli-
stische Druck auf das westliche Biindnis und die
generelle Verinderung der Konstellation von
Macht und Interesse aus einer bipolaren in eine
multipolare Struktur waren gleichermaBen un-
gunstig fiir die Aussichten auf Wiedervereinigung.

I1. Uberginge und Widerspriiche: Das zweite Jahrzehnt

In der zweiten Phase der Entwicklung der Bonner
AuBenpolitik — in dem Jahrzehnt zwischen Ende
der 1950er und Ende der 1960er Jahre — bestand
das zentrale Dilemma der westdeutschen Aul3en-
politik in der Notwendigkeit, schwierige Ent-
scheidungen zwischen Washington und Paris zu
treffen, oder noch prignanter ausgedriickt: das
Dilemma, zwischen Sicherheitsinteressen und
dem Bestreben, eine lebensfahige europdische Ge-
meinschaft aufzubauen, wihlen zu miissen. Die
Konstellation gegenseitiger Erginzung, die in den
1950er Jahren zwischen den Zielen der Sicherheit
sowie denen des politischen und wirtschaftlichen
Wiederaufbaus bestand — die auf Bonns Bereit-
schaft zur Wiederbewaffnung beruhte und die zur
Grundlage der Integration der Bundesrepublik in
die westliche Allianz wurde —, begann in den
1960er Jahren abzubrockeln. Es entwickelten sich
Spannungen zwischen Bonns an Washington
orientierter Sicherheitspolitik und seiner an Paris
orientierten Europapolitik; die Verbindungen
zwischen der deutschen Sicherheitspolitik und der
Wirtschaftspolitik waren zwar noch ebenso eng
wie im ersten Jahrzehnt, wurden aber politisch
problematisch; die Wirtschafts- und Wahrungs-
kontroversen innerhalb der atlantischen Allianz
erforderten schwieriges und kostspieliges diplo-
matisches Manovrieren; und die Ubereinstim-
mung zwischen der amerikanischen und der deut-
schen Wihrungspolitik begann zu schwinden.
Diese Spannungen innerhalb des westlichen
Biindnisses beeinfluBBten nicht nur Bonns Westpo-
litik, sondern auch seine Ostpolitik, da Washinton
und Paris eine voneinander abweichende Politik
gegeniiber der Sowjetunion und Osteuropa ver-
folgten und Bonn Schwierigkeiten hatte, seine
starre Ostpolitik an die mehr auf Verstindigung
ausgerichtete Haltung der Westmichte anzupas-
sen. Weder Washington noch Paris verfolgten ein
auBenpolitisches Programm, das voll mit den
deutschen Interessen ubereinstimmte, wodurch
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Bonn gezwungen wurde, zwischen Alternativen
zu wihlen, die beide wesentliche Miangel aufwie-
sen.

Vor der Wahl zwischen Washington und Paris

Gewill begannen die Differenzen zwischen Wa-
shington und Paris nicht mit General de Gaulles
Riickkehr an die Macht im Jahr 1958; sie hatten
Adenauer von Anfang an vor ernsthafte Probleme
gestellt. Wihrend Washington den Beitritt der
Bundesrepublik zum westlichen Militarbiindnis
und ein integriertes Westeuropa rasch herbeizu-
fiihren suchte, verhielt sich Frankreich verstindli-
cherweise reserviert und bemiihte sich, den west-
deutschen EinfluB3 in diesen internationalen Orga-
nisationen zu beschrinken. Wenngleich diese
Lage gelegentlich fiir Bonn miBlich war, lieB sie
sich doch noch bewiltigen, solange die westliche
Allianz einigermaBen eng zusammenbhielt, so-
lange die Vereinigten Staaten Frankreich mit
,schmerzlichen Uberpriifungen* der amerikani-
schen AuBenpolitik drohen konnte und solange
Bonn seine Interessen im Namen eines integrier-
ten westlichen Biindnisses zu fordern vermochte.
Doch diese Probleme der frithen Jahre waren nur
ein Vorgeschmack auf das viel ernstere Dilemma,
vor das sich Bonn spiter gestellt sah, nachdem
Charles de Gaulle 1958 wieder an die Macht ge-
langt war und als eine Parteinahme Bonns zugun-
sten der Vereinigten Staaten oder zugunsten
Frankreichs die sich entwickelnden Spannungen
innerhalb der atlantischen Allianz verschirfte.

Wenngleich die Abhingigkeit der Bundesrepublik
von den USA in Sicherheitsfragen in den 1960er
Jahren ebenso unaufldslich blieb wie in den
1950ern, war sie doch zunehmenden Belastungen
ausgesetzt. Wahrend der 1960er Jahre fand, als die
amerikanische nukleare Uberlegenheit sich ange-
sichts der Entwicklung des sowjetischen nuklea-
ren strategischen Potentials zu verringern begann,
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- innerhalb der NATO eine intensive Debatte iiber
militdrische Doktrinen statt, die sich im wesentli-
chen um die Frage drehte, wie sich die Glaubwiir-
digkeit der amerikanischen nuklearen Verpflich-
tung gegeniiber Westeuropa aufrechterhalten lieB3,
wenn die Vereinigten Staaten allmdhlich selbst
verwundbar wiirden.

Dieses Problem (das bis zum heutigen Tag be-

steht) besal3 besondere Bedeutung fiir die Bundes- .

republik wegen ihrer exponierten geographischen
und politischen Position und weil Bonn in zuneh-
mendem MaBe von dem NATO-Abschreckungs-
potential abhidngig wurde, das der Kontolle der
Deutschen entzogen war. AuBlerdem strebte die
Kennedy-Administration eine flexiblere amerika-
nische strategische Doktrin an, die dazu bestimmt
war, die strategischen und taktischen Optionen
Washingtons zu vermehren und die eine Verstar-
kung der konventionellen Streitkrifte seitens der
europdischen NATO-Verbiindeten erforderte.
Diese Doktrin des ,flexible response‘, die eine fle-
xiblere und damit glaubwiirdigere ,abgestufte’
Skala von westlichen Reaktionen schaffen sollte
und 1967 zur offiziellen NATO-Doktrin wurde,
verlangte hohere deutsche Verteidigungsausga-
ben, wenngleich die Betonung auf konventionelle
Aufriistung in Europa mit Zuriickhaltung be-
trachtet wurde, weil dies die Glaubhaftigkeit der
amerikanischen Bereitschaft, den nuklearen
Schild vor die europdischen NATO-Mitglieder zu
stellen, zu untergraben schien. Obwohl die Bun-
desrepublik — die nach dem franzdsischen Aus-
tritt im Jahre 1966 zum Hauptpfeiler der NATO
wurde — zu ihrer transatlantischen Sicherheits-
beziehung keine realistische Alternative besal3,
wurde im Laufe der 1960er Jahre zunehmend klar,
daB die Sicherheitsinteressen der Vereinigten
Staaten und der Bundesrepublik nicht mehr so
stark iibereinstimmten, wie dies in den 1950er
Jahren der Fall gewesen war.

Doch ein Optieren fiir Paris (das in Sicherheitsfra-
gen nicht ernsthaft in Erwagung gezogen werden
konnte) bedeutete ein Optieren fiir ein franzosi-
sches auBenpolitisches Programm, das in einer
Reihe von Fragen groBter Wichtigkeit, einschlieB-
lich der zukiinftigen Gestalt der europaischen
Ordnung, deutschen Zielen widersprach. Ade-
nauer wie de Gaulle zogen eine ,klein-europii-
sche* Integrationsstruktur vor; doch de Gaulle
stellte sich gegen eine echte politische Integration,
weil dies die nationale Unabhingigkeit Frank-
reichs eingeschrinkt hitte, und er erwartete von
der Bundesrepublik, daB sie Frankreichs Bestre-

ben, seine Stellung in der Weltpolitik wiederzuge-.
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winnen, wirtschaftlich und politisch unterstiitzen
wiirde. De Gaulle wollte den wirtschaftlichen
Nutzen des Gemeinsamen Marktes, ohne dafiir
einen politischen Preis zu zahlen; Adenauer war
bereit, einen wirtschaftlichen Preis fiir politischen
Nutzen zu zahlen. De Gaulle suchte eine europa-
ische Basis fiir seine weltpolitischen Ambitionen;
Adenauer suchte eine atlantische Basis fiir seine
europaischen Ambitionen.

Die Konflikte, die sich wahrend der spéten 1950er
und der frihen 1960er Jahre zwischen den anglo-
amerikanischen Machten und Frankreich entwik-
kelten, komplizierten die Verwirklichung von
Adenauers Ziel der Integration der Bundesrepu-
blik in eine eng verbundene westeuropdische Ge-
meinschaft ganz auBerordentlich. Wihrend die
USA der unentbehrliche Partner der Sicherheits-
politik blieben, war de Gaulle, der unentbehrliche
Partner fiir die Europapolitik der Bundesrepu-
blik, zur Verdringung des anglo-amerikanischen
Einflusses auf dem Kontinent entschlossen. Dies
bedeutete, daB sich in den 1960er Jahren Wider-
spriiche zwischen der Sicherheitspolitik der Bun-
desrepublik und seiner Europapolitik entwickel-
ten — anders als in den 1950er Jahren, als die
gegenseitige Erginzung der Bonner Atlantik- und
seiner Europapolitik den Eckpfeiler von Adenau-
ers auBenpolitischem Programm bildete. Doch
nun gab es praktisch nicht eine deutsche Auflen-
politik, sondern zwei. Die erste war die Au3enpo-
litik Adenauers, die zu dem deutsch-franzdsischen
Freundschaftsvertrag von 1963 fiihrte und es de
Gaulle ermdglichte, den Beitritt GroBbritanniens
zur Europdischen Wirtschaftsgemeinschaft mit
stillschweigender deutscher Einwilligung zu ver-
hindern. Die zweite auBenpolitische Richtung
wurde von Wirtschaftsminister Ludwig Erhard
und AuBenminister Gerhard Schrioder vertreten,
die einen flexibleren Kurs befiirworteten und eher
die anglo-amerikanische Position unterstiitzten,
nicht nur beziiglich der EWG und der atlanti-
schen Allianz, sondern auch hinsichtlich einer
phantasiereicheren Ostpolitik.

Als Ludwig Erhard im Herbst 1963 die Nachfolge
Adenauers antrat, verschlechterten sich die politi-
schen Beziehungen zwischen der Bundesrepublik,
Frankreich und den Vereinigten Staaten deutlich.
De Gaulles Programm stand im klaren Wider-
spruch zu Kernelementen der deutschen Auflen-
politik, und dies zu einer Zeit, als der neue Bun-
deskanzler franzosischen Vorhaben viel weniger
positiv gegeniiber stand, als dies bei Adenauer der
Fall gewesen war. Die Krise von 1965 iiber die
politische Zukunft und die VergroBerung der
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EWG fand Bonn in Frontstellung gegen Paris
(wenngleich letztlich die Position der Bundesre-
publik in der EWG dadurch gestiarkt wurde), und
der deutsch-franzosische Gegensatz in politischen
Grundsatzfragen wurde weiter verschdrft durch
ZusammenstdBe im handels- und wiahrungspoliti-
schen Bereich. Doch auch Erhards Beziehungen
zu Washington waren gestort. Das gliicklose Pro-
jekt der multilateralen Atomstreitmacht (MLF),
die militdrisch-strategisch wertlos und in erster Li-
nier dazu bestimmt war, den europdischen
NATO-Mitgliedern den Schein nuklearer Verfii-
gungsgewalt zu geben, ohne sie in Wirklichkeit zu
gewahren, fiihrte zu ernsthaften Spannungen zwi-
schen Bonn und Washington, als die Johnson-Ad-
ministration das Projekt 1965 abblies.

Auch Wirtschafts- und Wihrungskontroversen in-
nerhalb der atlantischen Allianz zwangen die
Bonner Regierung, Entscheidungen zu treffen,
die sie zu vermeiden wiinschte. Zwischen den Eu-
ropaern und Amerikanern stand ein breites Spek-
trum umstrittener Fragen: die Ausweitung des Ge-
meinsamen Marktes, der Plan der europadischen
Gemeinschaft zur Errichtung eines gemeinsamen
Wihrungsgebietes und die politisch-strategischen
und wirtschaftlichen Beziehungen zwischen den
Vereinigten Staaten und Europa insgesamt. Ange-
sichts des Niedergangs der wirtschaftlichen Hege-
monie Amerikas im Verhiltnis zu Europa und Ja-
pan zeigten Amerikas Verbiindete, besonders
Frankreich, zunehmend Unzufriedenheit iiber die
amerikanischen politischen und 6konomisch-mo-
netaren Privilegien und begannen, auf Struktur-
veranderungen (wie etwa das internationale Wah-
rungssystem von Bretton Woods) zu dringen, in-
nerhalb deren diese politischen und &konomi-
schen Regelungen getroffen worden waren. Zahl-
reich waren auch Washingtons Beschwerden iiber
Praktiken der EWG, doch sie konzentrierten sich
weitgehend auf drei miteinander verbundene Be-
reiche: die Praferenzabkommen der Gemein-
schaft mit einer zunehmenden Zahl von Staaten,
die mehr oder weniger das Meistbegiinstigungs-
prinzip verletzten; die protektionistische Agrar-
politik der Gemeinschaft; und die Tatsache, daB3
die groBen landwirtschaftlichen Uberschiisse der
Gemeinschaft auf traditionelle Markte der Verei-
nigten Staaten geworfen wurden, besonders im
Fernen Osten und in Nordafrika. Die Europder
waren demgegeniiber der Auffassung, das zen-
trale wirtschaftliche Problem sei nicht die Han-
dels-, sondern die Geldpolitik, zumal die USA
gegeniiber der Gemeinschaft stindig eine positive
Handelsbilanz aufwiesen. Aus europdischer Sicht
handelten die Vereinigten Staaten unverantwort-
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lich und auch eigensiichtig, indem sie keine MaB-
nahmen trafen, um ihren chronischen Zahlungs-
bilanzproblemen abzuhelfen und einen wesentli-
chen Teil der sich daraus ergebenden Anpas-
sungsbelastung auf ihre europédischen Partner ab-
wilzten.

All dies brachte die Deutschen in eine miBliche
Lage. Frankreich forderte die Unterstiitzung der
Bundesrepublik fiir die gemeinsame Agrarpolitik
der Gemeinschaft, da dies der Eckpfeiler des beim
Eintritt in das System der Gemeinschaft geschlos-
senen franzosisch-deutschen Wirtschaftspaktes
war, der vorsah, da3 Frankreich ein Arrangement
des freien Zugangs fiir deutsche Industriepro-
dukte akzeptierte und dafiir im Agrarsektor Vor- -
teile erlangte. Die Vereinigten Staaten wiederum
bestanden auf finanzieller Unterstiitzung durch
die Bundesrepublik, was den Devisenausgleich
fir Militirausgaben, Riistungskidufe in den USA
und andere Vereinbarungen zur Lastenteilung in-
nerhalb der NATO einschloB, um die Spannun-
gen zu mindern, die sich zwischen den drei zentra-
len Grundsitzen des Bretton-Woods-Systems ent-
wickelt hatten — der Dollar-Gold-Paritit, der fe-
sten Wechselkurse und der freien Konvertierbar-
keit der Wahrungen.

Die Fiktion, daf3 Bretton Woods nach wie vor
funktioniere, lieB sich ohnehin nur deshalb auf-
rechterhalten, weil die Deutsche Bundesbank sich
1967 verpflichtete, Dollars nicht in Gold einzu-
tauschen, und weil sie es im allgemeinen vermied,
diese Ordnung, das Bretton-Woods-Monetéarsy-
stem, zu erschiittern, wie es Frankreich zu politi-
schen Zwecken tat. Doch obwohl die Bundesrepu-
blik in den 1960er und den friihen 1970er Jahren
mehr unternahm als jeder andere Staat, die Verei-
nigten Staaten gegen dauernde Angriffe auf den
Dollar abzuschirmen, waren die Differenzen zwi-
schen Bonn und Washington iiber monetére Fra-
gen grundsitzlicher Natur, denn sie entsprangen
gegensatzlichen Auffassungen davon, was verant-
wortliche Wihrungs- und Haushaltspraktiken
sind. Es hatte sich eine Beziehung beiderseitiger
Abhingigkeit entwickelt: Die USA lieferten der
Bundesrepublik Sicherheitswerte (worin Wa-
shington eine der Hauptursachen seiner Zah-
lungsbilanz-Schwierigkeiten erblickte), und die
Bundesrepublik revanchierte sich mit direkter
und indirekter finanzieller Unterstiitzung, bis die
formellen Ausgleichsregelungen 1976 ausliefen.

Kleine Schritte nach Osten

Das zentrale Dilemma der bundesrepublikani-
schen Ostpolitik in den 1960er Jahren bestand
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darin, da3 Bonn nicht in der Lage war, die politi-
schen und die rechtlichen Aspekte dieser Politik
in Einklang zu bringen. Den Deutschen war klar,
daB die internationalen Entwicklungen (in West-
ebenso wie in Osteuropa, in Washington so gut
wie in Moskau) eine Revision der sterilen Bonner
Ostpolitik erforderten, doch die legalistischen Be-
schrinkungen, die man dieser Politik in den
1950er Jahren auferlegt hatte, waren in zuneh-
mendem MaBe hinderlich geworden und standen
einer angemessenen Reaktion auf die politischen
Erfordernisse der 1960er Jahre im Wege — eine
Behinderung, die auch erkldrt, warum sich Bonns
Ostpolitik nicht auf die seiner Hauptverbiindeten
einstellen konnte.

Aus deutscher Sicht war die amerikanische Diplo-
matie zu ,konservativ‘, die franzdsische zu inno-
vativ. Washingtons Europapolitik erschien als zu
konservativ in dem Sinn, daB sowohl die Ken-
nedy- als auch die Johnson-Administration eine
Verstindigung mit der Sowjetunion anstrebte, die
einen betont bilateralen Charakter hatte und indi-
rekt zur Stabilisierung des europdischen Status
quo tendierte. Die amerikanische Koexistenz-Po-
litik stiitzte sich auf die Annahme, daB das ge-
meinsame nukleare Risiko und die gemeinsame
politische Verantwortung der beiden Super-
machte eine Stabilisierung des nuklearen militari-
schen Kriéfteverhiltnisses verlangten und daB die
beiderseits angestrebte Stabilitdt der europaischen
Ordnung das Weiterbestehen der sowjetischen
ebenso wie der amerikanischen EinfluBsphare auf
dem Kontinent erforderlich machte. Fir Wa-
shington war die allméhliche Auflockerung des
Warschauer Paktes (ein ProzeB, der im August
1968 teilweise zum Stillstand kam) weniger ein
Grund zur Befriedigung als ein Anlaf} zur Sorge.
Die Fragmentierung des sowjetischen Imperiums
in Osteuropa konnte unter Umstianden den Kal-
ten Krieg eskalieren und bestenfalls zu einer Auf-
l6sung der relativ stabilen und ertraglichen euro-
pédischen Nachkriegsordnung — kurz, zur De-
montage der amerikanischen Doppel-Eindim-
mungs-Politik — fiihren.

Die Kennedy-Administration hatte ungeachtet
deutscher Bedenken die NATO-Strategie verin-
.dert, legte hinsichtlich der Frage der deutschen
Einheit wenig Entschlossenheit an den Tag und
erstrebte offenbar eine Verstindigung mit der So-
wjetunion in Europa, notfalls auch auf Kosten
deutscher Interessen. Die Politik der Johnson-Ad-
ministration gab auch AnlaB zur Sorge. Der Prisi-
dent personlich schien in europdischen Angele-
genheiten verunsichert und generell uninteres-
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siert; und Washington war in zunehmendem
MaBe mit Vietnam sowie mit der Ausarbeitung
einer Ristungskontrollregelung mit der Sowjet-
union beschiftigt. Dies alles machte die Regie-
rung Johnson fiir die Bundesrepublik zu einem
politisch wie psychologisch fernen Verbiindeten.
Die Moglichkeit, daB die Vereinigten Staaten ei-
ner Legitimierung der Teilung Europas und
Deutschlands — das zentrale au3enpolitische Ziel
der Sowjetunion in den 1960er Jahren — zustim-
men wiirden, war fiir Adenauer ebenso wie fiir
Erhard ein Alptraum und blieb eine stindige
Sorge wiahrend der Amtszeit der Regierung Kie-
singer/Brandt, wenngleich bei letzterer bereits
Uneinigkeit in der deutschen Frage deutlich
wurde.

Wihrend die amerikanische Politik wegen ihrer
impliziten Bereitschaft, den europdischen Status
quo zu zementieren, fiir Bonn zu ,konservativ’
war, erschien die franzdsische Politik als zu inno-
vativ und dynamisch, da sie letztlich die Auflo-
sung der amerikanischen und der sowjetischen
EinfluBsphire in Europa zum Ziel hatte. Ange-
sichts seines Miltrauens Amerika gegeniiber
fiihlte sich Adenauer gezwungen, Unterstiitzung
fiir Bonns starre Ostpolitik in Paris zu suchen,
obwohl de Gaulle die Oder-NeiBe-Linie 1959
anerkannt hatte (eine Voraussetzung seiner Initia-
tiven gegeniiber Osteuropa) und obwohl der Bun-
deskanzler sicherlich gewuB3t haben muf3, da3 de
Gaulle sich nur fiir eine solche Losung der deut-
schen Frage einsetzen konnte, die hinter einer tat-
siachlichen Wiedervereinigung zuriickblieb. Ge-
wiBl wiinschte de Gaulle eine Entscharfung der
deutschen Frage; er sah in ihr die Hauptsursache
(und Rechtfertigung) der Priasenz der Super-
machte in Europa, eine Ursache, die bei einer
Losung der deutschen Frage entfiele und zur Auf-
16sung der beiden Militarbiindnisse des Kalten
Krieges fiihren sowie den Riickzug von Amerika-
nern und Sowjets aus Europa beschleunigen
wiirde. ,Europa vom Atlantik bis zum Ural‘ unter
Fihrung Frankreichs sollte an die Stelle der
Zweier-Hegemonie treten, die Amerika und Ruf3-
land der europdischen Nachkriegsordnung auf-
gezwungen hatten. Doch bei seiner Anndherung
an Osteuropa und die Sowjetunion ging de Gaulle
sehr viel weiter, als es der Bonner Regierung ange-
messen erschien, und die grundlegende Verdnde-
rung der franzdsischen Politik gegeniiber der So-
wjetunion mit der implizierten franzdsisch-sowje-
tischen Verstindigung hatte tiefgreifende Auswir-
kungen auf die franzésisch-deutschen Beziehun-
gen, die ohnehin schon in den Bereichen der
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transatlantischen und europdischen Politik ange-
spannt waren.

Kurz, die Politik Washingtons untergrub die poli-
tischen Dimensionen der Ostpolitik Bonns, da sie
die Zementierung der bestehenden EinfluBlspha-
ren in Europa in sich schloB und deren zukiinftige
Legitimierung voraussehen lief3; die franzdsische
Politik untergrub die rechtliche Dimension der
Bonner Ostpolitik, da Paris, anders als Bonn, die
osteuropdischen Staaten als vollwertige diploma-

tische Partner behandelte und dazu die auf die
NATO gestiitzte Sicherheitspolitik der Bundesre-
publik miBbilligte. Wahrend die deutsch-amerika-
nischen Beziehungen der Nachkriegszeit in den
1960er Jahren durch einen ReifungsprozeB ge-
kennzeichnet waren, wiesen sie auch zunehmende
Belastungen auf, die sich iiber ein breites Spek-
trum von militdrisch-strategischen, 6konomisch-
monetdren und politischen Problemen erstreck-
ten.

ITII. Reibungen im Wandel: Die siebziger Jahre

In den 1970er Jahren verinderte sich das globale
wie das regionale Krafteverhiltnis, wodurch fiir
die deutsch-amerikanischen Beziehungen neue
Moglichkeiten ebenso wie neue Probleme entstan-
den. Die Urspriinge dieser Verinderungen lagen
in den 1960er Jahren und (teilweise) in der unmit-
telbaren Nachkriegszeit, doch ihre Manifestatio-
nen wurden erst in den 1970er Jahren deutlich
sichtbar und schufen ein erheblich unterschiede-
nes internationales Umfeld fiir die deutsch-ameri-
kanische Diplomatie, was auch fiir die innenpoli-
tischen Grundlagen der deutsch-amerikanischen
Beziehungen Konsequenzen hatte.

Da war, vor allem anderen, der relative Nieder-
gang der amerikanischen Macht. Am Ende des
Zweiten Weltkriegs und zu Beginn des Kalten
Kriegs besaflen die Vereinigten Staaten unan-
fechtbare wirtschaftliche Hegemonie; sie kontrol-
lierten das internationale Wihrungssystem, das
sie geschaffen hatten; sie standen auf dem Gipfel
des internationalen Prestiges und politischen Ein-
flusses; und sie besaflen eine unverwundbare nu-
kleare Streitmacht, die die Sicherheit Amerikas
und seiner Verbiindeten garantierte. Drei Jahr-
zehnte spater muBten die USA ihre wirtschaftliche
und monetdre Vormachtstellung mit Westeuropa
und Japan teilen, waren gezwungen, den sowjeti-
schen Paritdtsanspruch hinsichtlich des nuklearen
Potentials anzuerkennen und hatten wegen
Schwichen in ihrer AuBen- und Innenpolitik ei-
nen Schwund an Prestige und Einfluf} erlitten.

Mit diesen Entwicklungen sowie mit dem wach-
senden SelbstbewuBtsein Westeuropas verband
sich die Erkenntnis auf beiden Seiten des Atlan-
tiks, daB3 die amerikanischen und westeuropdi-
schen Interessen nicht mehr so stark iiberein-
stimmten, wie dies in der Nachkriegszeit der Fall
gewesen zu sein schien — eine Erkenntnis, die
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sich in einer Anzahl von duBlerst wichtigen Aspek-
ten der deutsch-amerikanischen Beziehung wider-
spiegelte.

Ost-West-Entspannung, deutsche Ostpolitik und
die politische Ordnung Europas

Der Regierung Brandt/Scheel, die im Herbst 1969
die Macht iibernahm, war klar, daB eine deutsche
Anndherung an den Osten und die Koordination
der deutschen Diplomatie mit den Entspannungs-
bemithungen der Westmachte die formelle Aner-
kennung des europdischen Status quo durch Bonn
voraussetzte. Durch die Einstellung der westdeut-
schen AufBlenpolitik auf die Dynamik der Ent-
spannungspolitik — daB herausragende aullenpo-
litische Ziel des Warschauer Paktes ebenso wie
des atlantischen Biindnisses — hoffte Bonn, eine
konstruktivere Haltung gegeniiber dem Osten auf-
zubauen, mit den internationalen Entwicklungen
Schritt zu halten, die diplomatischen EinfluBmog-
lichkeiten zu erweitern und damit die diploma-
tische Ost-West-Konstellation mitzubestimmen,
in der politische, strategische und wirtschaftliche
Fragen zusammengekoppelt waren. Aus histori-
schen und geographischen Griinden sowie wegen
der stindigen Frage der deutschen Einheit waren
die Bestrebungen und Hoffnungen, die in einer
westlichen Enstspannungspolitik Ausdruck fan-
den, fiir die Bundesrepublik besonders bedeut-
sam; die Regierung Brandt war bereit, den unent-
behrlichen Beitrag zu ihrem Erfolg zu leisten —
durch das Akzeptieren des europdischen Status
quo.

Die Ostpolitik der Regierung Brandt/Scheel trug
auch zur Ergdnzung ihrer Sicherheitspolitik bei —
nicht etwa, weil sie die strategische Abhangigkeit
der Bundesrepublik von den USA oder ihr Enga-
gement fiir die NATO verminderte, sondern weil
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die Bereitschaft Bonns, den territorialen Status
quo zu akzeptieren, die deutschen Sicherheitspro-
bleme bei deren politischen Wurzeln packte. Im
Gegensatz zu den 1950er und 1960er Jahren, als
die Sicherheitspolitik Bonns den Ost-West-Kon-
flikt widerspiegelte und eher verschirfte, iiber-
wand die neue Ostpolitik diese krassen Wider-
spriiche. Indem sie die aus dem Zweiten Weltkrieg
herriihrenden territorialen und politischen Reali-
taten anerkannte, lie die Bundesrepublik ihre Si-
cherheitspolitik und ihre Ostpolitik ineinander-
greifen, entwickelte damit auch eine konstrukti-
vere Haltung zur Riistungskontrolle und paBte die
westdeutsche Auflenpolitik der Dynamik der Ost-
West-Entspannung an.

Die Anpassung der deutschen Diplomatie an die
Entspannungspolitik der Westméchte Anfang der
1970er Jahre war jedoch nicht leicht. Wenngleich
die Bonner Ostpolitik anderen dynamischen west-
lichen Initiativen gegeniiber dem Osten nach-
folgte und nicht vorgriff, zeigte doch die anfing-
liche Reaktion ihrer Partner (besonders in Wa-
shington) den Deutschen, daB ihr eigenes Vorge-
hen ein prekires Gleichgewicht von Initiative und
Zuriickhaltung verlangte. Eine zu geringe Bereit-
schaft, die Ost-West-Verstandigung zu unterstiit-
zen, hatte ihnen in der Vergangenheit Vorwiirfe
der Obstruktion eingebracht (insbesondere, wenn
Bonn sich in Fragen der Riistungskontrolle unbe-
weglich zeigte); eine zu grof3e Begeisterung fiir die
Entspannung weckte Befiirchtungen, da3 Bonn
seine Verbindungen zum Westen schwichen
wiirde, um die Chancen fiir die deutsche Einheit
zu verbessern. Der Verdacht, die Bundesrepublik
sei eine tatsichliche oder potentielle revisioni-
stische europdische Macht, die bereit wire, den
Status quo aus den Angeln zu heben, wenn sich
eine Gelegenheit dazu bote, lag dicht unter der
Oberfliche von vielen politischen, militarisch-
strategischen und wirtschaftlichen Probleme, die
zwischen Bonn und anderen Lindern umstritten
waren. :

Die Deutschen waren wohl die HauptnutznieBer
der Entspannung, weil ihre Erwartungen hinsicht-
lich der Erleichterung menschlicher Kontakte
zwischen den beiden deutschen Staaten zumindest
teilweise erfiillt wurden und es der Bundesrepu-
blik gleichfalls gelang, ihr internationales Prestige
und ihren diplomatischen EinfluB zu erhdhen.
Demzufolge blieb die Bundesrepublik wihrend
der 1970er Jahre der Entwicklung einer europai-
schen Ordnung verpflichtet, die diese Gewinne
sichern und ausweiten wiirde, und sie neigte dazu,
die Entspannung als einen teilbaren ProzeB zu
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betrachten, der gegeniiber auflereuropdischen
Storungen abgeschirmt werden sollte. Anderer-
seits waren sowohl die USA als auch die Sowjet-
union, aus je unterschiedlichen Griinden, von den
Resultaten der Entspannung enttduscht; ihr En-
gagement fiir den Neuaufbau einer européischen
politischen Ordnung war, wiederum aus unter-
schiedlichen Griinden, fraglich; und die USA be-
miihten sich, die Bonner Regierung davon zu
iiberzeugen, daB der Entspannungsprozef3 unteil-
bar und mit der globalen Ost-West-Auseinander-
setzung verbunden sei.

Wirtschafts- und Wihrungsbeziehungen

Die 1970er Jahre brachten nicht nur unterschied-
liche Interpretationen von Bedeutung und Ergeb-
nissen der Entspannung, sondern auch eine ganze
Serie von Differenzen zwischen den Vereinigten
Staaten und der Bundesrepublik in 6konomischen
und monetdren Fragen.

Die Weltwahrungskrise vom Sommer 1973 bildete
den Hohepunkt der 6konomisch-monetidren Kon-
troversen zwischen den Vereinigten Staaten und
den Liandern des Gemeinsamen Marktes, die sich
in den 1960er Jahren entwickelt hatten. Die Krise
kiindigte eine seit langem iiberfillige Umstruktu-
rierung des Weltwahrungssystems an und betraf
sowohl in starkem Mal3e die wirtschaftliche, stra-
tegische und politische Rolle der Vereinigten
Staaten in der Weltpolitik als auch die Frage, wel-
chen Teil dieser Rolle die Verbiindeteten bereit
waren, weiterhin zu finanzieren. Die Notwendig-
keit, diesen Rahmen zu verandern, stellte sich um
so dringlicher angesichts des wachsenden Vor-
rangs Okonomisch-monetdrer iiber militdrisch-
strategische Angelegenheiten und angesichts zu-
nehmender wirtschaftlicher Interdependenz so-
wie der besonderen politischen und &konomi-
schen Schwierigkeiten, die sich aus der Erweite-
rung der europdischen Gemeinschaft und ihrer
begrenzten integrativen Dynamik ergaben.

Wenngleich diese Entwicklungen die deutsche di-
plomatische Position stirkten, weil sie Elemente
der Macht in eine Richtung verschoben, in der die
Hauptquelle des deutschen Potentials lag, waren
ihre politischen, 6konomischen und psychologi-
schen Auswirkungen besonders storend, nachdem
Helmut Schmidt 1974 die Kanzlerschaft von
Willy Brandt iibernommen hatte — weniger we-
gen des Wechsels in der deutschen Fiihrung, als
deshalb, weil die deutsche Ostpolitik ihre dramati-
schen Hohepunkte iiberschritten hatte und die
weltweite Rezession wirtschaftliche Fragen in den
Vordergrund schob. Mitte und Ende der 1970er
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Jahre standen die Westeuropder nicht mehr so
stark im Bann der dramatischen ,,groBBen Politik*
der vorangegangenen Jahre; vielmehr waren sie
mit den mehr technischen wirtschaftlichen und
politischen Aufgaben beschiftigt, vor die sie sich
gestellt sahen: Wirtschaftswachstum und Wih-
rungsstabilitiat, Sicherheit der Versorgung mit
Energie und anderen Rohstoffen, eine konstruk-
tive Politik gegeniiber der Dritten Welt und die
Umgestaltung von EG-Strukturen zwecks Durch-
fihrung dringend notwendiger Reformen und
Eingliederung neuer Mitgliedstaaten. Bei all die-
sen Aufgaben, die koordinierte und somit sorgfil-
- tig abgemessene Schritte verlangten, wurde deut-
lich, daBB die Wirtschaftspolitik eine stetige,
grundlegende und vielleicht entscheidende Rolle
spielte, wobei sich der Bundesrepublik grofle
Moglichkeiten boten, Wirtschafts- und Wih-
rungspotential in politischen Einfluf umzumiin-
zen.

Die militirisch-strategische Dimension

Ende der 1960er Jahre naherte sich die Sowjet-
union der Paritdt im Potential an Langstreckenra-
keten mit den Vereinigten Staaten. Das zwang
Washington dazu, den Automatismus seiner
Kernwaffengarantie gegeniiber Europa einzu-
schrinken. Auf deutscher Seite bestand weniger
AnlaB, die amerikanische Verpflichtung gegen-
iber Europa in Frage zu stellen — nicht nur we-
gen einer veranderten Einschidtzung der Bedro-
hung durch die Sowjetunion, sondern auch, weil
die (durch die NATO symbolisierte) transatlan-
tische Sicherheitspartnerschaft in vieler Hinsicht
zu einer bilateralen deutsch-amerikanischen Uber-
einkunft geworden war. Als die amerikanische
Sicherheitspolitik und Biindnisdiplomatie in die
weniger kompetente Regie der Carter-Admini-
stration iiberging, und als die deutsche Politik von
dem bestimmteren und schérferen Stil Helmut
Schmidts gepragt wurde, kamen politische Diffe-
renzen — in die Sprache der strategischen Doktri-
nen gekleidet — jedoch rasch wieder zutage.

In einem sehr erheblichen AusmaB drehte sich die
neu entstehende Debatte der spiten 1970er Jahre
iiber die transatlantische Sicherheit um die im-
merwahrend storrische Frage der Vorneverteidi-
gung und das damit verwandte Problem der ,.kon-
ventionellen Pause“. Gewill erneuerte Prisident
Carter die amerikanische Verpflichtung auf das
Prinzip der Vorneverteidigung, und er schlof3
auch den Einsatz taktischer Kernwaffen nicht
prinzipiell aus. Die zentrale Frage jedoch — der
Zeitpunkt einer taktischen nuklearen Reaktion —
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blieb so unklar wie je zuvor. Da viele deutsche
Militirs taktische Kernwaffen als ein essentielles
Glied in der Eskalationskette von einer konven-
tionellen Reaktion bis zu einem strategischen nu-
klearen Schlagabtausch zwischen der Sowjet-
union und den Vereinigten Staaten betrachteten,
sah man in der amerikanischen Ambivalenz hin-
sichtlich der Frage, wann (oder sogar ob) tak-
tische Kernwaffen eingesetzt wiirden, eine mas-
sive Gefdhrdung fiir die Gesamtheit der NATO-
Eskalations-Leiter, was zu einem Abkoppeln der
amerikanischen Kernwaffengarantie fiir Europa
fiihren wiirde.

Wihrend die europdischen NATO-Mitglieder
und vor allem die Bundesrepublik die Auffassung
vertraten, ihre Sicherheitsinteressen seien am be-
sten durch die Drohung gewahrt, Kernwaffen in
einem frithen Stadium eines konventionellen
Krieges einzusetzen, wiinschten die USA, daB die-
ser Augenblick so lange wie moglich hinausge-
schoben wiirde. Wihrend europidische Strategen
amerikanische taktische Kernwaffen als das es-
sentielle Glied zwischen den strategischen Kern-
waffen der Vereinigten Staaten und dem amerika-
nischen Potential auf einem européischen Kriegs-
schauplatz betrachteten, die ein Symbol fiir Wa-
shingtons Entschlossenheit darstellten, fiir seine
europdischen Verbiindeten das Risiko der Eskala-
tion einzugehen, galten taktische Kernwaffen in
den Augen amerikanischer Strategen als eine Art
Reserve fiir den Fall, daB die konventionelle Ver-
teidigung der NATO versagte, sowie als ein Mittel
zur Begrenzung des Konflikts auf den Kontinent
und zur Verhinderung einer Eskalation. Wiahrend
Amerikas NATO-Partner an der vordersten Ver-
teidigungslinie keine Strategie akzeptieren konn-
ten, die eine lingere konventionelle Kriegfithrung
auf Kosten ihrer Bevolkerung und ihres Territo-
riums bedeutete, mufiten die USA die potentielle
nukleare Vernichtung Amerikas in Rechnung stel-
len und waren deshalb bestrebt, den Einsatz von
Kernwaffen hinauszuzogern.

Diese unterschiedlichen Perspektiven, die sich aus
der Tatsache ergaben, daf3 die Sicherheitsinteres-
sen der Vereinigten Staaten und Westeuropas
nicht deckungsgleich waren, wurden besonders
verdeutlicht durch die Aufregung innerhalb der
NATO angesichts von Prasident Carters Schwan-
ken bei der Entscheidung iiber die Entwicklung
und Aufstellung von Neutronenwaffen, da einige
europdische Strategen solche Sprengkopfe mit
verstdrkter Strahlung, die wirksam gegen Panzer
und gepanzerte Fahrzeuge eingesetzt werden
konnten, als einen Ausgleich fiir die Schwache der
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NATO im Bereich der konventionellen Streit-
krifte ansahen. Auch wirkte es keineswegs beruhi-
gend auf die Deutschen, als amerikanische Jour-
nalisten Ausziige aus dem Presidential Review
Memorandum 10 ver6ffentlichten, worin sich ne-
ben anderen Optionen ein Vorschlag an Prisident
Carter fand, man sollte Westeuropa vielleicht
nicht entlang der Grenze zwischen West- und Ost-
deutschland, sondern entlang Weser und Lech
verteidigen. Zwar hatten NATO-Planer schon seit
langem die militdrische Praktikabilitdt einer Ver-
teidigung Europas an der Grenze der Bundesre-
publik zur Deutschen Demokratischen Republik
und zur Tschechoslowakei in Frage gestellt, je-
doch war es politisch zwingend notwendig, den
Deutschen zu versichern, daB3 ihre geographische
Lage sie nicht dazu verurteilen wiirde, das erste
(und vielleicht einzige) Opfer eines konventionel-
len Krieges zu werden.

Die Frage des eurostrategischen Gleichgewichts

Ende der 1970er Jahre wurde die zwanzig Jahre
alte Frage des Kernwaffengleichgewichts zwi-
schen Ost und West in Europa, die ein Jahrzehnt
lang geruht hatte, erneut mit den dreiflig Jahre
alten Fragen der Vorneverteidigung, des Zeit-
punkts einer amerikanischen nuklearen Reaktion
und des Charakters der amerikanischen Kernwaf-
fenverpflichtung gegeniiber Europa verbunden.
Gegen Ende der Carter- und zu Beginn der Rea-
gan-Administration wurde die Annahme, das
Streben nach Entspannung und das nach Ab-
schreckung ergidnzten einander — sie bildete das
Kernstiick der Sicherheitspolitik der Bundesrepu-
blik in den 1970er Jahren —, in Frage gestellt. Das
Hauptproblem betraf das eurostrategische (Mit-
telstreckenkernwaffen) Gleichgewicht zwischen
der NATO und dem Warschauer Pakt. Dieses
Gleichgewicht wurde durch die Aufstellung einer
groBen Zahl von sowjetischen SS-20-Mittelstrek-
kenraketen verschoben, auf die seitens der NATO
im Dezember 1979 mit dem sogenannten
,Doppelbeschlu‘ geantwortet wurde, der die
Aufstellung von 572 modernisierten amerikani-
schen Pershing-II-Raketen und Marschflugkor-
pern ab Ende 1983 vorsah, wenn nicht ein Ri-
stungskontrollabkommen mit der Sowjetunion
diese Aufstellung unnétig machte.

Hier ist nicht der Ort, sich mit der technischen
Komplexitdt und der politischen Kontroverse im
Zusammenhang mit der Frage des eurostrategi-
schen Gleichgewichts auseinanderzusetzen. Doch
diese Kontroverse, so wichtig sie als solche bereits
ist, gewinnt auf beiden Seiten des Atlantiks eine
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Bedeutung, die weit iiber ihr militirtechnisches
Gewicht hinausgeht und sich auf grundsitzliche
Fragen iiber die kiinftige Gestalt der transatlanti-
schen Allianz und der europdischen politischen
Ordnung erstreckt. Deutsche Haltungen zur Frage
des eurostrategischen Gleichgewichts wurden in
einer Art und Weise gebildet oder auch verfestigt,
die sich auch auf benachbarte Bereiche der
deutsch-amerikanischen Beziehungen erstreckten
und diese auf Jahre hinaus beeinflussen werden.
Die komplizierten technischen Diskussionen iiber
RiistungskontrollmaBnahmen sowie die duBerst
emotionalen Reaktionen, die diese Diskussionen
oft hervorrufen, stehen in enger Beziehung zu
grundlegenden politischen Haltungen (in der
Bundesrepublik ebenso wie in den Vereinigten
Staaten) zum Charakter des Ost-West-Konflikts,
zur Form einer erstrebenswerten regionalen und

globalen politischen Ordnung und zu den Pramis-

sen, die den deutsch-amerikanischen Beziehun-
gen zugrunde liegen. Die Tatsache, daB Sicher-
heitsfragen in den achtziger Jahren erneut zu
Hauptproblemen des atlantischen Biindnisses ge-
worden sind, wird damit verstindlich, daB3 diese
Probleme, sogar noch mehr als in den 1960er Jah-
ren, politische Ziele widerspiegeln und vorankiin-
digen, die weitaus tiefer gehen als ein numerisches
Abwigen des regionalen oder globalen militéri-
schen Gleichgewichts.

Vor allem anderen zeigte vielleicht die Debatte
iiber die eurostrategischen Raketen, daB es bei der
Bevolkerung der westlichen Linder keinen brei-
ten Konsens mehr gab hinsichtlich des Charakters
und der Intensitit der sowjetischen Bedrohung
sowie der angemessenen westlichen AuBlenpolitik
gegeniiber der Sowjetunion und den politischen
Herausforderungen, vor die sich der Westen in
den 1980er Jahren gestellt sieht. Viele Westdeut-
sche waren zwar iiberzeugt, daB die deutschen Si-
cherheitsinteressen eine fortdauernde Unterstiit-
zung der NATO durch die Bundesrepublik erfor-
derten, sie waren aber nicht daran interessiert,
daB zusitzliche Kernwaffen auf ihrem Territo-
rium in Stellung gebracht wiirden: Im Verhaltnis
zu ihrer GroBe enthielt die Bundesrepublik bereits
mehr Kernwaffen als jedes andere Land der Welt;
die Sowjetunion erklarte wiederholt, sie betrachte
die geplante Aufstellung neuer Mittelstrecken-
kernwaffen als eine gefahrliche Bedrohung, was
zu einer Erhohung der Ost-West-Spannungen
fiihren wiirde; und es bestand der hartnickige
Verdacht, der durch Erklarungen aus Washington
genihrt wurde, daB die USA die nukleare Uberle-
genheit gegeniiber der Sowjetunion anstrebten
und daB die Aufstellung von Raketen, mit denen

B 26




die Sowjetunion aus Westeuropa getroffen wer-
den konnte, ein Mittel zur Verwirklichung dieser
Absicht darstelle. Dies alles unterstrich das zen-
trale Paradoxon der Haltung der Westeuropder zu
ihrer transatlantischen nuklearen Schutzmacht:
Sie scheinen gleichermaBen zu fiirchten, da3 die
Vereinigten Staaten zum Einsatz von Kernwaffen
greifen wirden — und daB sie es nicht titen.
Ebenso stark scheinen sie einen Mangel an Um-
sicht seitens der Vereinigten Staaten zu fiirchten
— wie auch einen Mangel an amerikanischer Ent-
schlossenheit. Sie machen sich Sorgen iiber eine
amerikanische Konfrontationspolitik gegeniiber
der Sowjetunion, doch befiirchten sie auch die
Maéglichkeit des amerikanischen Unilateralismus
und eines amerikanischen Riickzugs aus Europa.

Bedenkt man die Beunruhigung der Deutschen
durch die Frage der eurostrategischen Raketen
und deren breitgefacherte politische Riickwirkun-
gen, so kann es kaum iiberraschen, dafl diese
Beunruhigung sich nicht nur in maBvollen, son-
dern auch in schrillen Tonen duBerte. Die Ameri-
kaner miissen unbedingt verstehen, daB die eher
zuriickhaltende Einstellung, die viele Europder
gegeniiber ihrem transatlantischen Partner ge-
wonnen haben, sie nicht schon deshalb enger an
Moskau heranriicken oder sie zu unzuverlassigen
Biindnispartnern werden lafit.

In der Bundesrepublik gibt es ein weites und tiefes
Reservoir des guten Willens gegeniiber den Verei-
nigten Staaten, das die unscharfen und durchlas-
sigen Grenzen des Alters, des soziodkonomischen
Status und des politischen BewuBtseins tber-
spannt. Doch die Ubertragung dieses guten Wil-
lens in die praktische Politik, die letztlich den
Charakter der deutsch-amerikanischen Beziehun-
gen bestimmt, erfolgt nicht automatisch. Sie ver-
langt Umsicht und Pflege auf beiden Seiten des
Atlantiks, insbesondere bei Sicherheitsfragen, die
fiir die jeweiligen nationalen Interessen als zentral
gesehen werden. Die meisten Europder sind nicht
,neutralistisch* oder ,antiamerikanisch‘, doch ihr
Vertrauen in die amerikanische Diplomatie muf
standig in der alltdglichen Praxis der amerikani-
schen Auflenpolitik neu verdient werden. Ver-
dient werden muB es auch in der Praxis der ameri-
kanischen Innenpolitik, denn viele Europder
verbinden ihre Beurteilung der AufBlenpolitik
Washingtons mit ihrer Einschédtzung des innenpo-
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litischen Prozesses in den USA; ihre langfristigen
Erwartungen hinsichtlich der politischen Verlaf3-
lichkeit und Umsicht ihres transatlantischen Part-
ners entspringen ebenso sehr ihrer Auffassung
von der zukiinftigen innenpolitischen Ordnung
Amerikas wie ihrer Auffassung von der gegenwir-
tigen amerikanischen Diplomatie.

Wenn die Bundesrepublik dazu beitragen mdchte,
eine europdische Ordnung zu schaffen, die deut-
schen Interessen entspricht, und dabei nicht die
Unterstiitzung Amerikas verlieren will, dann muf3
die deutsche Diplomatie die Tatsache akzeptie-
ren, daB die innenpolitischen Grundlagen fiir eine
konsequente, langfristige Europapolitik in den
Vereinigten Staaten nicht mehr so gesichert sind
wie in den vorangegangenen Jahrzehnten, und
daf3 Washington hochstwahrscheinlich daran fest-
halten wird, seine AuB3en-, militdrisch-strategische
und Wirtschaftspolitik nicht nur in der Auseinan-
dersetzung mit Gegnern, sondern auch gegeniiber
seinen Verbiindeten mittels einer verkoppelten
,Linkage‘-Politik zu vertreten.

Wenn die USA die Entwicklung der europdischen
Ordnung in konstruktiver Weise beeinflussen
mochten, dann muBl die amerikanische Diploma-
tie die Unvermeidlichkeit dieser Entwicklung
ebenso akzeptieren wie die unumginglichen
Neuerungen, die sie begleiten werden. Was erfor-
derlich ist, und was viele Europider begriilen wiir-
den, ist eine Umstrukturierung der politischen
Landschaft Amerikas, in der ein aufgeklarter,
verantwortlicher 6konomischer Konservatismus
von Riistungsbesessenheit abgekoppelt und mit
einer Haltung in militarisch-strategischen Fragen
zusammengefiigt wird, die ihre zentrale Rolle fiir
die amerikanische Sicherheit hinnimmt, aber sich
ihrer geringfiigigen Bedeutung im Alltagsgeschaft
der amerikanischen Diplomatie bewuBt ist. Ohne
eine solche Umstrukturierung wird es schwierig
sein, Verbiindete in Europa davon zu iiberzeugen,
daB die amerikanische Politik einer ausgereiften
Inrechnungstellung gemeinsamer und widerspre-
chender Interessen Ausdruck gibt. Der Boden, der
in den 1980er Jahren iiberquert werden muB, ist
steinig, aber es ist auch ein gemeinsamer Boden,
der nicht vollig unabgesteckt bleiben muB, selbst
wenn jede Seite eine etwas unterschiedliche Rich-
tung einschlagt.
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Hans Vorlander

Nach dem Neokonservatismus der
Neoliberalismus?

Neuere politisch-ideologische Stromungen in den USA

Abschied vom Neokonservatismus?

Man muB nicht gleich die Existenz einer Gruppe
von neokonservativen Intellektuellen fiir einen
von interessierter Seite gepflegten ,,Mythos* hal-
ten '), um Zweifel an Kohirenz, Dauerhaftigkeit
und anhaltendem politischen EinfluB des Neo-
konservatismus anzumelden. Der Anschein
spricht gegen die Zweifel, konzentrieren sich doch
Medien und wissenschaftliche Abhandlungen seit
geraumer Zeit auf die Publizisten, Sozialwissen-
schaftler und Denker, die — wie es Peter Steinfels
im Titel seines Buches nannte — ,,die amerika-
nische Politik verandern* und die — wie es deut-
sche Kritische Theoretiker formulieren — die
Diagnose und Deutung gesellschaftlicher Krisen-
phdnomene zu einem ,Paradigma“ verdichten,
das das praktische Handeln politischer Eliten be-
stimmt?2).

Unbestritten ist, dafl die amerikanischen Neokon-
servativen die Parameter der innenpolitischen
Diskussion der USA verschoben haben. Sie haben
dabei nicht die Politik, jedoch die politischen Le-
gitimations- und Rechtfertigungsmuster zugun-
sten restaurativ-konservativer Politiken der
Reagan-Administration verdandert. Eine paradig-
matische Generalisierung neokonservativer Posi-
tionen aber verfahrt zu abstrakt und iibersieht so

1) Vgl. Seymour Martin Lipset, Most Jews Are Still Both
Democrats and Liberals. Forget the talk of conserva-
tism, ,,neo* or otherwise, in: The Washington Post Na-
tional Weekly Edition vom 14. Januar 1985, S. 22.

2) Peter Steinfels, The Neoconservatives. The men who
are changing America’s politics, New York 1979; Hel-
mut Dubiel, Was ist Neokonservatismus?, Frankfurt
1985, S. 11; dhnlich auch Jiirgen Habermas, Die Kultur-
kritik der Neokonservativen in den USA und in der
Bundesrepublik, in: ders.,, Die Neue Uniibersichtlich-
keit. Kleine Politische Schriften V, Frankfurt 1985, S.
30—>56. Aus der Publizistik in letzter Zeit: Die Koalition
von Geist und Macht. Neokonservatismus in Amerika:
Wie ehemals liberale Intellektuelle die Wende voll-
zogen, in: DIE ZEIT vom 4. Oktober 1985, S. 65—67;
Michael Schwelien, Die Rocky-Horror-Reagan-Show.
Viel spricht dafiir, daBl der Reaganismus die Amtszeit
des Prasidenten iberdauern wird. Konservative Herr-
ssch3a3ft 03h6ne Ende?, in: DIE ZEIT vom 14. Februar 1986,

29

den nur randstdndigen unmittelbaren politischen
Beitrag des Neokonservatismus zur Entstehung
des ,,New Right*, ,Moral Majority* und republi-
kanischen Altkonservatismus umfassenden neuen
Gesamtkonservatismus ®). Diese Koalition unter-
schiedlicher Interessen, Tragerschichten und auch
divergierender Deutungen politisch-gesellschaft-
licher Wirklichkeit ist durch die Person Ronald
Reagans synthetisch verbunden, ohne ihre Inte-

' grationsfigur aber auch fragil.

Der Neokonservatismus hat den ,,Reaganismus*
intellektuell hoffdahig gemacht, sozusagen den
Briickenkopf fiir ,,nervés gewordene Liberale“ %)
gebildet, die durch den Radikalismus von ,,Neuer
Linke* und ,,Counter Culture* konservativ ge-
worden und durch den — vermeintlichen —
MiBerfolg der sozialen Programmpolitik der
Johnsonschen ,,Great Society* enttduscht worden
sind. Die intellektuelle und sozialwissenschaft-
liche Verarbeitung dieser Erfahrungen zu Krisen-
theorien (mit zum Teil sehr kurzer analytischer
Reichweite) hat den Neokonservatismus — be-
sonders in der Bundesrepublik Deutschland —
attraktiv werden lassen fiir das Studium der Pro-
bleme und Krisen westlicher, spatkapitalistischer
bzw. postindustrieller Gesellschaften.

Bei diesem transatlantischen Bemiihen um eine
allgemeine Theorie westlicher Gesellschaften, das
auf die fast analoge Krisendiagnose neokonserva-
tiver und kritisch-theoretischer Positionen zu-
rickgreifen kann, wird indes der spezifisch ameri-

3) Zu den Unterschieden der einzelnen , Konservatis-
men™: Peter Losche, Thesen zum amerikanischen Kon-
servatismus, in: Aus Politik und Zeitgeschichte, B 49/
82, S. 37—45; Kurt L. Shell, Die ,,Neue Rechte* und die
Reagan-Administration, in: Amerikastudien, 29 (1984)
4,S.417—437; Nigel Ashford, Das Versagen des Staa-
tes. Der amerikanische Neokonservatismus, in: Iring
Fetscher (Hrsg.), Neokonservative und ,,Neue Rechte".
Der Angriff gegen Sozialstaat und liberale Demokratie
in den Vereinigten Staaten, Westeuropa und der Bun-
desrepublik, Miinchen 1983, S. 35—65.

4) Michael Walzer, Nervous Liberals, in: ders., Radical
Principles. Reflections of an unreconstructed democrat,
New York 1980, S. 92—106.
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kanische Kontext der Neokonservativen ausge-
blendet. DaBB Neokonservative urspriinglich libe-
rale Demokraten im politischen wie theoretischen
Sinne waren — und nach dem Selbstverstindnis
einiger auch heute noch sind —, lieB die Neokon-
servativen als herausragende Theoretiker einer
ausgehenden Epoche erscheinen, die die inneren
Widerspriiche des liberalkapitalistischen Zeital-
ters noch einmal symptomatisch abbildeten. Un-
ter dem Gesichtspunkt der politisch-kulturellen
Analyse der Entwicklungen der amerikanischen
Gesellschaft aber erscheinen die Krisenphdnome-
nologien neokonservativer Theoretiker als transi-
torische Produkte, die den Bruch des liberalen
Konsenses, der die fiinfziger Jahre innenpolitisch
als sozialliberales Politikmodell und auBenpoli-
tisch als bipolaren Systemkonflikt von Demokra-
tie und Diktatur dominierte, riickgingig zu ma-
chen versuchen. Insofern ist der Neokonservatis-
mus eine intellektuelle Reaktion, keine politisch
bewegende Kraft, ein Krisensymptom gemiB
Gramscis Apergu, daBl die Krise genau darin be-
steht, da3 das Alte gestorben und das Neue noch
nicht geboren ist, und daBl wihrend dieses Inter-
regnums eine Reihe von Krankheitssymptomen
auftreten ®).

Der Neokonservatismus scheint zumindest von
seiner Wertorientierung mehr zur ,alten* Ord-
nung zu gehdren. Sein grundsitzliches Dilemma
besteht, wie zu Recht herausgearbeitet worden ist,
darin, daB er zugleich den Werten einer organi-
schen, an vormodernen Traditionen orientierten
Gesellschaft einerseits und der modernen Produk-
tionsweise des liberalen Kapitalismus anderer-
seits verschrieben ist, die calvinistisches Arbeits-
ethos, biirgerlichen Wertekanon und identitéts-
stiftende Institutionen wie Familie, Religion etc.
zersetzt hat®). Jene Werte des Kapitalismus geho-
ren fiir die Neokonservativen notwendig zur ideo-
logischen Grundausstattung der amerikanischen
Gesellschaft. Ihre Wiederherstellung ist notwen-
dig, um die Krise des Amerikanismus zu tiberwin-
den.

Fiir die Neokonservativen ist der Bruch des libe-
ralen Konsenses zugleich die Erschiitterung der
globalen, aber vor allem auch kapitalistischen

5) Antonio Gramsci, Selections from the Prison Note-
books of Antonio Gramsci (hrsg. von Q. Hoare und G.
N. Smith), New York 1971, S. 276. Den Neokonservatis-
mus in den politisch-kulturellen Kontext stellen Jakob
Schissler, Einleitung: Der Neokonservatismus als Teil
der politischen Kultur der USA, in: ders. (Hrsg.), Neo-
konservatismus in den USA. Eine Herausforderung,
Opladen 1983, S. 9—22, und Kurt L. Shell, Neokonser-
vative: Ein neuer Blick auf die Freiheit, in: CIVIS, 2
(1984) 4, S. 28—36.

6y Zu den Widerspriichen Michael Walzer (Anm. 4);
Helmut Dubiel (Anm. 2), S. 21ff.; Jurgen Habermas
(Anm. 2), S. 36; Iring Fetscher (Anm. 3), S. 20ff,

B 26

Sonderstellung der USA unter den westlichen In-
dustriegesellschaften. Diese Sonderstellung wird
als eine besondere liberale Tradition der Vereinig-
ten Staaten gedeutet, die ihren Anfang mit der
Revolution von 1776 nimmt und ihre Fortent-
wicklung zu einer sozialintegrativen und hand-
lungsorientierenden ,,politischen Philosophie* in
den Jahren nach 1932 erfihrt. Liberale Tradition
und liberale politische Philosophie bilden das Re-
ferenzsystem der Neokonservativen, und zwar in
restaurativer Absicht.

Wenn den Neokonservativen nun die Neolibera-
len gegeniibergestellt werden, so wird damit nicht
suggeriert, daB die Neoliberalen die Erben des
Neokonservatismus sind. Dazu sind beide Er-
scheinungen zu verschieden. Allerdings sind die
Neoliberalen nicht ohne die Neokonservativen
denkbar. Mit noch groBerer Berechtigung laBt
sich sagen, da neoliberale Positionen nicht auf
der politischen Biihne erschienen wiren ohne den
Aufflug, den die Reagan-Koalition in zwei Prisi-
dentschaftswahlen hervorgebracht hat, und ohne
die grundlegenden politischen, sozialen und 6ko-
nomischen Wandlungen der Vereinigten Staaten,
die zum einen das liberale Konsensmodell der
Nachkriegszeit untergraben, zum anderen die ,li-
berale Philosophie* des New-Deal-Systems dele-
gitimiert haben. >

Was Neoliberale von Neokonservativen haupt-
sachlich unterscheidet, ist ihr Bemiihen, eine poli-
tische Antwort auf die liberale Krise und eine po-
litische Strategie aus dieser Krise zu finden. Dar-
iiber hinaus aber konnte der Neoliberalismus
auch ein Paradigma der postindustriellen Gesell-
schaft abbilden, das sich nicht im Dilemma des
Neokonservatismus verfingt, weil es reformierte
liberalkapitalistische Konzepte mit postindu-
striellen Wertorientierungen verbindet. Wahrend
die Neokonservativen Verschiebungen im Werte-
gefiige beklagen, werden gerade diese von Neoli-
beralen akzeptiert. Eine neoliberale politische
Philosophie bricht herkommliche Ideologien und
komponiert einen fragmentierten Ideologiehaus-
halt: 6konomischer Liberalismus, weltanschau-
lich-kulturelle Liberalitit und postmaterielle
Wertorientierungen’).

7) In der Akzeptanz der ,kulturellen Moderne* liegt die
differentia specifica eines Neoliberalismus zum Neo-
konservatismus. Das ibersicht m. E. Helmut Dubiel
(Anm. 2), S. 131. Fiir den franzésischen Neoliberalismus
vgl. Guy Sorman, La solution liberale, Paris 1984 (dt.:
Der neue Liberalismus, Disseldorf 1986). Zur franzdsi-
schen Diskussion: Roland Hohne/Ingo Kolboom, Auf-
stieg, Niedergang und Renaissance des Liberalismus in
Frankreich, in: Hans Vorlinder (Hrsg.), Verfall oder
Renaissance des Liberalismus in Europa?, Miinchen
1986; vgl. zum folgenden auch: Hans Vorldnder, Neoli-
beralismus in den Vereinigten Staaten, in: liberal, 28
(1986) 1, S. 76—87.
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Wer sind die amerikanischen Neoliberalen?

Es ist fast leichter zu sagen, was der amerika-
nische Neoliberalismus nicht ist. Der gegenwir-
tige Neoliberalismus ist weder eine intellektuelle
noch eine politische Bewegung. Er wird auch
nicht durch eine Partei reprisentiert, er hat kein
kohdrentes Programm. Die Neoliberalen stellen
keine geschlossene Gruppe von Politikern, Jour-
nalisten, Intellektuellen oder Wissenschaftlern
dar. Die Neoliberalen sind auch keine Fraktion in
Senat oder Reprisentantenhaus. SchlieBlich ste-
hen keine Denkfabriken im Hintergrund, so wie
das American Enterprise Institute, die Heritage
Foundation, die Hoover Institution oder das
Manhattan Institute for Policy Research im kon-
servativ-republikanischen Umfeld. Es gibt auch
keine Pendants zu den Hausorganen der Neokon-
servativen wie ,,Commentary*, ,,The Public Inte-
rest” oder — nun — ,, The National Interest®,

Und doch ist der amerikanische Neoliberalismus
kein Artefakt. Er ist, kurz gesagt, der Versuch de-
mokratischer Politiker, den ,,alten* Liberalismus
der Rooseveltschen New-Deal-Koalition ,,neu*
zu formulieren, um die Demokratische Partei in
Prasidentschaftswahlen wieder mehrheitsfahig zu
machen. Die Erfahrung der letzten fiinf Prasident-
schaftswahlen, bei denen vier Republikaner und
nur einmal ein — konservativer — Demokrat
(Jimmy Carter) erfolgreich waren, hat verschie-

dene demokratische Senatoren, Abgeordnete des
Reprisentantenhauses und Gouverneure die
SchluBfolgerung ziehen lassen, daB die Attraktivi-
tit des New-Deal-Liberalismus — und seiner
Fortentwicklung durch die ,,Great Society* John-
sons — iiberholt sei und der Liberalismus den
~neuen Realititen* der achtziger und neunziger
Jahre angepal3t werden miisse.

Paul Tsongas, 1978 als der ,,junior senator* von
Massachusetts (neben Edward Kennedy) in den
Senat gewdhlt, hatte 1980 erstmals einen ,,New
Liberalism“ angemahnt, der sich vom Liberalis-
mus der sechziger Jahre befreien solle. Seine For-
derung nach dem Bruch mit dem Liberalismus der
Vergangenheit erregte vor allem deshalb offent-
liche Aufmerksamkeit, weil der als progressiv gel-
tende Tsongas seine Rede vor dem linksliberalen
Forum der ,,Americans for Democratic Action*
hielt, die durch ihr Engagement in der Biirger-
rechts- und Studentenbewegung Protagonisten
des nun von Tsongas verfemten Liberalismus der
sechziger Jahre waren. Tsongas faite dann 1981
seine Vorstellungen fiir einen ,,New Liberalism*
in einem Buch mit dem programmatischen Titel
»The Road From Here. Liberalism and realities in
the 1980s“ zusammen, verzichtete aber 1984 auf-
grund einer schweren Krankheit auf die Wieder-
wahl als Senator und zog sich aus der aktiven
Politik zuriick ®).

Der Erfolg Gary Harts

Auftrieb erhielt der ,,neue® oder Neoliberalismus
als politische Kraft erst 1984, als sich der demo-
kratische Senator Gary Hart aus Colorado um die
Nominierung zum demokratischen Prisident-
schaftskandidaten gegen Ronald Reagan bewarb
und fiir einen Uberraschungssieg zuerst in den
New-Hampshire-Vorwahlen, dann in weiteren
»primaries” gegen den groBen Favoriten — und
schlieBlichen Kandidaten — Walter Mondale
sorgte. Gary Hart, bis dahin ein unbeschriebenes
Blatt in der Bundespolitik, trat als frischer, unver-
brauchter, mit seinen Cowboystiefeln und seinem
mediengerechten Appeal im Habitus Ronald Rea-
gan nicht undhnlicher Kandidat auf und rekla-
mierte ,,neue Ideen” fiir die Demokraten. Dieser
Slogan der ,,new ideas* und die Aura des himmel-
stirmenden AuBenseiters machten 'Gary Hart
zum ernsthaften Herausforderer eines Walter
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Mondale, der schon vor dem Nominierungspro-
zel3 die ausdriickliche Unterstiitzung der Gewerk-
schaften erhalten hatte und als langjdhriger Par-
teipolitiker aus der Democratic Farmer-Labor-
Party Minnesotas genau jenen Stil des interessen-
gruppengebundenen Politikers ,,altliberalen* Zu-
schnitts verkorperte, den Gary Hart mit seinem
Motto der ,new ideas" verabschieden wollte. Mon-
dale war der ,,alte* Liberale, Hart konnte als ,,Neu-
liberaler® vor allem junge und aufstiegsorien-
tierte Wahler (die ,,Yuppies“ = Young Urban

8) Paul Tsongas, The Road From Here. Liberalism and
realities in the 1980s, New York 1981; ders., Heading
Home, New York 1984. Auch Patrick Moynihan hatte
1967 seine bekannte Rede iiber die Desillusionen libera-
ler Sozialreformen vor dem Forum der ,,ADA* gehalten.
Sie gilt als eine der Geburtsstunden der Neokonservati-
ven.
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[Upwardly Mobile] Professionals) fiir sich gewin-
nen.

DaB Mondale die demokratische Kandidatur er-
langte, lag zum einen daran, dal die demokrati-
schen Nominierungsregeln Mondale als Kandi-
daten der Koalition aus Gewerkschaften, Far-
mern und anderen Interessengruppen gegeniiber
einem AuBenseiter wie Hart eindeutig bevorzug-
ten (die Zahl der Wahlméinnerstimmen war pro-
portional hoher als der Anteil der Wéhlerstimmen
in den Primaries). Zum anderen aber stellten sich
auch die mangelnde Erfahrung und offensicht-
liche Substanzlosigkeit Harts heraus, als dieser
auf die in einer Fernsehdebatte von Mondale ge-
stellte der Werbung einer Hamburger-Kette ent-
nommenen Frage nach dem Inhalt seiner ,neuen
Ideen® — ,where is the beef?* — keine Antwort
zu geben wuBte. Der von den Medien nach dem
Coup von New Hampshire wesentlich mit aufge-
baute Hart wurde schlieilich von den Medien in
seiner Soliditdt auch wieder demontiert, weil die
von ihm vollzogenen Geburtsdatums-, Namens-
und Unterschriftendnderungen zu Charakter-
schwiachen des Kandidaten aufgebaut wurden,
die Zweifel an seiner Befdhigung, ein so verant-
wortungsvolles Amt wie das des Prasidenten be-
kleiden zu konnen, aufkommen lieBen °).

Wichtig an Harts Primary-Wahlkampf war nicht,
daB er letzten Endes erfolglos blieb. Langfristig
bedeutender war die Tatsache, daB das ,Hart-
Phinomen* iiberhaupt so erfolgreich sein konnte.
Es hat den Schwichezustand der Demokraten
bloBgelegt, zugleich aber auch Mittel zur Reme-
dur aufgezeigt. Erste offensichtliche Folge ist, da3
Gary Hart nach dem Verzicht Edward Kennedys
auf eine Prasidentschaftskandidatur 1988 als der-
zeitiger Favorit fiir die Nominierung zum demo-
kratischen Kandidaten gilt. Die Absichtserkla-
rung Harts vom 4. Januar 1986, nicht eine dritte
Amtszeit im Senat zu suchen, bestitigt die vorher
schon offenkundigen Ambitionen, sich um die
Prasidentschaftskandidatur der Demokraten zu
bewerben.

Zweitens hat Hart in seinen Primary-Wahlkdamp-
fen eine Attraktivitat fiir junge, aufsteigende, oko-

9) Vgl. insbesondere die Ausgabe von Newsweek vom
26. Mairz 1984, S.20ff. Zum NominierungsprozeB3:
Garry Orren, The Nomination Process: Vicissitudes of
Candidate Selection, in: Michael Nelson (ed.), The
Elections of 1984, Washington 1985, S.27—82. Das
Outsider-Insider-Verhiltnis von Hart und Mondale
(und die politische Generationskluft zwischen ihnen)
1Bt sich bis zum Demokratischen Konvent 1968 zuriick-
verfolgen, vgl. William Schneider, What The Democrats
glust Do, in: The New Republic vom 11. Mirz 1985,
ikl
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nomisch gut situierte Wahler offenbart, die den
Demokraten verlorengegangene Wihlergruppen
zuriickgewinnen kann. Mondale hat ein Drittel
der Hart-Wihler nicht fiir sich mobilisieren kon-
nen. Sie haben in der Prasidentschaftswahl am
6. November 1984 fiir Ronald Reagan gestimmt.
Jene Wihlerschicht, die Reagan aus dkonomi-
schen Griinden gewahlt hat, aber mit seinen Posi-
tionen in biirgerrechtlichen und sozialen Weltan-
schauungsfragen (Abtreibung, Religion, Minori-
titen etc.) nicht iibereinstimmt, 148t sich in Werte-
orientierung und Wahlverhalten als neoliberal be-
zeichnen und stellt deshalb fiir neoliberale Politik-
richtungen innerhalb der Demokratischen Partei
ein bevorzugt umworbenes Wihlerpotential dar.

SchlieBlich hat Hart mit seinem Anspruch, ,,neue
Ideen“ einer ,,neuen Generation* zu vertreten, zu-
gleich die Machtanspriiche einer neuen Genera-
tion von demokratischen Politikern angemeldet,
die im Begriff ist, die durch New Deal oder Great
Society gepriagten Demokraten vom Schlage eines
Thomas P. (,, Tip*) O’Neill (dem im November
1986 scheidenden Sprecher des Reprisentanten-
hauses) und eines Edward Kennedy abzulGsen.
Jene jiingeren Senatoren und Abgeordneten des
Reprisentantenhauses sind zumeist in den Jahren
nach 1940 geboren, gehdéren zur sogenannten
»Baby Boom Generation®“, wuchsen in den fiinfzi-
ger Jahren auf, sind Kinder der Nachkriegspro-
speritit und haben einen sicheren mittelstindi-
schen Wohlstandshintergrund. Ihre politische So-
zialisation vollzog sich in den sechziger Jahren.
Von entscheidendem EinfluB waren entweder
John F. und Robert Kennedy '%) oder der Viet-
nam-Krieg und die drei groBen Bewegungen der
sechziger Jahre: die Antikriegs-, die Biirgerrechts-
und die Frauenbewegung. Zu dieser neuen Gene-
rationsgruppe demokratischer Politiker, aus der
heraus neoliberale Positionen entwickelt werden,
gehoren neben den schon genannten die Senato-
ren Paul Simon aus Illinois, John D. Rockefeller
4th aus West Virginia, Albert Gore Jr. aus Tennes-
see, Christopher J. Dodd aus Connecticut, Max
Baucus aus Montana, Dale Bumpers aus Arkan-
sas, Joseph D. Biden aus Delaware und John F.
Kerry aus Massachusetts (der in Vornamen und
Aussehen an John F. Kennedy erinnert und 1984
als Nachfolger Tsongas in den Senat gewéahlt wor-
den ist). Von den Abgeordneten des Reprasentan-

19) Paul Tsongas, Gary Hart, Bill Bradley (Senator von
New Jersey) und Leon Panetta (Abgeordneter aus Kali-
fornien) sind Kinder republikanischer Eltern und wur-
den durch die Kennedy-Erfahrungen Demokraten.
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tenhauses ist vor allem Richard A. Gephardt aus
Illinois zu nennen. Aus dem Kreis der Gouver-
neure lassen sich zu dieser Gruppe jlingerer, ,,neo-
liberaler* Demokraten die ehemaligen Gouver-

neure von Arizona und Virginia, Bruce Babitt und
Charles R. Robb, sowie Bob Graham (Florida),
Bill Clinton (Arkansas) und Michael S. Dukakis
(Massachusetts) rechnen.

Themen der Neoliberalen

Neoliberale Politiker und Positionen werden an
machtpolitischem Gewicht zunehmen. Damit
werden auch die ideenpolitischen Neuansitze
deutlicher. Bislang waren inhaltliche Positionen
nur sporadisch und vereinzelt besetzt worden.
Gary Hart etwa hatte sich fiir eine Militarreform
(allgemeine Wehrpflicht und Anderung der Be-
schaffungspolitik des Pentagon) eingesetzt und
damit das von den Demokraten nach dem Viet-
nam-Desaster tabuisierte Thema der nationalen
Verteidigung wieder aufgegriffen. Bill Bradley
und Richard Gephardt hatten einen Steuerre-
formplan vorgelegt, der in seinem Zuschnitt (Ver-
einfachung und Reduzierung der Steuersitze) die
steuer- und wirtschaftspolitischen Schwerpunkte
der Demokraten neu zu bestimmen suchte. Paul
Tsongas hatte mit den Schlagworten von ,,com-
passion“ (Mitgefiihl) und ,realism" die Richtung
liberaler Diskussion angeben und die Verbindung
traditioneller demokratischer Werte und neuer
politischer Realititen herausstellen wollen. Aber
zu einer intensiven und kohdrenten offentlichen
Diskussion iiber eine Neuorientierung der Politik
der Demokraten war es bis zu den Wahlen des
Jahres 1984 nicht gekommen. Der iiberwiltigende
Sieg Reagans hat jedoch einen Diskurs iiber die
politische und ideelle Rekonstruktion der Demo-
kratischen Partei in Gang gesetzt, der aus dem
Schatten einer randstindigen Diskussion in der
Zeitschrift ,, Washington Monthly* herausgetreten
ist und nun sowohl die , liberale* Tagespresse der
Ostkiiste (,New York Times“, , Washington
Post*, ,,Boston Globe*) als auch die einfluBrei-
chen Magazine wie ,,The New Republic*, ,The
Atlantic* und ,Esquire* umfaBt. Neoliberale
Themen erfreuen sich damit zum ersten Mal
groBerer publizistischer Verbreitung !').

I1) Das ,,Washington Monthly* ist nur in Insiderkreisen
bekannt, nimmt jedoch — nicht ganz zu Unrecht — in
Anspruch, als erste Zeitschrift konsequent neoliberale
Positionen vertreten zu haben. Der Herausgeber Charles
Peters hat auf jeden Fall den Begriff ,,Neoliberalismus*
in die offentliche Diskussion eingefiihrt. Er hat auch ein
erstes ,,Neoliberales Manifest* veroffentlicht und ein
Symposium veranstaltet. Beide sind dokumentiert in
Charles Peters/Phillip Keisling (eds.), A New Road for
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Dabei wird deutlich, daf3 ,,Neoliberalismus® mehr
bedeutet als eine instrumentelle Wiahlermaximie-
rungsstrategie. Im Kontext der amerikanischen
Innenpolitik und der sogenannten amerikani-
schen liberalen Tradition werden Konturen, Ab-
sichten und Stellenwert einer ,,neuen® liberalen
Politikrichtung deutlich, die — von auflen be-
trachtet — so neu nicht ist, gliedert sie sich doch
in ihrer 6konomischen Schwerpunktsetzung in
den kapitalistischen ,,mainstream* der Vereinig-
ten Staaten ein, wobei aber postindustrielle Nuan-
cen der Wertorientierung durchschimmern, die
sie von neokonservativen Positionen wieder un-
terscheiden:

1. Neoliberale wollen AnschluBB finden an die
zentralen Werte des amerikanischen Mittelstan-
des (Leistung, Erfolg, Familie etc.). Nach ihrer
Auffassung ist der Verlust an Wahlern aus dem
weillen Mittelstand die Ursache fiir die Niederla-
gen in vier der letzten fiinf Prasidentschaftswah-
len. '

America. The Neoliberal Movement, Lanham — New
York — London 1985. Journalistische Schiiler von Pe-
ters’ ,Washington Monthly“ vertreten heute neoliberale
Positionen als Redakteure von ,, The Atlantic* (James
Fallows) und , The New Republic* (Michael Kinsley).
Publizistischen Rickenwind bekommen Neoliberale
ferner von Hendrik Hertzberg, Morton Kondracke
(beide ,,The New Republic*), Tom Wicker (,,New York
Times*), David S. Broder (,, Washington Post*), Robert
M. Kuttner (,,Boston Globe*“), Robert M. Kaus (,,Har-
per's“). Randall Rothenberg (jetzt ,,Esquire®) hat in sei-
nem Buch: The Neoliberals. Creating the New Ameri-
can Politics, New York 1984, die disparaten Positionen
der vom ,alten* Liberalismus abweichenden Politiker
zusammengetragen. Das Buch suggeriert eine Konsi-
stenz und Systematik ,des“ Neoliberalismus, die so
nicht existieren. Das hidngt weniger damit zusammen,
daB der Neoliberalismus noch jung ist, als vielmehr mit
der generellen Theorie- und Ideologieabneigung der
amerikanischen Politik. Demokratische Politiker des
Sitidens scheuen das Etikett ,liberal* in jedweder Zu-
sammensetzung, weil es mit dem Ostkistenestablish-
ment in Zusammenhang gebracht wird. Ostkiistendemo-
kraten scheuen das Prifix ,,neo”, weil es sie zu Konser-
vativen unter progressiven Liberalen stempelt. — Wenn
jedoch der Sammelbegriff ,,Neoliberalismus* gebraucht
wird, so geschieht das in heuristischer Absicht zur Be-
zeichnung von Positionen und Politikern, die sich von
neuen Konservativen ebenso unterscheiden wie von al-
ten Liberalen.
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2. Dieser Wihlerverlust ist nach ihrer Ansicht da-
rauf zuriickzufiihren, daB3 die traditionelle Politik
der Demokraten an speziellen Interessengruppen
(Gewerkschaften, Farmer, Minderheiten wie
Schwarze, Hispanics, Homosexuelle und Frauen-
bewegung) orientiert gewesen sei, die aufgrund
soziookonomischer Strukturwandlungen nicht
mehr den ,mainstream* der amerikanischen Ge-
sellschaft verkorpern.

3. Des weiteren seien die traditionellen Instru-
mente der Politik der Demokraten staatszentriert
gewesen. Mit staatlichen Programmen wurden So-
zialversicherungen und staatliche Wirtschaftssti-
mulantien geschaffen (New-Deal-Politik) und der
Kampf gegen die Armut gefiihrt (Great-Society-
Politik). Staatliche Programme aber hitten die
Demokraten zur Partei des Geldausgebens und
der Interessengruppen werden lassen. Dieser ,,In-
teressengruppen-Liberalismus* '?) sei das Gegen-

stiick zu ,,big government®. Big Government aber
bedeute Zentralisierung und Regulierung. Nach
der Etablierung des Wohlfahrtsstaates gebiihre
nun der ,Befreiung des Unternehmers“'?) die
Prioritit demokratischer Politik.

4. Der Schwerpunkt der Politik der Demokraten
mul} sich deshalb nach Ansicht der Neoliberalen
von der Sozialpolitik auf die Okonomie verlagern.
Okonomisches Wachstum, freies Unternehmer-
tum und Modernisierung veralteter Industrien
durch gezielte Industriepolitik sind die Ziel-
grofen.

5. Voraussetzung einer neu zu orientierenden Po-
litik der Demokraten sei die Loslésung von tradi-
tioneller Klientel und sozialliberal orientierter Po-
litik der Vergangenheit. An die Stelle des ,,alten*
Liberalismus und seiner politischen Reprisentan-
ten miisse nun ein Neoliberalismus treten.

Neoliberale und Neokonservative — Gemeinsamkeiten und Unterschiede

Eine neue politische Agenda der Neoliberalen
stoBt unweigerlich auf die Kritik der ,,alten” Libe-
ralen und der bislang angesprochenen Interessen-
gruppen. Arthur Schlesinger Jr. etwa — Histori-
ker und Chronist des Liberalismus von Roosevelt
bis Kennedy und Johnson — hilt den neuen Libe-
ralen vor, daB sie der Reaganschen Politik nach-
liefen, den von den Republikanern gesetzten kon-
servativen Rahmen unkritisch akzeptiert, in die
Kassandrarufe gegen das ,,big government* ein-
gestimmt, den unregulierten Markt als Problemlo-
sungsinstrument wieder hoffahig gemacht und die
aufgeblihten Militirbudgets gutgeheillen hitten.
Ganz dhnlich bemerkt Victor Navasky von der
traditionell linksliberalen Zeitschrift ,The Na-
tion*, daB3 die Neoliberalen in ihrer Liebe zu den
groBen Konzernen — die den politischen Prozel
dominierten, die Tagesordnung des Kongresses
bestimmten und die Vertrdge mit dem Pentagon
festsetzten — das politische Mitgefiihl mit den
Armen und den Minderheiten verloren hatten.

Auf der anderen Seite des politischen Spektrums
begegnet der Nestor des amerikanischen Neokon-
servatismus, Irving Kristol, dem Prifix-Zwilling
Neoliberalismus mit groBer Sympathie und rit

12) Der Begriff ,Interessengruppen-Liberalismus®
stammt von Theodor J. Lowi, The End of Liberalism.
The Second Republic of United States, New York
19792, S. 42 ff. :

13) Charles Peters, A Neoliberal’s Manifesto, in: ders./
Phillip Keisling (eds.) (Anm. 11), S. 193.
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an, gemeinsame Sache zu machen. Kristol ver-
steht die Bindung der Demokraten an die Ge-
werkschaften ohnehin als ,,anachronistisch* und
denunziert das Eintreten fiir Minderheitenrechte
als ,bohemienhaft“'¥). Sind Neoliberlale und
Neokonservative miteinander verwandt?

1. Der amerikanische Neokonservatismus ist vor
allem eine intellektuelle Bewegung, die sich um
kultursoziologische und auBlenpolitische Fragen
gebildet hat. Der Neoliberalismus hingegen ist
eine noch unstrukturierte Ansammlung von Poli-
tikern und politischen Positionen mit einer eindeu-
tigen dkonomischen Zielrichtung. Der Neolibera-
lismus hat kein explizites Interesse an kultursozio-
logischen Fragestellungen wie etwa der Rolle der
Religion zur Reintegration und Stabilisierung ka-
pitalistischer Wertorientierungen (Kristol, Daniel
Bell) 1%).

2. Auch das Verhiltnis zur Aufenpolitik ist fiir die
Neoliberalen eher eine Frage des niichternen
Kalkiils als des moralischen Impetus. Sie sind
nicht durch den Kalten Krieg der fiinfziger Jahre
gepragt, der zahlreiche Neokonservative ihre ehe-
mals sozialistisch-trotzkistische oder linksliberale

4) Arthur Schlesinger, Victor le Navasky und Irving
Kristol, zitiert in: Charles Peters/Phillip Keisling (eds.)
(Anm. 11), S. 177, 179, 181.

15) Vgl. Irving Kristol, Reflections of a Neoconserva-
tive, New York 1983; Daniel Bell, The Cultural Contra-
dictions of Capitalism, New York 1978; ders., The Win-
ding Passage, New York 1980.
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Haltung wenden lieB '%). Die Neoliberalen sehen
aber auch nicht mehr — wie die Liberalen der
Anti-Kriegsbewegung der sechziger Jahre — das
amerikanische Engagement in Vietnam als Hinde-
rungsgrund einer im nationalen Interesse einer
Supermacht liegenden ,kraftvollen* Verteidi-
gungspolitik an. Nur sind die Neoliberalen zu
kiihle Pragmatiker, als daB sie wie die republika-
nischen Falken zur Jagd auf das sowjetische ,,Im-
perium des Bosen* blasen wiirden. Dem ent-
spricht auch ihre eher zuriickhaltende wie reali-
stische Einschitzung einer den Interessen der
USA addquaten AuBenpolitik gegeniiber Mittel-
und Lateinamerika. Sie teilen also nicht die neo-
konservative Weltsicht einer von der Sowjetunion
aggressiv vorangetriebenen und von den USA zu
begegnenden Globalisierung des Ost-West-Kon-
fliktes. Die von Tsongas geforderte Anpassung an
die ,neuen Realitdten” heiflt hier die machtpoli-
tische Einstellung auf die Gleichrangigkeit einer
zweiten Supermacht'?).

Neokonservative wie auch Neoliberale sind beide
keine Isolationisten. Wahrend jedoch die Neo-
konservativen wegen ihrer aus den Zeiten des
Kalten Krieges stammenden bipolaren Weltsicht
als konfrontative Internationalisten mit einer
Tendenz zum aggressiven Interventionismus (Kri-
stol, Jeane Kirkpatrick) zu bezeichnen sind'®),
lassen sich Neoliberale als Anhédnger eines Kon-
zeptes des kooperativen Internationalismus anse-
hen. Sie setzen auf internationale Verfahren der
Konfliktldsung, halten die Mitarbeit in internatio-
nalen Organisationen fiir unverzichtbar und sind

16) Zu diesen Wandlungen, die schon mit dem Hitler-
Stalin-Pakt einsetzten, jetzt: Richard H. Pells, The Libe-
ral Mind in a Conservative Age, New York 1985.

17y Zu den neuen auBen- und wirtschaftspolitischen
Realitdten Robert S. Reich, Toward A New Public Phi-
losophy, in: The Atlantic Monthly, Mai 1985, S. 68 ff.
18) Uber Fragen der AuBenpolitik scheinen sich die Po-
sitionen der Neokonservativen weiter auszudifferenzie-
ren, um nicht zu sagen: auseinander zu dividieren. Ge-
nerell sind Neokonservative wertorientiert-internatio-
nalistisch. Kristol aber radikalisiert seine Position zu-
nehmend. Im Leitartikel der von ihm herausgegebenen
neuen Zeitschrift ,The National Interest®, 1 (1985) 1,
propagiert er die d‘benragung des Unternehmerprinzips
»~Lust am Risiko* auf den , Krieg der Welten*. Mit sei-
ner roll-back-Strategie scheint er Reagan rechts iiberho-
len zu wollen. Schon zuvor war die ehemalige UNO-
Botschafterin und Neu-Republikanerin Jeane Kirkpa-
trick zur Leitfigur fiir die republikanische Rechte gewor-
den. Sie hatte zwischen antikommunistischen und kom-
munistischen Diktaturen unterschieden, erstere als auto-
ritare, letztere als totalitire Systeme bezeichnet und
dazu aufgefordert, ,traditionelle Autokratien“ zu unter-
stitzen, auch wenn sie ,,soziale Ungleichheiten, Brutali-
tsét3151nd Armut tolerieren“; vgl. Kurt Shell (Anm. 5),
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— nicht zuletzt um die amerikanische Reindu-
strialisierung zu forcieren — fiir Freihandel, intet-
nationalen Wettbewerb und gegen Protektionis-
mus.

3. Der deutlichste Unterschied zwischen neokon-
servativen und neoliberalen Politikpositionen
liegt im Bereich der Biirgerrechtsfragen und der
sogenannten ,,social issues* (Schwangerschaftsab-
bruch, Schulgebet, Rolle der Religion im offentli-
chen Leben, Rolle der Frau, Pornographie). Neo-
liberale sind werteliberal. Sie haben ihre politisch
formativen Erfahrungen in den sechziger Jahren
gemacht; Rechte von Minderheiten und Erfolge
der Frauenbewegung sind fiir sie allgemein akzep-
tiert. Die von der neuen Reagan-Administration
und insbesondere vom erzkonservativen Justizmi-
nister Edwin Meese vorgetragenen Anstrengun-
gen, Quoten- und ,affirmative action“-Regelun-
gen fiir Minderheiten zu Fall zu bringen, teilen
Neoliberale, anders als Neokonservative, nicht.
Erst recht haben sie nichts gemein mit dem Werte-
konservatismus der ,,New Right* und der funda-
mentalprotestantischen, von lindlich-siidstaatli-
chen und unteren Mittelschichten getragenen Be-
wegung der ,,Moral Majority“. Sie wehren den
Versuchen, das Schulgebet im Klassenzimmer
wieder obligatorisch werden zu lassen oder die in
gleicher Absicht geforderte ,,Schweigeminute* in
den Schulen einzulegen. Sie sind gegen ein gene-
relles Verbot der ,Pornographie*. Andererseits
sind Neoliberale aber bereit, Beschliissen von Ge-
meinden, die etwa den Verkauf von ,Mannerma-
gazinen“ untersagen, Rechnung zu tragen. Hier
fiihlen sich Neoliberale der amerikanischen Tra-
dition der ,,neighborhood democracy* sehr stark
verpflichtet, sind also eher als ,,alte* Liberale be-
reit, einen, gesamtstaatlich betrachtet, unter-
schiedlichen Liberalisierungsgrad von gesell-
schaftlichen Normen hinzunehmen.

Wenn Neoliberale auch kein (neo-) konservatives
Roll-back in Biirgerrechts- und sozialen Weltan-
schauungsfragen befiirworten, so konnen sie aber
auch nicht als Forderer von Minderheitenrechten
angesehen werden, wie es die Demokratische Par-
tei — zumindest ihr Ostkiistenteil — noch in den
sechziger Jahren gewesen ist. Der Etikettierung als
»McGovernites* wollen sie entgehen. Der demo-
kratische Prasidentschaftskandidat von 1972, Ge-
orge McGovern, galt als der Kandidat der Mino-
rititen-Gruppen innerhalb der Partei; er muBte
gegen Nixon eine vernichtende Wahlniederlage
hinnehmen. Sein Name wird seitdem von konser-
vativen Republikanern benutzt, um die Demokra-
ten als Klientel-Partei von Minderheiteninteres-
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sen hinzustellen. Um dieser politisch wirksamen
»Verdichtigung“ zu entgehen und das Image ei-
nes zentristischen, um die Belange mittelstindi-
scher Vorstadt-Wahlerschichten bemiihten Politi-
kers zu bestirken, hat beispielsweise der 1986 zur
Wiederwahl anstehende ,neoliberale* Gouver-
neur von Massachusetts, Michael Dukakis, homo-
sexuellen Paaren das Sorge- und Adoptionsrecht
fiir Kinder entzogen, das das als ,liberalster*
Bundesstaat der USA geltende Massachusetts der
in Boston stark offentlich in Erscheinung treten-
den ,,gay community” gewihrt hatte.

4. Nicht nur amerikanische Neokonservative ver-
weisen als Grundbedingung demokratischen Re-
gierens in Massengesellschaften auf eine nichtpo-
litische Rahmenkategorie des Politischen: die
Transzendenz ). Die Integration der Gesell-
schaft, die Regierbarkeit in der Demokratie und
die Ethik des Kapitalismus seien ohne sinnstif-
tende und verbindende Religion nicht moglich.
Doch amerikanische Neokonservative konnen fiir
diesen Zusammenhang auf bis heute lebendige re-
ligidse Traditionen, auf den puritanisch-gemeind-
lichen Ursprung Neu-Englands, aber auch auf die
fortdauernde, schon von Tocqueville veran-
schlagte ,religion civile* und die Persistenz des
fundamentalprotestantisch orientierten ,,Ameri-
kanismus* verweisen 20).

Amerikanische Neoliberale bemiihen nicht die
Religion; ihnen geht es nicht um die ,, Wiederkehr
des Heiligen“?'). Sie wollen dort, wo sie iiber ihr
enges okonomisches Anliegen hinaustreten, die
republikanisch-kommunitare Tradition Amerikas
als einigendes und verbindendes Prinzip der ame-
rikanischen Gesellschaft wiederbeleben??). Der
im gegenwartigen Amerika vorherrschenden, von
links wie rechts beklagten %), von der Reagan-Ad-
ministration aus Okonomischen Griinden aber
hoffierten sozialen Maxime wirtschaftlichen Ei-

19) Fiir Deutschland vgl. etwa Wilhelm Hennis, in:
ders./Peter Graf Kielmansegg/Ulrich Matz (Hrsg.), Re-
gierbarkeit. Studien zu ihrer Problematisierung, Bd. 1,
Stuttgart 1977, S. 18.

20) Zum ,American Creed" mit den einschligigen Bele-
gen: Samuel P. Huntington, American Politics: The
Promise of Disharmony, Cambridge (Mass.) — London
1981.

21) Daniel Bell, The Return of The Sacred? The Argu-
ment on the Future of Religion, in: ders., The Winding
Passage (Anm. 15), S. 324—354.

22) Zu den Traditionen Robert N. Bellah u. a., Habits of
the Heart. Individualism and Commitment in American
Life, Berkeley 1985.

23) Irving Kristol und Daniel Bell einerseits, anderer-
seits z. B. Christopher Lasch, The Culture of Narcissism.
American Life in an Age of Diminishing Expectations,
New York 1979.
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gennutzes und individuellen Hedonismus versu-
chen die Neoliberalen eine ,, Vision“von ,,commu-
nity“ und ,,nationalem Interesse* entgegenzustel-
len. Dieser Ansatz entspringt aber im Gegensatz
zu neokonservativen Positionen nicht der Klage
iiber den Verlust der Religion als sozialer Bezugs-
und KompensationsgroBe fiir das verlorengegan-
gene Gemeinschaftsgefiihl. Neoliberale wiirden
eher die funktionelle Expertokratie von staatli-
chen Programm-Agenturen und Interessengrup-
pen, also das Zusammenspiel von Interessengrup-
pen-Liberalismus und ,,big government®, fiir den
Verlust von nationaler Idee und Offentlichkeit ve-
rantwortlich machen 24).

Die Vorstellungen einer gemeinsamen nationalen
.» Vision“ nehmen dort gedanklich konkretere For-
men an, wo die aus dem puritanischen Kongrega-
tionalismus stammende ,neighborhood demo-
cracy* oder die aus der republikanisch-humanisti-
schen Tradition und den Biirgerrechtsbewegun-
gen der sechziger Jahre entnommene Konzeption
der Biirgerbeteiligung (participation) oder der Ar-
beitermitbestimmung (worker participation) an-
gemahnt wird. Diese Formen kommunitérer oder
okonomischer Demokratie stimmen mit der For-
derung nach Dezentralisierung politischer Artiku-
lations- und Entscheidungsebenen (,weg von
Washington* als der Hauptstadt des ,,big govern-
ment*) zusammen.

Diese Vorstellungen sind indessen mikropoli-
tische Ersatzstrategien fiir das bisherige Fehlen
einer ,groBen* makropolitischen ,Vision“, die
eine Alternative zum vordergriindigen, rhetorisch
brillant inszenierten nationalen Patriotismus der
Reagan-Republikaner darstellen konnte. Der den
»alten* Liberalen zugerechnete Mario Cuomo,
nach Meinungsumfragen zur Zeit der ernsthafte-
ste Konkurrent Gary Harts um die Prasident-

24) Zu diesen Problemen vgl. Theodor J. Lowi (Anm. 12)
und Samuel H. Beer, In Search of A New Public Philo-
sophy, in: Anthony King (ed.), The New American Poli-
tical System, Washington D. C, 1978, S. 21f. — In der
teils sozialphilosophisch, teils politisch gefiihrten De-
batte um uber individuellen Konsumhedonismus hi-
nausgehende Ziele wird der Liberalismus als zugrunde-
liegende Philosophie haftbar gemacht. Vgl. etwa von
einem eher konservativen Standpunkt aus Michael San-
del, Liberalism and the Limits of Justice, Cambridge
(Mass.) 1982 und ders., The State and the Soul, in: The
New Republic vom 10. Juni 1985, S. 37—40, von links
etwa Michael Walzer, Nervous Liberals. Ahnlich der
neoliberale Robert S. Reich (Anm. 17), S. 72: ... . liberal
pluralism lacked any definition of the public good apart
from the sum of individual claims*. Grosso modo kreist
die Debatte um die Kompatibilitit von republikani-
schen Gemeinschafts- und Biirgertugenden einerseits
und dem Individualismus des liberalen Menschenbildes
andererseits.
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schaftskandidatur 1988, hat hier einen Vorsprung
gegeniiber den Neoliberalen. Der charismatische
und rhetorisch beeindruckende Gouverneur des
Staates New York konnte schon 1984 in seiner
viel bewunderten Rede auf dem Nominierungs-
konvent der Demokraten in San Francisco mit
einem Visionsangebot aufwarten: ,America: The
Great Family.” Dieser Slogan eines ,,Altliberalen*
ist deshalb besonders geschickt gewihlt, weil er im
Gegensatz zur abstrakten ,,Great Society“-Formel
Johnsons die konservativen Triger traditioneller
amerikanischer (Familien-) Werte anspricht. Und
noch ein weiteres Problem stellt sich fiir die Neoli-
beralen. Sie miissen nachweisen, wie sich ihr
Community-Anspruch mit dem von ihnen ver-
folgten Konzept der ,,Befreiung” der Unterneh-
mergesellschaft vereinbaren 1dBt. Schlielich liegt
das Schwergewicht neoliberaler Anstrengung auf
dem o6konomischen Thema.

5. Das Zielbild neoliberaler Wirtschaftspolitik ist
alt: wiederbelebter Unternehmerkapitalismus und
Reindividualisierung der ,society of opportu-
nity“. Im Gegensatz zu den ,,alten“ Liberalen wol-
len Neoliberale keine Umverteilung. Insofern fal-
len die Neoliberalen in die liberalkapitalistische
Tradition der USA zuriick und stimmen mit den
Republikanern iiberein. Doch die Instrumente
unterscheiden die Ansdtze neoliberaler Wirt-
schaftsphilosophie von den ,,Reaganomics®, die
de facto keinen wirtschaftspolitischen Purismus,
sondern eine Mischung aus Fiskalkonservatis-
mus, Monetarismus, konservativer Klientelpolitik
und ,military Keynesianism*“ darstellen.

Neoliberale haben von Vorstellungen einer key-
nesianisch gesteuerten Nachfragepolitik Abschied
genommen, ohne zu Anhdngern einer reinen an-
gebotsorientierten Wirtschaftspolitik zu werden.
Sie verstehen sich eher als Theoretiker eines
»supply-side liberalism*, der qua Steuerpolitik
Forschungs- und Investitionsanreize setzt, ande-
rerseits aber durch effektives Staatshandeln die
Reindustrialisierung der amerikanischen Wirt-
schaft befordert. Damit teilen sie nicht den Neo-
laisser-faire-Kapitalismus der Konservativen, der
allein iber private Akkumulation und nach den
»Gesetzen des Marktes*“ die Okonomie steuern
will.

Neoliberale beziehen sich auf Schumpeter, der In-
novation iiber die Risikobereitschaft der Unter-
nehmer sichergestellt sieht. Zugleich iiben die
Neoliberalen Kritik an unternehmerischer Unbe-
weglichkeit und Unféihigkeit des Managements
groBer Konzerne. Die Manager seien in ihrem
okonomischen Verhalten an der Erzielung kurz-
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fristiger Profite orientiert, ohne mittelfristig und
innovativ zu planen. Lester Thurow, Pate neolibe-
raler Wirtschaftstheorien und Okonom am Mas-
sachusetts Institute of Technology, hat die Politik
der kurzfristigen Profitmaximierung bei gleichzei-
tiger Stagnation der gesamtwirtschaftlichen Pro-
duktivitdt ein ,,Nullsummenspiel* genannt. Ro-
bert Reich, Harvard-Okonom, plidiert aus eben
diesen Griinden fiir eine gezielte Industriepolitik,
die — anders als Reagans ,,versteckte* Industrie-
politik qua Haushaltsdefizit, Steuerreform und
Verteidigungsausgaben — den Modernisierungs-
und WandlungsprozeB3 veralteter Industrien so-
wie die Anpassung der Arbeitskrifte abstimmt
und die Produktivitit stimuliert 2).

Damit soll nach neoliberaler Auffassung aber
kein planender Staat geschaffen werden. Gerade
der tiber Programme und Agenturen eingreifende
Staat des ,alten* Liberalismus wird abgelehnt.
Die Rolle des ,,government* wird auf die Formu-
lierung einer Industriepolitik und die Forderung
einer effektiven Bildungsinfrastruktur be-
schrankt. Die Reindustrialisierung soll nicht ,,von
oben* implementiert, sondern in ,, Kooperation*
von Wirtschaft, Arbeit und kommunaler oder ein-
zelstaatlicher Politik programmiert und umgesetzt
werden?). Damit kommen neoliberale Wirt-
schaftsinstrumentarien einem dezentralen Korpo-
ratismus-Modell nahe ?’).

Neoliberale — wie auch Neokonservative — be-
ziehen sich immer wieder auf das liberale und
kapitalistische Credo, das dem Amerikanismus,

25) Robert S. Reich, The Next American Frontier, New
York 1983; ders. Reagan’s Hidden ,,Industrial Policy",
in: The New York Times vom 4. August 1985. Reich wie
auch Lester Thurow, The Zero-Sum Society (1980),
grenzen sich deutlich von der konservativen ,Bibel*
Georg Gilder, Wealth and Poverty, New York 1981, ab.
Vgl. zum Gesamtkomplex der Okonomie auch Randall
Rothenberg (Anm. 11), S. 147 ff.; zu den Problemen ei-
ner ,offenen* Industriepolitik: Charles R. Foster, Wa-
rum gibt es in den USA keine koordinierte Industriepo-
litik 2, in: PVS, 26 (1985) 2, S. 146—159.

26) Uber Beispiele auf einzelstaatlicher Ebene berichtet
The New York Times vom 9. Juni 1985, S.1 und 54
(.,I}lew Democratic Governors Seek Blend of Right and
Left*).

27) Neoliberale attackieren prinzipiell die von Konser-
vativen hingenommene, wenn nicht gar geforderte Ver-
machtung der Mairkte durch konzentriertes GroBkapi-
tal. Diese StoBrichtung fiihrt sie aber nicht ganz mit den
bundesdeutschen Neo- oder Ordoliberalen der Freibur-
ger Schule (Ropke, Eucken, Riistow) zusammen. Denn
die amerikanischen Neoliberalen greifen nur dort Kar-
telle an, wo sie der innovativen Modernisierung der
amerikanischen Industrie im Wege stehen, aber nicht
dort, wo sie zur Erhaltung internationaler Wettbewerbs-
fahigkeit gebraucht werden. Hier zollen Thurow, Reich
und andere dem Primat der Effizienz und Leistungsfa-
higkeit der amerikanischen Wirtschaft Tribut.
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der amerikanischen Ideologie und Tradition, in-
hérent sei. Der Neokonservatismus sieht sich als
Verteidiger einer politischen und gesellschaftli-
chen Nachkriegsordnung, die fest in der liberalen
Tradition verankert sei. Dabei sind Neokonserva-
tive nach ihrem Selbstverstindnis ,,New-Deal-

Liberale*; ihre Diagnose des Staatsversagens in
den sechziger und siebziger Jahren hat sie jedoch
zu Skeptikern von sozialstaatlichen Instrumenta-
rien eben dieses New-Deal-Liberalismus werden
lassen. Wo ist also der Platz der Neoliberalen in
der ,liberalen Tradition“ der USA?

Der Neoliberalismus und die amerikanische liberale Tradition

Der amerikanische Neoliberalismus setzt sich von
einem ,alten* Liberalismus ab, der seine Prigung
in den dreiBiger Jahren dieses Jahrhunderts erfah-
ren hat, Daneben bezieht sich das Beiwort ,libe-
ral* aber auch auf die Kennzeichnung der politi-
schen Kultur Amerikas, der politischen Tradition
der Vereinigen Staaten. Der Liberalismus der
dreiBiger Jahre, begrifflich von Franklin D.
Roosevelt ,erfunden” und zum Terminus , New
Deal Liberalism* geprigt, stellt fiir manche Histo-
riker und Sozialwissenschaftler die Abweichung
von einer ansonsten durchgingig andersgearteten
liberalen Tradition dar. Vielfach auch wird der
New-Deal-Liberalismus als das amerikanische
Aquivalent zum europiischen Sozialdemokratis-
mus, die Demokratische Partei der Vereinigten
Staaten dann als die amerikanische Sozialdemo-
kratie angesehen. Nach dieser Sicht wire dann
der ,neue”, der Neoliberalismus wiederum die
Abkehr von sozialdemokratischer Politik und die
Riickfiihrung liberaler Politik auf die eigentliche
wliberale” amerikanische Traditionslinie. Schlie3-
lich fordern Tsongas, Kerry und andere Neolibe-
rale ja die Demokratische Partei auf, sich dem
amerikanischen ,mainstream* wieder anzupas-
sen.

Schon Tocqueville hatte vor iiber 150 Jahren im
Hinblick auf die USA bemerkt, daB sich das Land
der Friichte der in Frankreich und Europa ,ge-
schehenen demokratischen Revolutionen erfreut,
ohne daB es diese Revolution durchgemacht
hat* %), Die Vereinigten Staaten wurden als biir-
gerliche Gesellschaft geboren. Es gab in den Ko-
lonien keine Feudalgesellschaft nach europdi-
schem Muster, die durch eine biirgerliche Revolu-
tion hitte iiberwunden werden miissen. Auch der
ProzeB der Loslosung vom englischen Mutter-
land, von manchen Historikern als die eigentliche
Revolution betrachtet, verursachte nicht erst die
Entwicklung zu einem modernen biirgerlichen
Staat, sondern setzte sie fort und schloB sie zum

28) Alexis de Tocqueville, Uber die Demokratie in Ame-
rika, Minchen 1976.
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Teil ab, indem sie vereinzelte feudale Relikte kon-
sequent abschaffte und wesentlich zur Durchset-
zung kapitalistischer Produktionsmethoden bei-
trug?). Diese Einmaligkeit der Entstehung einer
biirgerlichen (weiflen) amerikanischen Gesell-
schaft und der Etablierung eines Freiheit und Ei-
gentum schiitzenden demokratischen Staates
ohne Revolution hat den Historiker Louis Hartz
zu der These gefiihrt, daB die USA die ,liberale
Tradition* schlechthin verkorperten. Die Verei-
nigten Staaten seien eine weithin ideologiefreie
Gesellschaft, dafiir aber reprisentierten sie eine
Ideologie: die des Liberalismus. Die amerika-
nische politische Kultur leite sich von Locke ab,
sie sei eine ,,Lockesche Massenbewegung*. Eigen-
tum und freies Unternehmertum, 6konomischer
Individualismus und Wettbewerb wurden ganz
folgerichtig von Richard Hofstadter als die ameri-
kanischen Glaubenssitze bezeichnet.

Die ,,6konomischen Tugenden einer kapitalisti-
schen Kultur* bildeten den von allen politischen
und philosophischen Traditionen — und den
Mainnern, die sie pragten — geteilten Werteka-
non %), Die tiefe Verankerung und die iiber zwei
Jahrhunderte fortdauernde Giiltigkeit des ameri-
kanischen besitzindividualistischen Liberalismus
als Muster von Selbstinterpretation und politi-
scher und privater Handlungsorientierung ist eine
Konstante, die das okonomistische Credo der
USA gepriagt hat. Mit ,America’s business is busi-
ness* hat Prasident Calvin Coolidge diesen
.mainstream* auf den Begriff gebracht; er ist be-
stimmend gewesen von den Verfassungsberatun-
gen vor nunmehr knapp 200 Jahren bis zur aktuel-
len Reaganschen Wirtschaftspolitik, von den er-
sten Plantagen bis zu den Hochtechnologieparks
in Kaliforniens Silicon Valley und an Bostons
Route 128.

29) Vgl. Horst Dippel, Die Amerikanische Revolution

1763—1787, Frankfurt/M. 1985.

30) Louis Hartz, The Liberal Tradition in America. New
York 1955, 5ff.; Richard Hofstadter, The American Po-
litical Tradition and the Men who Made it, New York
1973, Einleitung.
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- Natiirlich hatte und hat ein so extrem individuali-
. stischer Liberalismus eine libertdr-politische Im-
- plikation, die ihn auch vom europiischen — und
- besonders deutschen — Liberalismus unterschei-
det: Dieser Liberalismus ist antietatistisch, er setzt
auf Selbsthilfe und Selbstorganisation. Schon
- Tocqueville hatte die vielen freien Assoziationen
beschrieben; Biirgerrechtsbewegungen und Nach-
barschaftsinitiativen sind noch heute Ausdruck ei-
nes lebendigen ,,Graswurzel“-Liberalismus. Und
auch die unter den Regierungen Carter und Rea-
gan wiederauflebenden Stimmungen und Bewe-
gungen gegen das ,big government* und gegen
»Washington“ als den Ort ,,zentralisierter staatli-
cher Bevormundung* sind nicht nur als konserva-
tive oder neoliberale Kiirzungsstrategien von bun-
desstaatlichen Sozialprogrammen zu Lasten der
Armsten oder als Steuerrevolten des prosperieren-
den Mittelstandes zu deuten, sondern sie sind
auch als aktualisierte Manifestationen traditionel-
len MiBtrauens gegeniiber ,,zuviel Staat* zu ver-
stehen, was wiederum Kiirzungen des Sozialstaa-
tes legitimierbar macht. Schliellich ist es dieser
individualistische, ins Libertire tendierende Libe-
ralismus, der — zusammen mit dem kapitalisti-
schen Erfolg(smythos) und der mittelstandsorien-
tierten Politik — Sozialismus und sozialistische, ja
ebenfalls sozialdemokratische Parteien zu ,,ausge-
schlossenen Alternativen” der amerikanischen
politischen Kultur macht?3').

Wenn die Neoliberalen sich gegen den ,alten®
Liberalismus plazieren, meinen sie nicht diesen,
im europdischen Kontext der Liberalismus-Ent-

wicklung ,klassisch“ genannten politischen wie
okonomischen Individualliberalismus. Mit dem
»alten* Liberalismus meinen sie vielmehr jene
Transformation, die Roosevelt in den Jahren der
Depression nach 1932 einleitete und teils in An-
lehnung an den ,,New Liberalism* der englischen
Liberalen Partei der Jahrhundertwende, teils um
das durch die amerikanische ,,Progressive Bewe-
gung” nach 1900 schon besetzte Adjektiv ,,pro-
gressiv® zu vermeiden, ,New Deal Liberalism*
nannte *?). Dieser heute so bezeichnete ,,alte* Li-
beralismus war — bezogen auf die amerikanische
politische Tradition — aber ein ,,neuer", sozialer
Liberalismus.

Roosevelt fiihrte den Terminus Liberalismus zum
ersten Mal in die politische Umgangssprache ein,
um damit seine neue nationale Politik zu kenn-
zeichnen, die mit staatlicher Hilfe aus der Depres-
sion und Arbeitslosigkeit herausfiihren sollte. Es
war dies die erste Periode bewuBter Ideologisie-
rung von Politik mittels eines ,europdischen*
Richtungsbegriffs und zugleich die einzige Pe-
riode klassenmaBig gespaltener politischer Land-
schaft in der Geschichte der Vereinigten Staaten.
Bewufit nannte Roosevelt seine Politik nicht So-
zialismus oder sozialistisch, ein solches Etikett
hétte nicht der amerikanischen Tradition entspro-
chen. Selbst die Kennzeichnung seiner Politik
nimmt mit dem Begriff des ,,New Deal“ die dko-
nomischen Aspirationen des Landes auf und fiigt
sie, fiir die nachsten dreilig Jahre der amerikani-
schen Innenpolitik prigend, mit einem soziallibe-
ralen Politikverstindnis zusammen.

Der Soziale Liberalismus des Rooseveltschen ,,New Deal*

Roosevelts Programm des New Deal wich inso-
fern vom bislang dominanten Individualliberalis-
mus ab, als es die Idee der Gleichheit zum explizi-
ten Ausgangspunkt der Politik machte. Es war
aber kein egalitdrer Sozialismus, den Franklin D.
Roosevelt realisieren wollte. Er blieb im ideenpo-
litischen Rahmen des Liberalismus, verdnderte le-

31) Warum es in Amerika keinen Sozialismus gibt, war
schon 1906 Werner Sombarts bleibende Frage gewesen.
Zu den ,excluded alternatives* der individualistisch-li-
beralen Tradition Amerikas: Walter Dean Burnham,
The Current Crisis in American Politics, Oxford — New
York 1982, S. 17, 95ff., 264.

32) Im einzelnen dazu Ronald D. Rotunda, The Liberal
Label: Roosevelt's Capture of a Symbol, in: John D.
Montgomery/Albert O. Hirschman (eds.), Public Po-
licy, Vol. 17, Cambridge (Mass.) 1968, S. 377 ff.
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diglich die individualistische Schieflage des 6ko-
nomischen Liberalismus in sozialer Richtung. Die
im sogenannten ,giildenen Zeitalter* nach dem
Biirgerkrieg bis in die 1920er Jahre erfolgte Kon-
zentration von Kapital in groBen Konzernen bei
gleichzeitiger Proletarisierung groBer Massen
machte den amerikanischen Traum des self-made-
businessman zu einer hohlen Illusion. Zudem
stand der einzelne Arbeiter ohne Verhandlungs-
macht und soziale Sicherung den industriellen
Monopolen gegeniiber. Wo es in anderen indu-
strialisierten Staaten lidngst entweder eine soziali-
stische Bewegung oder eine sozialdemokratische
Partei und soziale Grund- und Absicherungen ge-
gen die existentiellen Lebensrisiken gab, bliihte in
den USA immer noch der Liberalkapitalismus.
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Erst Roosevelt fiihrte die Sozialversicherung
ein. Im Gegensatz zu sozialistischen Program-
men aber dachte der New-Deal-Liberalismus
nicht daran, Reichtum umzuverteilen. Die ein-
zige Umverteilung, die Roosevelt beabsichtigte,
war die von Macht. Die Gewerkschaften konn-
ten zur kollektiven Verhandlungsmacht wer-
den, weil den Industriearbeitern durch den
Wagner Act das uneingeschrinkte Koalitions-
recht gesichert wurde. Mit Ausnahme des Far-
mer-Programms, das Preise fiir landwirtschaft-
liche Produkte festsetzte, hielt sich aber der
Staat des New Deal mit direkten Interventio-
nen in den kapitalistischen (Monopol-) Markt
weitgehend zuriick. Der New Deal blieb dem
amerikanischen liberalen Credo treu: Egalita-
rismus im Sinne der Herstellung von Chancen-
gleichheit (,,equal opportunity*) bedeutete die
durch den Staat gegebene und gesicherte Mog-
lichkeit der Gegenmachtbildung der Arbeiter
auf dem industriellen Markt 33).

Der Staat als 6ffentlicher Unternehmer blieb auf
wenige InfrastrukturmaBnahmen (Tennessee Val-
ley-Projekt) beschrinkt. Allerdings war zum er-
sten Mal dem ,,Staat* eine positive und — durch
den National Industrial Recovery Act — rahmen-
planende sowie wirtschaftsstimulierende Rolle
zuerkannt worden.

In beiden Aspekten bedeutet der New-Deal-Libe-
ralismus eine Angleichung an den européischen
sozialen Liberalismus der Jahrhundertwende ).
Indes war der soziale Liberalismus Amerikas er-
folgreicher. Der Staat konnte sich lange Zeit auf
die Rolle des Maklers im Geschift des Interessen-
gruppen-Liberalismus beschrinken. Die Kriegs-
wirtschaft und der Nachkriegsboom ‘lieBen ihn
auch okonomisch reiissieren, ohne planwirt-
schaftliche Instrumentarien anwenden zu miissen.
Keynesiansche Wirtschaftspolitik florierte, ohne
daB der o6ffentliche Sektor im gleichen Mal3e wie
in den europdischen Industriestaaten hitte an-
wachsen miissen %),

Scheitern der ,,Great Society* Johnsons

Zugleich markiert der soziale Liberalismus des
New Deal, wie er als politische Philosophie in der
amerikanischen Innenpolitik bis in die sechziger
Jahre bestimmend blieb, die duBerste, durch die
individualistisch-liberale politische Kultur der
USA determinierte und begrenzte Form sozial-
staatlichen Handelns. Dies sollte der Versuch der
»Great Society” Johnsons zeigen, sozialliberale
Politikansitze zu sozialdemokratischen Wohl-
fahrtsprogrammen weiterzuentwickeln. Wo das
bundesstaatliche ,government“ in Washington
eine aktivere wohlfahrtsstaatliche und okono-

33) Diesen Aspekt der industriellen Gewaltenteilung als
spezifisch .amerikanischer Ansatz zur Behebung der
Wirtschaftskrise betont: Theo Schiller, ,,Sozialliberalis-
mus". Thesen zu einem transatlantischen Vergleich, in:
Karl Holl/Giinter Trautmann/Hans Vorlidnder (Hrsg.),
Sozialer Liberalismus, Gottingen 1986, S. 171—186. Vgl.
zur New Deal-Ara: Heinrich August Winkler (Hrsg.),
Die groBe Krise in Amerika. Vergleichende Studien zur
politischen Sozialgeschichte 1929—1939, Géttingen
1973; Peter Losche, Industriegewerkschaften im organi-
sierten Kapitalismus. Der CIO in der Roosevelt-Ara,
Opladen 1974.

) Zum europdischen Sozialliberalismus jetzt: Karl
Holl/Giinter Trautmann/Hans Vorlinder (Hrsg.)
(Anm, 33).

35) Vgl, Andrew Shonfield, Modern Capitalism. The
Changing Balance of Public and Private Power, London
1965, S. 298 ff.
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misch planende Rolle zu spielen sich anschickte,
brach der Konsens des New-Deal-Liberalismus
auseinander, attackierten zuerst die Republikaner
und Neokonservativen die Ausgabenpolitik und
den Interventionismus des Washingtoner ,,Esta-
blishments®, kiindigten die Siidstaaten-Demokra-
ten, schlieBlich die Neoliberalen dem ,,alten* Li-
beralismus die Gefolgschaft.

Dabei scheiterten die Programme der ,,Great So-
ciety”, eines sozial weiter vorangetriebenen Libe-
ralismus, nicht durchgingig. Im Kampf gegen die
Armut konnte vor allem die Armutsrate unter den
Alteren drastisch gesenkt werden. Auch waren die
Biirgerrechtsprogramme der Johnson-Admini-
stration, die im Zeichen einer kulturellen Gleich-
heit der amerikanischen Ethnien nicht nur die
Gleichheit der Ausgangschance, sondern auch die
tatsichliche Gleichberechtigung beabsichtigten,
relativ erfolgreich. Beispielsweise hat sich die An-
zahl schwarzer Funktionstrager auf allen staatli-
chen Ebenen drastisch erhoht. Auch ist der Fiih-
rungsschicht der schwarzen Biirgerrechtsbewe-
gung der dkonomische Aufstieg in die Mittel-
klasse gegliickt (was sie den ,amerikanischen
Weg*“ gehen lieB, die black community nun aber
weitgehend fiithrungslos zuriickgelassen hat).
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SchlieBlicI_i_ haben eine Reihe von Tansferleistun-
gen die (Uber-) Lebensbedingungen der Unter-
schichten verbessert.

Und doch gelten die wohlfahrtsstaatlichen Pro-
gramme der ,,Great Society” in der Sicht der mei-
- nungsfilhrenden Schichten heute als gescheitert.
~ Dabei hat der amerikanische Wohlfahrtsstaat
— soweit er tatsdchlich so zu nennen ist — ein im
Vergleich zu Europa bescheidenes MaB an Trans-
ferleistungen, Sicherungen und oOffentlichen
Dienstleistungen entwickelt. Der Steueranteil des
Bundes am Bruttosozialprodukt liegt am Ende der

Tabelle westeuropdischer Vergleichszahlen. In der
individualistisch-liberalen Grundstromung der
amerikanischen politischen Kultur ist selbst ein
moderater Wohlfahrtsstaat nicht akzeptabel.
Amerika kann sich Umverteilung ,nicht lei-
sten“3). Auch das neoliberale Bemiihen geht
nicht um den Ausbau des Wohlfahrtsstaates, und
»alte* New-Deal-Liberale wollen allenfalls den
jetzigen Zuschnitt der Armutsprogramme erhal-
ten und die drgsten Schnitte gegen eine Koalition
von Republikanern und konservativen Siidstaa-
ten-Demokraten verhindern.

Politik fir die weiBe Mittelschicht

Solange das individualistisch-kapitalistische
Credo mit seinem Glauben an Aufstieg und Er-
folg — der ,,amerikanische Traum*“ — die Inter-
pretation sozialer Realitdt und die Orientierung
politischen Handelns prigt und die andere erfahr-
bare Realitit von individueller Ohnmacht und
Armut einerseits und von kollektiver 6konomi-
scher Machtzusammenballung in den grofen
Korporationen andererseits iiberlagert, ist eine
auf Umverteilung abstellende Politik nicht legiti-
mierbar, Dall gerade zu einer Zeit, in der jeder

siebte Einwohner der USA offiziell als arm regi-

striert ist, fast die Halfte aller schwarzen Kinder
in Armut leben, die Armutsrate auf den Stand von
1963 angestiegen ist, die bescheidenen Ansitze
des amerikanischen Sozialstaates ideologisch an-
gegriffen und durch drastische Sparprogramme
gestutzt werden*’), 148t sich zum einen mit einer

36) So der New Yorker Bankier Felix Rohatyn, in: The
Encounter, zitiert nach Randall Rothenberg (Anm. 11),
S. 148. Zahlen zur ,Great Society” in: The New York
Times vom 17. April 1985, S.23. Vergleichszahlen bei
Walter Dean Burnham (Anm. 31), S. 296.

37) Neueste Zahlen zur Armut in: The New York Times
vom 28. August 1985; The Boston Globe vom 28. August
1985; The New York Times Magazine vom 2. und
16. Juni 1985; Los Angeles Times vom 28., 29., 30. und
31. Juli 1985. In der Berichtsreihe der Los Angeles Times
finden sich Zahlen zur Sparpolitik. Die ideologische
Kontroverse angeheizt hat das aus konservativer Feder

4]

verbliiffend wirksamen ,kognitiven Dissonanz*
zwischen amerikanischer Realitdt und amerikani-
schem Mythos erkldren. Zum anderen bestimmt
die mittelschichtorientierte Interessengebunden-
heit der amerikanischen Politik gesellschaftliche
Interpretation und Orientierung. Die Wahlbeteili-
gung weist eine klassenmiBige Schieflage auf.
Nicht nur, daBl die Wahlbeteiligung mit 50—55
Prozent generell sehr viel niedriger ist als in euro-
pdischen Staaten. Entscheidend ist, daBl die gut
ausgebildeten und situierten weillen Mittelschich-
ten des Elektorates in gleichem Malle wie ihre
europidischen Aquivalente an Wahlen teilnehmen,
dal} es aber die Armen und schlechter ausgebilde-
ten Unterschichten nicht tun*®). Die Folge ist ein-
mal, dal3 die Interessen der ,,have-nots* vollig un-
zureichend auf dem politischen Markt reprédsen-
tiert sind. Und zum zweiten muB eine Partei, die
auf der hochsten bundesstaatlichen Ebene Mehr-
heiten bilden will, die Interessen der weiBBen Mit-
telklasse Amerikas ansprechen. Genau das beab-
sichtigen die Neoliberalen, wenn sie fordern, die
Demokratische Partei solle sich dem ,main-
stream* Amerikas 6ffnen.

stammende Buch von Charles Murray, Losing Ground:
American Social Policy 1950—1980, New York 1984.
Dazu die Replik von Christopher Jencks, How Poor are
the Poor?, in: The New York Review of Books, 32
(1985) 8, S. 41ff.

3%) Vgl. Walter Dean Burnham (Anm. 31), S. 92 ff.
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Das Ende der New-Deal-Koalition

Die New-Deal-Koalition der Demokraten —
Weille aus den Siidstaaten, norddstliche Indu-
strieregionen, Gewerkschaften, weile Neuein-
wanderer irischer, italienischer und polnischer
Herkunft und katholischen Glaubens — hatte sich
wihrend der Depression der dreiBBiger Jahre gebil-
det und dauerte bis in die sechziger Jahre fort.
1968 aber verlor sie ihren Mehrheitsstatus’). Die
demokratischen Parteiapparate des industriellen
Mittleren Westens und der Ostkiiste verloren an
Macht, die Gewerkschaften stagnierten, und der
Riickgang des Anteils der gewerkschaftlich Orga-
nisierten an der Gesamtzahl der Beschiftigten ist
seitdem dramatisch. Der Sozialaufstieg der Kin-
der und Enkel der Neueinwanderer machte das
Wahlverhalten dieser Gruppe konservativer.
Gleichzeitig organisierten sich neue Gruppen in-
nerhalb der Demokratischen Partei, die aus den
politischen Bewegungen der sechziger Jahre her-
vorgegangen waren: Schwarze, Jugendliche, Stu-
denten, Frauen, Hispanics, Homosexuelle und li-
berale Ostkiistenintellektuelle. Die Demokra-
tische Partei wurde im Zeichen der ,,New Politics*
zu einer Koalition von Minderheitengruppen und
geschwichten Gewerkschaften.

Parteianalytiker haben dazu angemerkt, daBl die

iiberwiegende Mehrheit der — so wire zu ergin-
zen: politisch aktiven — amerikanischen Bevolke-
rung nicht jung, nicht arm, nicht schwarz und
nicht gewerkschaftlich organisiert ist. Gleichzeitig
verloren die Demokraten erheblich unter den
weillen Siidstaatlern, den mittleren Einkommens-
gruppen und den sogenannten ,.baby boom yup-
pies“, den nach dem Zweiten Weltkrieg gebore-

Neoliberalisierung der

In dieser Situation haben die Demokraten zwei
Moaglichkeiten, in Prasidentschaftswahlen wieder
mehrheitsfahig zu werden. Die kurzfristig erfolg-
lose, auch mittel- und langfristig zweifelhafte
Strategie wire die, auf ein Abflauen des seit 1983
anhaltenden Wirtschaftsaufschwungs oder gar

39) Vgl. zum folgenden Michael Nelson (ed.), The Elec-
tions of 1984, Washington 1985; Samuel P. Huntington,
The Visions of the Democratic Party, in: Public Interest,
(1985) 79, S. 63 ff.

40y Im einzelnen: Peter Losche, Konservative Wende in
den Vereinigten Staaten?, in: Zeitschrift fiir Parlaments-
fragen, (1985) 2, S. 230ff.
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nen, jungen, sehr leistungs- und konsumorientier-
ten Professionellen.

Der 6konomische Konservatismus dieser Grup-
pen hat wesentlich zum Erfolg der Reagan-Koali-
tionen 1980 und 1984 beigetragen. Reagan ge-
wann 1984 die Stimmen von 75 Prozent der
weillen Siidstaatler, 67 Prozent der Jungprofessio-
nals, 52 Prozent derjenigen, die zwischen 10 000
und 20 000 Dollar im Jahr verdienen und sogar
47 Prozent der Mitglieder eines Gewerkschafter-
Haushaltes. Fiir Mondale votierten mehrheitlich
die Unterschichten mit weniger als 12 500 Dollar
im Jahr (53 Prozent), Schwarze (90 Prozent),
Hispanics (65 Prozent), Juden (69 Prozent) und
die liberale Ostkiistenintelligenz.

Den Hintergrund dieser Anderungen in Wahlver-
halten und politischen Mehrheiten bilden die be-
kannten Okonomischen und demographischen
Wandlungen, die sich als Verschiebung des politi-
schen und sozialen Schwergewichts der USA vom
wFrostbelt* zum ,,Sunbelt“ beschreiben lassen.
Dem Niedergang der Montan- und alten Massen-
giiterindustrien steht der Aufstieg neuer Indu-
strien, der Erdol- und chemischen wie der elektro-
nischen ,,High-Tech“-Industrien gegeniiber. Die
Schaffung neuer Arbeitsplitze vor allem im ,,Son-
nengiirtel* der USA hat zwischen 1970 und 1980
eine Binnenwanderung von 20 Millionen Men-
schen vom Nordosten und Mittleren Westen in
die Siid- und Weststaaten ausgeldst *°). Der tradi-
tionelle amerikanische Traum von: Unternehmer-
geist und Sozialaufstieg lebt, zusammen mit den
konservativ gestimmten Wahlern, im Siiden und
Westen der USA.

Demokratischen Partei?

auf die nachste Depression zu warten und dann in
der d6konomischen Krise eine neue New-Deal-
Koalition zusammenzustellen. Wer nicht auf die
Krise setzt, wird versuchen, dadurch Mehrheiten
zu bilden, daB die geographische, rassische und
Klassenpolarisierung zwischen Republikanern
und Demokraten aufgebrochen, eine Koalition
iiber die Mondale-Wihler hinaus etabliert, ein
Prasidentschaftskandidat, der Siid- und Weststaa-
ten-Appeal hat, aufgestellt und schlieBlich das
Thema Wirtschafts- und Sozialpolitik besetzt
wird. Die Neoliberalen haben sich fiir die zweite
Strategie entschieden. '
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' Die erklirte Absicht neoliberaler Politiker ist es,
die demokratische Koalition von Minoritdten und
Gewerkschaften zum Mittelstand hin zu 6ffnen.
Damit ist einmal der weiBe Mittelstand aus den
Vororten der groBen Industrie- und Finanzstadte
der Ostkiiste gemeint. Zum anderen sollen die
weiBen Sudstaatler zuriickgewonnen werden. Nur
jeder vierte weille Siidstaatenbewohner hatte fiir
Mondale gestimmt, und in den verlorenen Wahl-
kdmpfen der Jahre 1968, 1972, 1980 und 1984 ha-
ben demokratische Prisidentschaftskandidaten
insgesamt nur zwei Staaten des traditionellen Sii-
dens gewonnen. SchlieBlich ist auch an die im
neuen Wohlstand lebenden Westkiistler gedacht.
Seit 1964 hat nur ein nationaler Kandidat der De-
mokraten einen westlichen Staat fiir sich gewin-
nen konren: Carter errang 1976 die Mehrheit in
Texas. Die Rekonstruktionsbemiihungen der De-
mokraten werden damit insbesondere auf die
Mentalitit sidwestlicher Mittelklassebiirger und
Politiker eingestellt.

- Der zunehmende Druck von Politikern aus dem
Sunbelt auf die nationale Organisation der Demo-
kratischen Partei und der groBe Anteil von Sid-
staaten-Demokraten unter den Neoliberalen gibt
den Demokraten insgesamt ein konservativeres

Image, das nicht mehr vom ,altliberalen“ Ostkii-
sten- und Mittelwesten-Establishment bestimmt
ist. Schon bei der Prasidentschaftswahl 1984 hat-
ten sich Sidstaaten-Demokraten, die sich um ein
Mandat in ihrem Heimatstaat oder im Kongrel3
bewarben, ostentativ von Mondale distanziert
und sich geweigert, mit ihm zusammen bei Wahl-
veranstaltungen oder in Werbespots aufzutreten.
Siid- und Weststaaten-Demokraten haben ein ei-
genes Politikbiiro (,Democratic Leadership
Council“) gegriindet, das die Vorstellungen der
Sunbelt-Demokraten gegen das von einem ,,altli-
beralen* ehemaligen Mitarbeiter Edward Kenne-
dys (Paul Kirk) geleitete , National Democratic
Committee* 6ffentlichkeitswirksam vertreten und
Geld fiir Wahlkdampfe ihrer Mitglieder sammeln
soll. Auch nimmt der Einflul der Sunbelt-Demo-
kraten im amerikanischen KongreB iiber die
Gruppe der traditionell konservativen Demokra-
ten aus den Siidstaaten hinaus zu. Um tber regio-
nale Majoritdten hinaus auch auf nationaler und
hochster Ebene neue Mehrheiten zu schaffen, ver-
suchen die neoliberalen Demokraten an die Werte
des weiBlen Mittelklasse-Amerikas iiber die He-
rausstellung neuer Politikthemen zu appellieren.
Absolute Prioritit kommt dabei der Okonomie
zu*Y).

Amerika nach Reagan: Gibt es ein neoliberales Realignment?

Politische Analytiker warten auf das umfassende
konservative ,Realignment* in der amerikani-
schen Innenpolitik wie Estragon und Wladimir
auf Godot. Was sich in der amerikanischen Politik
alle 28 bis 36 Jahre als entscheidende und dauer-
hafte parteipolitische Umgruppierung grofBer so-
zialer Gruppen darstellen 1a8t, die neue Wahler-
koalitionen, den Wahlausgang und eine Wende in
Politik und politischer Agenda bestimmt, hat sich
aber entgegen den Erwartungen auch nach den
groBartigen Wahlsiegen von Reagan 1980 und
1984 nicht eingestellt *?). Es ist unbestritten rich-

41) Umfragen zeigen, daB die Demokraten einen erheb-
lichen Kompetenzverlust im Bereich der Okonomie ha-
ben hinnehmen miissen, und zwar sowohl bei eigenen
Anhidngern wie in der Gesamtpopulation und unabhén-
gig von der ideologischen Selbsteinschiatzung der Be-
fragten. Vgl. The Washington Post National Weekly
Edition vom 25. Midrz 1985, S.31 (Washington Post-
ABC News Pools: Democrats Are No Longer Deemed
Better at Reducing Joblessness).

42) Zum Begriff und zu den historischen Erscheinungs-
formen des ,realignment* vgl. die bahnbrechende Ar-
beit von Walter Dean Burnham, Critical Elections and
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tig, dal Reagan Ausdruck des neuen Konservatis-
mus ist. Es ist auch zutreffend, daB die Vereinig-
ten Staaten durch den demographischen und geo-
politischen Aufstieg des Sonnengiirtels in sozialer
und okonomischer Hinsicht konservativer gewor-
den sind. Auch hat der Sozialaufstieg der von den
Programmen des New Deal und der ,,Great So-
ciety" profitierenden Gruppen zu einem politi-
schen Priferenzwandel ehemals demokratisch
wihlender ethnischer Minderheiten gefiihrt*).
Und schlieBlich hat das intellektuelle Amerika mit
dem Neokonservatismus endlich jenen ,echten

the Mainsprings of American Politics, New York 1970.
Den Vergleich mit Beckett macht ebenfalls Burnham,
Revitalization and Decay: Looking Toward the Third
Century of American Electoral Politics, in: Journal of
Politics, (1976) 38, S. 147.

43) Diese Griinde fiihrt Peter Losche (Anm. 40) als Ar-
gumente fiir ein konservatives Realignment an. Ahnlich:
Michael Zoller, Die neue Mehrheit und das Ende des
New Deal Liberalismus, in: Zeitschrift fiir Politik, 32
(1985) 4, S. 393 ff. So jetzt auch Jakob Schissler, Uber
die Demokratie in Amerika. Amerika nach der Wahl, in:
Zeitschrift fir Politik, 33 (1986) I, S. 67—86.
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und seriosen Konservatismus* bekommen, den
sich die Linke schon immer gewiinscht hatte ).

Diese konservativen ,,Errungenschaften* mdgen
als Indizien fiir eine umfassende konservative
Wende angesehen werden. Doch Vorsicht vor ei-
nem zu schnellen Urteil scheint geboten, denn von
einem europdischen Standpunkt aus gesehen er-
scheinen die USA in vieler Hinsicht ohnehin als
eine sehr ,konservative Demokratie*. Zu diesem
Urteil fithren nicht nur ,altvdterliche Verfas-
sungstreue” und ,unpolitische Verbraucherhal-
tung“ %), sondern auch das Ausbleiben eines ,,s0-
zialdemokratischen Jahrhunderts“, die Nichtent-
faltung eines umfassenden Sozialstaates, die
Dauerhaftigkeit des ,,amerikanischen Traums*
und die Wirksamkeit der ,,kognitiven Dissonanz*
zwischen amerikanischer Ideologie und sozialer
Realitdt. Auch fundamentalreligiose Erweckungs-
bewegungen und kleinbiirgerlicher Populismus
sind keine neuen Erscheinungen (allerdings ist es
das erste Mal, daB dieser Populismus in konser-
vativem und nicht in progressivem Gewande auf-
tritt).

Es scheint, als ob die Vereinigten Staaten zur Zeit
einmal mehr der Bliite ihres Amerikanismus, des
Glaubens an sich selbst, erligen. Die soziallibe-
rale Ara des New Deal, die die Nachkriegszeit bis
in die sechziger Jahre hinein prigte, erscheint
demnach eher als eine Ausnahme in der Ge-
schichte der USA. Die Wiederherstellung des so-
zialkonservativen Okonomismus, dem — cum
grano salis — auch die Neoliberalen huldigen %),
bedeutet die Restauration der Normallage. Ob der
Blick zuriick jedoch ein politiktaugliches Rezept

44) So Peter Steinfels (Anm. 2), S. 15.

45) So Peter H. Merkl/Dieter Raabe, Politische Soziolo-
gie der USA. Die konservative Demokratie, Wiesbaden
1977, S. 3.

46) Das Kornchen Salz besteht darin, daB3 die Neolibe-
ralen nicht an den Sozialleistungen, die Roosevelt wih-
rend des New Deals einfiihrte, riitteln. Unentschieden
sind sie, was die Programme der ,,Great Society* angeht.
Letztere sind haushaltsrelevant, ,.empfindlicher* fiir
Budgetkiirzungen, erstere sind groBten Teils haushalts-
neutrale Leistungen nach dem Versicherungsprinzip.
Nach diesem Muster verfahren die bisherigen Kiirzun-
gen im Sozialetat, die vor allem die ,working poor*,
Sozialhilfeempfanger mit geringem Einkommen, betref-
fen und zu einem Teil auch von konservativen Demo-
kraten — Neoliberalen — mitgetragen wurden. Vgl.
Adrienne Windhoff-Héritier, Politik ,.fiir die Bedurf-
tigsten und ehrlichen Armen". Ziele und Folgen der
Sparpolitik Reagans im Sozialsektor, in: PVS, 26 (1985)
2, S. 107—128. Den gleichen Effekt hat die ,,Reorganisa-
tion“ des Foderalismus, vgl. Andreas Falke, Der ,,New
Federalism“: Reorganisation der Politikverflechtung
oder konservative Strukturverdnderung?, in: Amerika-
studien, 29 (1984) 4, S. 399—415.
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fiir die innen- und auBenpolitischen Problem-
lagen darstellt, ist eine andere Frage?).

Auf der Ebene des Wahlverhaltens hat sich ein
konservatives ,,Realignment* noch nicht vollzo-
gen. Im Kampf um die innenpolitische Hegemo-
nie hat es die Republikanische Partei bislang nicht
vermocht, zur nationalen Mehrheitspartei aufzu-
steigen. Obwohl sie organisatorisch und
politisch vor allem im Siiden gegeniiber den De-
mokraten — in der Wahlerregistrierung, im Aus-
mal} der Parteiidentifikation und, in geringerem
Mafe, in den Staatenparlamenten — aufholen
konnte *), sind die Demokraten immer noch die
landesweite Mehrheitspartei. Sie stellen die Mehr-
zahl der Gouverneure der Einzelstaaten, beherr-
schen mehr Legislativen, besitzen immer noch
eine Mehrheit im Repriasentantenhaus und haben
schlieBlich gute Chancen, bei den KongreBwah-
len im November 1986 die 1980 verlorengegan-
gene Mehrheit im Senat zuriickzugewinnen. Par-
teipolitisch sind die Verhaltnisse also unentschie-
dener, als der alleinige Blick auf die Prisident-
schaft vermuten laBt.

Aber auch in Priasidentschaftswahlen ist die Lage
fiir die Demokraten nicht hoffnungslos. Eine neo-
liberale politische Strategie, die die ckonomi-
schen Interessen und die Wertaspirationen des
weillen, wohlhabenden Mittelstandes zusammen-
fiigt und personell wie thematisch darstellt, hat
Aussichten, die Reagan-Koalition auseinanderzu-
brechen.

Die sozialen Gruppen, die den Kalifornier zwei-
mal in das WeiBle Haus gewihlt haben, sind zu
heterogen, als daB ihr Zusammenhalt nach Ab-
gang der Integrationsfigur sichergestellt ist. Die
»Fihrungskraft“ Reagans, das Gefiihl der wieder-
erlangten nationalen Gro3e und der 6konomische
Erfolg haben die Koalitionsgruppen noch einmal
geeint. Aber zum einen konnen neue oder wieder-
belebte regionale, sektorale und soziale Reibun-
gen und Interessenkonflikte die konservative
Koalition auseinandertreiben. Sie kann auch von
auBen gefahrdet werden, wenn es gelingen sollte,
die soziale Schieflage in der Wahlbeteiligung
durch politische Aktivierung von Minorititen,

47) DaB die Amerikaner politisch vorwirtsgehen, indem
sie zuriickblicken, hat Samuel P. Huntington (Anm. 20),
S. 225, versucht zu zeigen.

48) Vgl. im einzelnen The Washington Post National
Weekly Edition vom 13. Mai 1985 (,Down South, De-
mocrats Would Rather Switch Than Lose. The GOP
[=Grand Old Party, alte Bezeichnung fiir die Republi-
kanische Partei, H. V.] is advancing across the Sun
Belt*).
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. Armen und Gruppen mit geringem Einkommen
i zu beheben.

| SchlieBlich treiben die weltanschaulichen Diskre-
| panzen die Gruppen der Reagan-Koalition aus-
. einander. Der moralische und religiose Konserva-
| tismus von ,Moral Majority* und Neuer Rechte
- mit der populistisch vorgetragenen Forderung
nach dem starken Gesinnungsstaat ist nicht ver-
einbar mit der Staatsgegnerschaft der Libertiren
- und den liberal-permissiven Wertvorstellungen
der ,Yuppies“. Die Versuche rechter Republika-
. ner, Amerika auch moralisch umzukrempeln, sind
gescheitert.

DaB die jetzige Reagan-Koalition wegen der ein-
gebauten Konflikte und Wertgegensitze nicht
sehr stabil ist, daBB gar ein Auseinanderfallen in

- oder nach 1988 nicht ausgeschlossen werden
kann, bedeutet umgekehrt noch nicht, daB eine
neue Koalition oder gar ein nicht-konservatives
Realignment unmittelbar bevorsteht. Die — nicht

- nur im amerikanischen politischen System — ab-
nehmende Bedeutung von politischen Parteien fiir
die Regelung sozialer Konflikte 1Bt starke partei-
politische Richtungskoalitionen ohnehin nicht er-
warten. Die gestiegene Bedeutung von themen-
orientiertem und instrumentellem Wahlverhalten
hat ehedem stabile Wahlerpriaferenzen und Wah-
lerkoalitionen anfilliger, wenn nicht gar hinfallig
werden lassen. Auch die in anderen fortgeschritte-

- nen Industriegesellschaften zu beobachtenden
Tendenzen eines ,Dealignment” machen eine
dauerhafte Neugruppierung ebenfalls unwahr-
scheinlich ¥°).

Kevin Phillips, ein konservativer politischer Ana-
lytiker, sieht gar eine programmatische ,,Balkani-
sierung* der amerikanischen Politik voraus und
befiirchtet eine Weimarisierung des ,,postkonser-
vativen® Amerikas. Doch die amerikanische Ge-
sellschaft war schon immer sozial heterogen und
ethnisch, religios und geographisch segmentiert,

49) Vgl. Walter Dean Burnham (Anm. 31), S. 121 ff. (The
Appearance and Disappearance of the American
Voter); Scott C. Flanagan/Russell J. Dalton, Parties
Under Stress: Realignment and Dealignment in Advan-
ced Industrial Societies, in: West European Politics, 7
(1984), S. 5f1f.
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so daB nur der Wunsch nach einer homogenen,
formierten Gesellschaft den Eindruck der ,,Balka-
nisierung” entstehen lassen kann. Eine autoritir-
faschistische Losung segmentierter Konflikte, wie
sie Phillips suggeriert®®), ist der amerikanischen
politischen Kultur zudem vollig ,,wesensfremd”.
Der starken Stellung des Prasidenten im amerika-
nischen Regierungssystem und der Vorliebe der
Amerikaner fiir starke Fiihrungspersonlichkeiten
(,strong leadership*) setzt das individualliberale
und antistaatliche Credo des Amerikanismus ein
deutliches Gegengewicht. Wenn Phillips mit ,,Bal-
kanisierung* eine programmatische Fragmentie-
rung meint, konnte er allerdings recht haben.

Vieles spricht dafiir, daB unterschiedliche Interes-
sen, Konfliktlagen und Werteaspirationen neben-
einander bestehen bleiben, ohne daB sie sich poli-
tisch eindeutig in eine progressive oder konserva-
tive Richtung abschleifen oder integrieren lassen.
In der liberalen Tradition der USA, in der der
mittelstindische Wirtschaftsbiirger Politik und
Gesellschaft pragt, wird der ,,mainstream* jedoch
immer okonomisch determiniert sein. Zugleich
hat sich aber das Werteverhalten der in die Mei-
nungsfiithrerschaft hineinwachsenden Generation
infolge der ,,Revolution der Werte* der sechziger
Jahre entscheidend gewandelt. Eine politische
Strategie, die Okonomismus und weltanschau-
lich-kulturelle Liberalitit in einer neoliberal zu
nennenden ,public philosophy“ verbindet, hat
Chancen, die Gemiitslage der amerikanischen
Gesellschaft zu treffen').

50y Kevin P. Phillips, Post-Conservative America:
People, Politics and Ideology in a Time of Crisis, New
York 1983, S. 73ff., 155ff.

51) Es ist nicht sicher, aber doch wahrscheinlich, daB
sich die Demokraten erfolgreich dieser Strategie auf na-
tionaler Ebene bedienen konnen. Theoretisch kénnte
auch ein moderater Republikaner (oder ein Kandidat,
der sich dafiir ausgibt) mit einem neoliberalen Pro-
gramm reiissieren, wie es etwa der wiedergewiahlte Gou-
verneur von New Jersey, Thomas Kean, getan hat oder
ein im Grunde sehr (wert-)konservativer Jack Kemp fiir
die Prasidentschaftswahl 1988 versuchen kénnte. Nur
diirfte ein Republikaner groBere Schwierigkeiten haben,
eine mehrheitsfahige, liberal tendierende nationale
Koalition hinter sich zu bilden.
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Gesine Schwan: Das deutsche Amerikabild seit der Weimarer Republik
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 26/86, S. 3—15

Seit ihrer Entstehung galten die Vereinigten Staaten von Amerika den Deutschen als negatives oder
positives Symbol. Infolge ihres Eingreifens in die europédischen Geschicke im Zuge des Ersten
Weltkriegs hat sich diese symbolische Bedeutung erheblich verstarkt.

Die Bilder, die sich die Deutschen von Amerika seither machen, werden maBgeblich von deren
politischer Einstellung und sozialer Herkunft gepragt. Fiir sie lassen sich vier Indikatoren heraus-
stellen: die liberale Demokratie, die Industrialisierung und Modernisierung, der Kapitalismus und
die geistige Tradition von Rationalismus und Pragmatismus. Trotz vielfacher Facetten und gegen-
satzlicher, aber sich iiberschneidender Motive ihrer Trager kann man wédhrend der Weimarer
Republik die deutschen Amerikabilder in prinzipiell proamerikanische und antiamerikanische
unterscheiden. Der gemeinsame Nenner der antiamerikanischen ist die Gegnerschaft gegen den
politischen und Okonomischen Liberalismus. Auf der Rechten folgt sie aus nationalistischen
anti-egalitiren, anti-industriellen, anti-technischen, anti-rationalistischen und anti-individualisti-
schen Motiven, die vom Leitbild einer organischen Gesellschaft ausgehen. Auf der Linken wirken
ebenfalls anti-individualistische Motive, aber im Gegensatz zur Grundidee einer egalitar-kollekti-
vistischen Gesellschaft. Die Linke ist weder anti-industriell, noch anti-rationalistisch, noch anti-
technisch. Proamerikanisch eingestellt sind die reformistischen Sozialdemokraten und Gewerk-
schafter, das eindeutig prorepublikanische liberale Biirgertum, technische und wirtschaftliche
Berufe und eine kleine Zahl modernistischer Intellektueller. Der Antiamerikanismus findet sich bei
der feudalistisch-reaktiondren Rechten, beim weitgehend nationalistischen Bildungsbiirgertum
einschlieBlich der meisten Intellektuellen, bei den Kommunisten und den orthodox-marxistischen
Linkssozialisten. Seit dem Ende der sechziger Jahre haben nach einer Phase des weitverbreiteten
Proamerikanismus die traditionellen deutschen Leitmotive des Antiamerikanismus wieder zuneh-
mend an Boden gewonnen. Die historische Perspektive zeigt die Gefahren deutscher Fehleinschit-
zung Amerikas besonders deutlich.

Wolfram F. Hanrieder: Die deutsch-amerikanischen Beziehungen in den Nachkriegsjahr-
zehnten

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 26/86, S. 16—28

Eine wesentliche Zielsetzung — vielleicht ein Paradoxon — der alliierten und besonders der
amerikanischen Politik gegeniiber der Bundesrepublik Deutschland der fiinfziger Jahre bestand
darin, daB die Westdeutschen frei werden sollten und gleichzeitig nicht frei: Die Deutschen sollten
frei sein hinsichtlich der personlichen Grundrechte und der Verfassungsgarantien; nicht frei sollten
sie sein in bezug auf die Formulierung und Durchfiihrung einer unabhdngigen AuBenpolitik. In
ihren frithen Jahren besaB die Bundesrepublik weder die Macht noch die Legitimierung zur
Gestaltung einer eigenen auswartigen Politik. Wenngleich die USA bereit waren, als Gegenleistung
fiir Westdeutschlands Bereitschaft zur Wiederaufriistung politische und 6konomische Konzessio-
nen zu machen, so blieben doch die diplomatisch-politischen, wirtschaftlichen und militarischen
Instrumente dieser Politik eingebettet in die Strukturen des westlichen Biindnisses. Die Schaffung
integrativer westeuropéischer und atlantischer Strukturen hatte somit einen entscheidenden Ein-
fluB auf den raschen politischen und 6konomischen Wiederaufbau Westdeutschlands.

In den sechziger Jahren bestand das zentrale Dilemma der westdeutschen AuBenpolitik in der
Notwendigkeit, zwischen den europaisch-atlantischen Sicherheitsinteressen und dem Aufbau der
européischen Gemeinschaft wihlen zu miissen. Es entwickelten sich Spannungen zwischen Bonns
an Washington orientierter Sicherheitspolitik und seiner an Paris orientierten Europapolitik. Diese
Spannungen innerhalb des westlichen Biindnisses beeinfluiten nicht nur Bonns Westpolitik, son-
dern auch seine Ostpolitik, da Washington und Paris eine voneinander abweichende Politik
gegeniiber der Sowjetunion und Osteuropa verfolgten und Bonn Schwierigkeiten hatte, seine starre
Ostpolitik an die mehr auf Verstindigung ausgerichtete Haltung der Westméchte anzupassen.

In den siebziger Jahren verdnderte sich das globale wie das regionale Krifteverhiltnis, wodurch
fiir die deutsch-amerikanischen Beziehungen neue Moglichkeiten ebenso wie neue Probleme ent-
standen. Da war der relative Niedergang der amerikanischen Macht; die USA muBten nun ihre
wirtschaftliche und monetdre Vormachtstellung mit Westeuropa und Japan teilen; sie waren
gezwungen, den sowjetischen Paritdtsanspruch hinsichtlich des nuklearen Potentials anzuerken-
nen. Mit diesen Entwicklungen sowie mit dem wachsenden SelbstbewuBtsein Westeuropas ver-
band sich die Erkenntnis auf beiden Seiten des Atlantiks, daBl die amerikanischen und westeuro-
pdischen Interessen nicht mehr so stark iibereinstimmten, wie dies in der Nachkriegszeit der Fall
gewesen war.

In der Bundesrepublik gibt es zwar nach wie vor ein gro3es Reservoir des guten Willens und
Verstindnisses gegeniiber den Vereinigten Staaten, das die Grenzen der Generationen und des
politischen BewuBtseins iiberspannt. Doch die Ubertragung dieses guten Willens in die praktische
Politik, die letztlich den Charakter der deutsch-amerikanischen Beziehungen bestimmt, erfolgt
nicht automatisch. Sie verlangt Umsicht und Pflege auf beiden Seiten des Atlantiks, insbesondere
bei den Sicherheitsfragen, die fiir die jeweiligen nationalen Interessen als zentral angesehen
werden.



Hans Vorlinder: Nach dem Neokonservatismus der Neoliberalismus? Neuere politisch-
ideologische Stromungen in den USA

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 26/86, S. 29—45

Die amerikanischen Neokonservativen haben zwar nachhaltig den 6ffentlichen politischen Dis-
kurs in konservative Richtung verschoben, sie stellen aber nur den intellektuellen Teil eines
umfassenden neuen Gesamtkonservatismus in den USA dar. Neoliberale dagegen versuchen, den
.alten” Liberalismus der New Deal-Koalition neu zu formulieren, um die Demokratische Partei
auf nationaler Ebene in Prisidentschaftswahlen wieder mehrheitsfiahig zu machen. Die den ,,alten*
Liberalismus tragende Koalition von ethnischen Minderheiten, Neueinwanderern, stddtischer
Arbeiterklasse und Ostkiistenintelligenz ist aufgrund demographischer und sozio6konomischer
Entwicklungen auseinandergebrochen. Diese Lektion ist nach dem @berwiltigenden Sieg von
Ronald Reagan in der Prisidentschaftswahl von 1984 endgiiltig. Zugleich ist die in den siebziger
Jahren gebildete Koalition von Spezialinteressen und Minoritaten nicht mehrheitsfahig. Deshalb
versucht eine noch wenig zusammengefiigte Gruppe von demokratischen Politikern, AnschluB zu
finden an die von der Reagan-Koalition gesetzten konservativen Daten.

Im Unterschied zu den neokonservativen Intellektuellen sind Neoliberale jedoch weniger an der
Behebung der sozio-kulturellen Sinnkrise durch die Revitalisierung verlorengegangener Werte wie
Familie, Religion und calvinistischem Arbeitsethos interessiert, sie versuchen vielmehr die kono-
mischen Aspirationen des weilen mittelstindischen Wirtschaftsbiirgers anzusprechen. Der
Schwerpunkt neoliberaler Bemiihungen liegt deshalb im 6konomischen Bereich. In Weltanschau-
ungs- und Biirgerrechtsfragen akzeptieren Neoliberale im Unterschied zu Neokonservativen die
Wertewandlungen der sechziger Jahre. In der Verkniipfung von sozialkonservativ wirkendem
Okonomismus und weltanschaulich-kultureller Liberalitdt zu einer neoliberalen Staatsphilosophie
(,public philosophy*) liegen die — allerdings noch ungewissen — Chancen. einer politischen
Strategie fiir die Demokraten. Das ,,Gary Hart-Phdnomen* des Nominierungsprozesses 1984 zeigt
die Moglichkeit einer Umorientierung der Demokratischen Partei fiir die Prasidentschaftswahlen
1988 an.



	Impressum
	Das deutsche Amerikabild seit der Weimarer Republ
	I. Der unwiderstehliche Einfluß Amerikas 
	II. Indikatoren und Faktoren des deutschen Amerik
	III. Wohlwollende Amerikabilder 
	IV. Die Gegner Amerikas 
	V. Gab es während der Weimarer Republik einen Ant
	VI. Deutsche Amerikabilder bis zur Gegenwart 

	Die deutsch-amerikanischen Beziehungen in den Nac
	I. Die formative Phase: Das erste Jahrzehnt 
	II. Übergänge und Widersprüche: Das zweite Jahrze
	III. Reibungen im Wandel: Die siebziger Jahre 

	Nach dem Neokonservatismus der Neoliberalismus?. 
	Abschied vom Neokonservatismus? 
	Wer sind die amerikanischen Neoliberalen? 
	Der Erfolg Gary Harts 
	Themen der Neoliberalen 
	Neoliberale und Neokonservative Š Gemeinsamkeiten
	Der Neoliberalismus und die amerikanische liberal
	Der Soziale Liberalismus des Rooseveltschen "New 
	Scheitern der "Great Society" Johnsons 
	Politik für die weiße Mittelschicht 
	Das Ende der New-Deal-Koalition 
	Neoliberalisierung der Demokratischen Partei? 
	Amerika nach Reagan: Gibt es ein neoliberales Rea


